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Nachhaltige Entwicklung

Was Nachhaltigkeit bedeutet, weiß jeder
Forstmann: nämlich daß er nicht mehr Holz
schlagen darf, als seit dem letztenmal nachge-
wachsen ist. Entsprechend bedeutet Nachhalti-
ge Entwicklung, daß für unser Wirtschaften
und unseren Lebensstandard nur solche Res-
sourcen genutzt werden sollten, die nach-
wachsen, erneuerbar sind. Das gilt für Rohstof-
fe genauso wie für Energieträger. Nicht nach-
wachsende Ressourcen sollen allenfalls so
lange genutzt werden – und dann so effizient
wie möglich –, bis ein erneuerbarer Ersatz ge-
funden und nutzbar gemacht worden ist. Bei-
spiel sind die fossilen Energieträger wie Kohle
und Erdöl, die langfristig durch Wasser- oder
Windkraft, Sonnenenergie und Biomasse er-
setzt werden sollten. Nachhaltige Entwicklung
bedeutet auch, bei Schadstoffeinträgen in die
Umwelt die natürliche Reinigungskraft nicht
zu überschreiten.

Das Konzept der Nachhaltigen Entwicklung
zeigt mithin eine Richtung an, ist ein ethisches
Leitbild. Es beurteilt unsere Welt auch von den
Ansprüchen künftiger Generationen her. Mehr
noch: Es will ganz bewußt sozial verankert sein
und global die Ansprüche der Menschen aller
Länder miteinbeziehen, mithin auch die Men-
schen in den Entwicklungsländern, denen der-
selbe Anspruch auf einen hohen Lebensstan-
dard zugebilligt wird. Nachhaltige Entwick-
lung erhebt den Anspruch, ein realistisches
Konzept zu sein, das gesellschaftlich konsens-
fähig ist. Es will kein Aufruf zur Askese sein,
zum Zurückschrauben unseres Lebensstan-
dards, unserer Bedürfnisse. Und es ist kein
Konzept der Technikfeindlichkeit. Nachhaltige
Entwicklung ist auch ein Appell an die Innova-
tionsbereitschaft unserer Gesellschaft und
Wirtschaft. Sie setzt auf den Wettbewerb, auf

das Unternehmertum, auf die Innovations-
fähigkeit der Wirtschaft. Das 3-Liter-Auto ist
ein Beispiel dafür. Das Konzept der Nachhalti-
gen Entwicklung stellt einen Paradigmen-
wechsel in der Umweltdiskussion und der Um-
weltpolitik dar.

Nachhaltige Entwicklung bedeutet aber auch
ständige Reflexion unserer Bedürfnisse. Was
heißt z.B. Mobilität, und wie läßt sie sich opti-
mal befriedigen, auch ohne Auto? Wie muß
moderne Stadtplanung aussehen, die weite
Wege überflüssig macht? Wie können mensch-
liche Prestigebedürfnisse befriedigt werden,
ohne daß das mit hohem Verbrauch von Um-
weltgütern verbunden wird? Welche Impulse
muß Politik geben, um eine Nachhaltige Ent-
wicklung zu befördern? Welche Hindernisse
stellen sich einer Nachhaltigen Entwicklung
entgegen und wie können sie überwunden
werden? Dafür braucht es Modellversuche, ge-
rade auch lokale Initiativen.

Wenig reflektiert ist bislang in der Diskussion
um eine Nachhaltige Entwicklung der Bereich
der Arbeit, mit der der Mensch ständig in die
Umwelt eingreift, ganz gleich ob sie als Fabrik-
arbeit oder als Arbeit auf Gegenseitigkeit, ob
im Beruf oder in der Freizeit geleistet wird.
Ganz abgesehen davon, daß im Konfliktfall Ar-
beitsplatz oder Umweltschutz die Prioritäten
zumeist eindeutig ausfallen.
Nachhaltige Entwicklung stellt hohe An-
sprüche an Bildung und Erziehung. Denn
Nachhaltige Entwicklung ist eine Strategie, die
mit den Menschen entwickelt und verfolgt
werden muß. Dabei gilt es auch, Strategien zu
entwickeln, die den Weg vom Bewußtsein zum
Verhalten weisen. Hier ist auch die politische
Bildung gefragt. Hans-Georg Wehling
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Wenn wir nicht auf Kosten nachfolgen-
der Generationen leben wollen – und 
das dürfte ethisch kaum zu rechtfertigen
sein –, sind wir auf eine nachhaltige Ent-
wicklung von Wirtschaft und Gesellschaft
angewiesen. D. h.: Letztlich dürfen die
Ressourcen unserer Erde nur in dem Maße
genutzt werden, wie sie erneuerbar sind,
nicht erneuerbare Ressourcen sind dem-
gegenüber weitgehend von der Nutzung
auszuschließen. Der Realisierung solcher
Forderungen steht die Furcht vor den Ne-
benwirkungen entgegen – die Furcht vor
dem Verlust an Standortqualität ange-
sichts der Globalisierung der Wirtschaft
und im Gefolge davon die Furcht vor Ar-
beitsplatzverlusten, letztlich auch die
Furcht vor Verlusten an Wohlstand und
Lebensqualität. Da Verzicht keine attrakti-
ve gesellschaftliche Perspektive darstellt,
kommt es also darauf an, Wohlstandsstei-
gerung und Ressourcenverbrauch zu ent-
koppeln. Dazu ist ein umfassender Inno-
vationsprozeß erforderlich, der der Effizi-
enzsteigerung dient: Innovationen tech-
nologischer, institutioneller und gesell-
schaftlicher Art. Strategien sind auszu-
denken und in die Wege zu leiten, Verhal-
tensänderungen sind erforderlich, zu
denen die verschiedensten Akteursgrup-
pen ihren Beitrag leisten müssen. Welt-
weit dringend geboten ist auch eine Ver-
ringerung des Bevölkerungswachstums.

Red.

Verbindliches Ziel
internationaler Politik 

Der Begriff „nachhaltige Entwicklung“
(sustainable development) hat innerhalb
weniger Jahre rasche Verbreitung gefun-
den. Ausgangspunkt dieser Karriere war
der Brundtland-Report der Weltkommis-
sion für Umwelt und Entwicklung von
1987. Die Konferenz der Vereinten Natio-
nen in Rio de Janeiro 1992 hat dann dazu
geführt, daß Nachhaltigkeit zu einem ver-
bindlichen Ziel der internationalen Politik
geworden ist. In Deutschland haben vor
allem die Arbeit der Bundestags-Enquete-
Kommission Schutz des Menschen und der
Umwelt sowie die vom Wuppertal Institut
im Auftrag von BUND und Misereor
durchgeführte Studie Zukunftsfähiges
Deutschland zu einer Belebung der Dis-
kussion beigetragen.1

Im Brundtland-Report wird nachhaltige
Entwicklung definiert als Entwicklung, die
Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt,
ohne zu riskieren, daß künftige Genera-
tionen ihre eigenen Bedürfnisse nicht be-
friedigen können.“ 2

Der Wohlstand der heutigen Generation
soll also so erwirtschaftet werden, daß
dies nicht zu Lasten des Wohlstands
zukünftiger Generationen geht. Wenn
der heutige Lebens- und Wirtschaftsstil
Naturvermögen vernichtet, wird zukünfti-
gem Wohlstand die Grundlage entzogen.
Der Hinweis auf die Werte, die damit ge-
schaffen werden – Gebäude, Know-how
etc. – ist in der längerfristigen Nachhaltig-
keitsperspektive wenig relevant. Schon in
wenigen Jahrzehnten wird kaum noch
eines der Güter, die wir heute unter
hohem Material- und Energieaufwand
produzieren, einen Wert haben. Der
Natur- und Ressourcenverzehr aber ist 
irreversibel.
Der Rat von Sachverständigen für Um-
weltfragen stellt in seinem Jahresgutach-
ten 1994 (S. 45) fest: Nachhaltigkeit „ent-
hält eine Programmatik für die Bewälti-
gung der gemeinsamen Zukunft der
Menschheit, die – wenn sie ernst genom-
men wird – revolutionär sein kann“, ver-
langt sie doch „eine tiefgreifende Korrek-
tur bisheriger Fortschritts- und Wachs-
tumsvorstellungen.“ Mit dem Nachhaltig-
keits-Gedanken wird die Umweltschutz-
diskussion auf eine qualitativ neue und
breitere Grundlage gestellt. Im Vorder-
grund steht nicht länger die defensive Ge-
fahrenabwehr („Schadstoff des Monats“),
sondern die vorsorgende Gestaltung mit
dem ethischen Anspruch, essentielle Le-
bensgrundlagen zukünftiger Generatio-
nen zu erhalten.

Weder anthropozentrisch noch rein
ökozentrisch

Ein ethisch tragfähiges Fundament für
nachhaltige Entwicklung darf weder al-
lein auf den Menschen bezogen (anthro-
pozentrisch) sein noch rein ökozentrisch,
d. h. den Menschen bloß als einen beliebi-
gen Teilaspekt des Evolutionsprozesses
begreifen (vgl. Korff 1995, 279f.). Gerade
wenn man von einer anthropozentrischen
Grundposition ausgeht und den „morali-
schen Unverfügbarkeitsstatus des Men-
schen, seine Würde als Person“ betont,
eine „naturale Nivellierung menschlicher
Existenz ablehnt“, ergibt sich daraus die
„Einzigartigkeit seiner Verantwortungs-
fähigkeit für den Umgang mit der ihn um-
greifenden Naturwirklichkeit.“ (Korff
1995, 280). Es geht um die „Rückbindung

der menschlichen Kulturwelt . . . in das sie
tragende Netzwerk“ der Natur. Für diese
„Gesamtvernetzung“ haben Korff und
der Rat von Sachverständigen für Umwelt-
fragen (1994) den Begriff Retinität (rete =
lat. Netz) eingeführt.
In konkreten Entscheidungssituationen
ist dieses (neue) ethische Grundprinzip
abzuwägen mit ökonomischen und so-
zialen Bedingungen, die für die persön-
liche Integrität des Menschen und ein so-
zial gerechtes Miteinander wesentlich
sind. Es besteht keine „prästabilierte Har-
monie“ – notwendig ist „ein ständiges
Ringen um Balance“ (Korff 1995, 283), in
dem es einige allgemeine Leitsätze zu be-
achten gilt:
● Alle politischen Entscheidungen müs-

sen einem Abwägungsprozeß unter-
worfen werden, der sich am Leitbild der
Nachhaltigkeit orientiert – gerade um
zu verhindern, daß Situationen eintre-
ten, in denen kein Freiraum mehr für
Abwägungen verbleibt.

● Abwägen verbietet sich jedoch dort,
„wo die Funktionsfähigkeit des Zuord-
nungsgefüges Mensch –Umwelt als Gan-
zem auf dem Spiel steht“ (Korff 1995,
283), z. B. Klimaveränderungen, Ozon-
loch.

● Soll Wirtschaft zukunftsfähig sein, muß
sie so angelegt sein, daß die Fähigkeit
der Natur, Rohstoffe zur Verfügung zu
stellen und freigesetzte Stoffe aufzu-
nehmen, dauerhaft Bestand hat (vgl.
Korff 1995, 282).

● Konflikte und Abwägungsbedarf lassen
sich zumindest teilweise reduzieren
durch Innovation (Technik, Unterneh-
mertum, Institutionen) – zukunftsfähi-
ge Politik hat die Aufgabe, diese Poten-
tiale zu erschließen.

● „Als defizitär erweist sich die ökonomi-
sche Nutzung technischer Errungen-
schaften überall dort, wo deren Neben-
wirkungen in Abkoppelung von dem
stets mitzuverantwortenden ökologi-
schen Gesamtzusammenhang nicht
berücksichtigt werden.“ (Korff 1995,
281).

Nachhaltigkeit ist kein feststehendes
Ziel, sondern ein gesellschaftlicher
Suchprozeß

Im Nachhaltigkeitsprinzip sind einerseits
normativ-ethische Vorstellungen und an-
dererseits objektiv-wissenschaftliche Er-
kenntnisse enthalten, z.B. über Bela-
stungsgrenzen von Öko-Systemen, aber
auch über die „Belastbarkeit“ von Gesell-
schaft und Wirtschaft beim (allmählichen)
Entzug übernutzter Ressourcen. Nachhal-
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tigkeit ist kein feststehendes Ziel, sondern
ein gesellschaftlicher Suchprozeß, in dem
sich – im Lichte neuer Erkenntnisse und
veränderter Werte – die konkreten Nach-
haltigkeitsziele immer wieder ändern (vgl.
Abb. 1). Abhängig vom tatsächlichen Aus-
maß der Ressourcennutzung ergeben sich
Reduktionsziele. Die politische Gestal-
tungsaufgabe besteht dann darin, inner-
halb der gesellschaftlich gesetzten Nut-
zungsgrenzen Wege zu mehr Wohlstand
zu finden. Wie anspruchsvoll die Ziele und
Nutzungsgrenzen formuliert werden kön-
nen, hängt ganz wesentlich davon ab, ob
es gelingt, neue Wege, innovative Lösun-
gen zu finden. Gefordert ist vor allem 
die Ordnungspolitik. „Die Gesamtord-
nung sollte so sein, daß sie den Menschen
das Leben nach ethischen Prinzipien er-
möglicht“ (Eucken 1952, 199) – hier das
Leben entsprechend dem Nachhaltigskeit-
sprinzip. Daher kann man die These ver-
treten, systematischer Ort der Moral sei
der Ordnungsrahmen; es gibt allerdings
unabhängig von den ordnungspolitischen
Rahmenbedingungen für jedes Individu-
um und für jede gesellschaftliche Akteurs-
gruppe Freiräume für umweltmoralisches
Verhalten (vgl. Rat von Sachverständigen
für Umweltfragen 1994, 78). Weder Kon-
sumenten noch Unternehmen oder Ge-
werkschaften können sich ihrer Verant-
wortung für einen zukunftsfähigen Wirt-
schafts- und Lebensstil mit dem Hinweis
auf ungünstige Rahmenbedingungen ent-
ziehen.
In einem ersten Schritt zur Konkretisie-
rung des Nachhaltigkeitsprinzips lassen
sich folgende allgemeine Nutzungsregeln
(Managementregeln) formulieren:3

● Die Nutzung regenerierbarer Ressour-
cen muß auf deren Regenerations-
fähigkeit (z. B. Wald) bzw. Absorptions-
fähigkeit (z. B. See) beschränkt werden.
Ein völliger Nutzungsverzicht ist nicht
erforderlich, eine zu intensive Nutzung
würde aber einzelne Funktionen oder
das Nutzungspotential insgesamt an-
greifen oder zerstören.

● Die Nutzung nicht-regenerierbarer
Ressourcen (z. B. Erdöl) muß eingestellt
werden. Es muß versucht werden, sie
durch regenerierbare Ressourcen zu er-
setzen (z. B. Erdöl durch Holz). Zu den
nicht-regenerierbaren Ressourcen wird
hier auch die Artenvielfalt gezählt.
Man kann sie aber auch zusätzlich (als
dritte Regel) aufführen, wenn das Ei-
genrecht der Natur betont werden soll.
Erhaltung der Artenvielfalt verlangt
nicht die Erhaltung jeder einzelnen Art
– im Evolutionsprozeß verschwinden
und entstehen ständig Arten –, son-
dern Abbremsen des Artensterbens,
das durch zunehmende Nutzungs-
ansprüche des Menschen verursacht
ist.

Diese Regeln sind zwar nicht sofort, aber
doch grundsätzlich realisierbar. Zu disku-
tieren sind die Anpassungspfade, insbe-
sondere die Anpassungszeiträume – und
erst dann gewinnt Nachhaltigkeit Bri-
sanz. Dies soll an zwei Beispielen verdeut-
licht werden, dem Klimaschutz als globa-
ler Herausforderung und dem Boden-
schutz, einem eher regionalen Zukunfts-
problem.

Nutzungsgrenzen – Beispiel 1:
Klimaschutz

Am intensivsten wird die Diskussion um
Nutzungsgrenzen im Bereich Klimaschutz
geführt, zuletzt auf der Klimakonferenz
in Kyoto im Dezember 1997. Das Problem
ist bekannt: Durch die Emission von Treib-
hausgasen – insbesondere Kohlendioxid
(CO2), das bei der Verbrennung fossiler 
Energieträger (Kohle, Erdöl, Erdgas) ent-
steht, aber auch Methan und Lachgas –
wird die Wärmeabstrahlung der Erde ein-
geschränkt, steigt die Erdtemperatur und
kann es z.B. zu vermehrten Stürmen und
zur Verschiebung von Klima- und Vegeta-
tionszonen kommen mit einer steigenden
Zahl von Elendsflüchtlingen – insgesamt:
zu hohen, irreversiblen Schädigungen des
Naturvermögens. Um diese Gefahr abzu-
wenden, empfehlen Klimaforscher als
Zwischenziel die globalen Emissionen von
Treibhausgasen bis 2050 (verglichen mit
1990) zu halbieren. Bis 2050 wird sich aber
die Weltbevölkerung von 5 Milliarden
(1990) auf ca. 10 Milliarden (die Schätzun-
gen liegen zwischen 8 und 11 Mrd.) Men-
schen ungefähr verdoppeln. Folgerung:
Um bei einer Verdoppelung der Weltbe-
völkerung eine Halbierung der CO2-
Emmissionen zu erreichen, muß die Pro-
Kopf-Emission auf ein Viertel des heuti-
gen Wertes gesenkt werden („Faktor 4“).
Das Problem ist aber leider noch kompli-

zierter: Gegenwärtig liegen die Pro-Kopf-
Emissionen von CO2 in den USA bei 20, in
Deutschland bei 11, in Indien bei einer
und in Afrika bei weniger als 0,1 Tonnen
jährlich. Kann man da fordern, daß alle
Menschen gleichermaßen die Emissionen
auf ein Viertel reduzieren sollen? Sollte
nicht vielmehr von einem gleichen Nut-
zungsrecht für alle Menschen ausgegan-
gen werden? Wenn wir globale Gleichver-
teilung der Nutzungsrechte (Menschen-
recht auf CO2-Emission) unterstellen,
bleibt für jeden Erdbürger im Jahr 2050
nur 1 t. Das heißt für Deutschland weniger
als 1/10 der heutigen Emissionen bzw. Redu-
zierung um 90 % („Faktor 10“). Unter-
scheidet man vereinfachend zwischen „In-
dustrieländern“ (IL) und „Entwicklungs-
ländern“ (EL), so ergibt sich die in Abb. 2
dargestellte Perspektive: In den Industrie-
ländern müßte eine Reduktion der Pro-
Kopf-Emissionen auf 1/16 des heutigen Ni-
veaus erreicht werden. Die Länder des Sü-
dens müssen einen Entwicklungspfad ein-
schlagen, der nicht mit einer Erhöhung
ihrer gegenwärtigen Pro-Kopf-Emission
verbunden ist.
Die Bundesregierung hat sich bekannter-
maßen freiwillig zur Reduzierung der
deutschen CO2-Emissionen um 25% 
bis 2005 (gegenüber 1990) verpflichtet,
wird aber wohl nur eine Reduktion von
ca. 15% erreichen – und dies wird schon
ausreichen, um die Verpflichtungen aus

Abbildung 1: Nachhaltigkeit als gesellschaftlicher Suchprozeß
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der Kyoto-Klimakonferenz zu erfüllen.
Die Ergebnisse der Kyoto-Konferenz
sehen vor, daß die globalen Emissionen
bis 2010 (genauer: im Schnitt der Jahre
2008 bis 2012) um 5,2 % reduziert wer-
den. Die EU-Staaten haben sich zu einer
Reduzierung um 8% verpflichtet, wobei
die einzelnen Staaten in unterschiedli-
chem Ausmaß dazu beitragen können.
Wenn ein Land mehr reduziert als vorge-
sehen, sollen diese nicht genutzten Emis-
sionsrechte handelbar sein.
Was hier am CO2-Beispiel gezeigt wurde,
gilt – der Größenordnung nach – auch für
andere Stoff- und Energieströme. Verein-
fachend kann man daher – wie das Wup-
pertal Institut (vgl. BUND/Misereor 1996,
80) – als Nachaltigkeitsziel formulieren:
Reduzierung aller Stoff- und Energieströ-
me um 80–90 % bis 2050.

„Faktor 10“ reine Utopie?
Das Beispiel Mobilität

Ist „Faktor 10“ reine Utopie oder gibt es
eine realistische Realisierungschance? Be-
trachten wir eine für die Bundesbürger
zentrale Frage, nämlich die Mobilität. Der
Durchschnittsverbrauch der Pkw-Flotte in
Deutschland liegt heute bei knapp 10 Li-
tern pro 100 km. Bereits heute sind jedoch
familientaugliche Fahrzeuge mit einem
Verbrauch von 5 l/100 km am Markt, 3-
Liter-Autos sind in der Entwicklung, und
es wäre wohl auch möglich, innerhalb von
50 Jahren das 1-Liter-Auto serienreif zu
machen. Selbst wenn die Betrachtung also
allein auf den motorisierten Individualver-
kehr (MIV) beschränkt bleibt, ist die Redu-
zierung auf 1/10 keine Utopie. Große Reser-
ven zur Effizienzsteigerung stecken auch
in der Modernisierung anderer Verkehrs-
träger und im Verbund der Verkehrs-
träger sowie – zumindest längerfristig – in
der (Wieder-)Zusammenführung von Ar-
beit – Wohnen – Freizeit. Insgesamt: „Fak-
tor 10“ innerhalb von 50 Jahren ist keine
utopische Vorstellung und nicht zwingend
verbunden mit Verzichtsleistungen.
Betrachten wir nur den Teilaspekt „Versie-
gelung“ – reden wir also nicht über Ver-
sauerung, Verdichtung, Erosion usw. Ge-
genwärtig werden täglich ca. 100 ha
Fläche (ca. 100 Fußballfelder) durch Ver-
siegelung der Natur entzogen. Wenn sich
der Trend der vergangenen 30 Jahre fort-
setzen würde, d.h. die Flächenversiege-
lung eng an die Wachstumsrate des Brut-
toinlandsprodukts gekoppelt bliebe, wäre
Deutschland – bei 3 % realem Wirtschafts-
wachstum im Jahr – innerhalb von nur 80
Jahren komplett überbaut (bei 2% in 120
Jahren).4 Dies ist offensichtlich eine nicht
nachhaltige und nicht zukunftsfähige Ent-
wicklung, d.h. die Flächenversiegelung
muß möglichst rasch eingeschränkt und
schließlich ganz eingestellt werden: Keine

me abgebaut und der Verbrauch nicht-re-
genierbarer Ressourcen eingeschränkt und
gleichzeitig der Wohlstand gesichert oder
weiter gesteigert werden? Offensichtlich
kann dies nur gelingen, wenn Wohlstand
wesentlich effizienter, weniger ressourcen-
aufwendig als bislang erzeugt wird – das
heißt: durch Innovation.
Der Ressourcenverbrauch R läßt sich ge-
danklich in drei Komponenten zerlegen,
die auf drei strategische Handlungsfelder
einer zukunftsfähigen Entwicklung ver-
weisen:
● Effizienzrevolution: Weniger Ressour-

cenverbrauch pro Einheit des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) durch neue Tech-
nologien und neue Organisationsfor-
men.

● Suffizienzrevolution: Weniger Güter und
Dienstleistungen pro Kopf bei gleichem
Wohlstand durch neue, weniger mate-
rial- und energieintensive Formen der
Bedürfnisbefriedigung.

● Bevölkerungspolitik: Senkung der (Welt-)
Bevölkerung, insbesondere Senkung
der Geburtenrate durch Veränderung
der darin zum Ausdruck kommenden
Präferenzen und Zwänge.5

Nachhaltigkeitspolitik muß alle drei Op-
tionen im Blickfeld haben und unterstüt-
zen; kurz- und mittelfristig dominant ist
allerdings – zumindest für Industrieländer
– die Effizienzrevolution. Lebensstile und
Bevölkerungsentwicklung ändern sich nur
langsam. Selbst wer von den schier uner-
schöpflichen Potentialen der Effizienzstra-
tegie überzeugt ist, darf die Notwendig-
keit einer Debatte über Suffizienz, Be-
dürfnisse und Lebensstile nicht leugnen.
Langfristig sind weniger Menschen mit
weniger materiellen Ansprüchen nötig.

neuen Industriegebiete, keine zusätzli-
chen Einkaufszentren auf der grünen
Wiese und keine Neubaugebiete. Wann
soll diese „Horrorvision“ für Häuslebauer
und Bauunternehmer Wirklichkeit wer-
den? Das Wuppertal Institut schlägt vor,
ab 2010 keinerlei Neu-Versiegelung mehr
zuzulassen (vgl. BUND/Misereor 1996), die
Enquete-Kommission (1997) ist etwas we-
niger radikal: Sie schlägt eine Reduzie-
rung auf 10% der heutigen Versiege-
lungsmenge, d.h. auf 10 ha/Tag bis 2010
vor.

Die Zeit der Flächenversiegelungen
muß beendet werden: Nutzungs-
grenzen Beispiel 2: Bodenschutz

Was wären die Konsequenzen, wenn wir
den Vorschlägen der Wissenschaftler fol-
gen? Die Zeit der Flächenerschließungs-
orgien muß beendet werden, die Auswei-
sung von Gewerbegebieten als Rezept der
Wirtschaftsförderung gehört in die Mot-
tenkiste. Sofern die Bevölkerung weiter
wächst (Prognose: 85 Mio. in 2010), müß-
te die Wohnfläche pro Kopf abnehmen –
sie liegt heute in (West-)Deutschland bei
37 qm (1968: 23 qm; Japan 1996: 10 qm).
Damit dies nicht mit Wohlstandsverlusten
verbunden ist, muß eine effizientere

Abbildung 2: Stand und Ziel der CO2-Emissionen 1990 und 2050

Gesamt- Pro-Kopf- Bevölkerung Pro-Kopf- Bevölkerung
emissionen Emission IL der IL Emission EL der EL

1990 20 Mrd. t 16 t 1,0 Mrd. 1 t 4,0 Mrd.

2050 10 Mrd. t 1 t 1,5 Mrd. 1 t 8,5 Mrd.

Abbildung 3: Strategische Optionen der Nachhaltigkeitspolitik

R   =
R

x
BIP x Einwohner

BIP Einwohner

Effizienz- Suffizienz- Bevölkerungs-
revolution revolution politik

Flächennutzung erfolgen, z.B. durch Flä-
chenrecycling (Wiederverwertung von In-
dustriebrachen), effizientere Nutzung be-
reits bebauter Flächen (Nachverdichtung,
Dachausbau, Aufstockung von Gebäu-
den), effizientere Nutzung statt Ausbau
von Infrastruktur (z.B. durch Road Pric-
ing), neue Wohnformen (Alten-WGs, auch
um fortschreitender Vereinsamung entge-
genzuwirken). Der (schwäbische) Traum
vom Häusle im Grünen ist damit nicht aus-
geträumt, sondern nur der Traum vom
Neubau – Arbeit gibt es umso mehr durch
Umbau und Sanierung.

Wohlstandssicherung durch
Effizienzsteigerung und Innovation

Wenn die Erhaltung des Naturvermögens
conditio sine qua non einer zukunftsfähi-
gen Entwicklung ist, so stellt sich die Frage:
Wie kann die Überlastung der Öko-Syste-

Strategien: technologische, 
institutionelle, gesellschaftliche 
Innovationen

Mehr Wohlstand wird auch in Zukunft
möglich sein – sofern es gelingt, Wohl-
standssteigerung und Ressourcenver-
brauch zu entkoppeln. Dazu bedarf es
einer umfassenden Strategie der Innova-
tion:
● Technologische Innovation: Nachge-

schaltete Technologien (Katalysator,
Kläranlagen, Filtertechnik etc.) reduzie-
ren akute Belastungen, sind aber inso-
fern problematisch, als sie den Anwen-
dern hohe Zusatzkosten verursachen
und zu ökologisch kontraproduktiven
Problemverlagerungen führen (z. B.
hochgiftigem Klärschlamm und Filter-
staub). Ökologisch und ökonomisch 
positiver zu beurteilen sind integrierte
Problemlösungen (z. B geschlossene
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Kreisläufe, zerlegbare und wiederver-
wertbare Produkte bzw. Komponen-
ten). Sie wirken zugleich umweltentla-
stend und kostensparend, tragen also
auch zur Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit bei. Noch einen Schritt
weiter gehen Vermeidungslösungen
(Dienstleistungskonzepte, Demateriali-
sierung) – Unternehmen wandeln sich
vom reinen Produzenten zum Dienstlei-
ster, der ein Bedürfnisfeld insgesamt
abdeckt (z.B. Raumbeleuchtung, Wärme
statt bloßer Stromlieferung).

● Institutionelle Innovation: Verbesserung
der gesetzlichen Rahmenbedingungen
(z. B. in Form einer Ökologischen Steu-
erreform) und der Kooperation zwi-
schen den gesellschaftlichen Gruppen
(z.B. Runde Tische, Lokale Netzwerke).
Eine wichtige institutionelle Innovation
könnte ein Nationaler Umweltrahmen-
plan sein, in dem festgelegt wird, wel-
che Nachhaltigkeitsziele in welchen
Zeiträumen erreicht werden sollen und
welche Instrumente dafür eingesetzt
werden.

● Gesellschaftliche Innovation, d. h. neue
Lebensstile, neue Wege, um Wohlstand
mit weniger materiellen Ressourcen zu
erreichen,6 z. B. gesellschaftliche Aner-
kennung ohne ressourcenintensive Sta-
tussymbole (wie große Autos). Suchpro-
zesse in diese Richtung können nicht
staatlich verordnet werden, sondern
sind das Ergebnis der Phantasie und
Kreativität vieler Menschen, die sich in
kleinen, überschaubaren Projekten ent-
falten (z. B. Selbsthilfeorganisationen,
Nutzungsgemeinschaften). Es sind oft
nur kleine Verhaltensänderungen, die
nicht viel „kosten“, in der Summe aber
viel bewirken: Shell-Boykott, Car-Sha-
ring, Tauschringe, regionales Bier („Bier
von hier“), jahreszeitgemäße Ernährung
(keine Erdbeeren zu Weihnachten), en-
gere Beziehung zwischen Verbrauchern
und Produzenten („neue Städter
braucht das Land“). Zu betonen ist stets
die Idee der Wohlstandssteigerung. Ver-
zicht (Senkung des Wohlstands) bietet
keine attraktive gesellschaftliche Per-
spektive; einzelne Menschen können
temporären Verzicht (Fasten) und be-
wußte Einschränkung (Askese) durchaus
als wohlstandssteigernd empfinden.
Nicht das Streben der Menschen nach
Glück soll also in Frage gestellt werden,
sondern die Mittel, mit denen sie dieses
Ziel verfolgen. Wege zu mehr Wohl-
stand müssen nicht notwendig zu mehr
Stoff- und Materialverbrauch führen.
Um die Suche nach neuen Wegen anzu-
regen, kann es auch erforderlich sein,
alte, mit hohen Kosten (irreversiblen
Schäden) verbundene Wege zu blockie-
ren, z.B. durch Verbote oder Verteue-
rung einzelner Produkte oder Ver-
packungen. Darin Ansätze einer „Öko-
Diktatur“ zu vermuten, wäre abwegig.

Öko-Steuern: Verbindung von 
Umweltpolitik und Beschäftigungs-
politik

Mit welchen Instrumenten kann die staat-
liche Politik eine Effizienzrevolution un-
terstützen und veränderte Lebensstile an-

regen? Im Prinzip sind hier alle Politikbe-
reiche gefordert – von der Bildungspolitik
über die Steuerpolitik bis zur Agrarpolitik,
und es gibt eine Vielzahl von Instrumen-
ten:
● Ordnungsrecht (Gebote, z.B. Emissions-

grenzwerte; Verbote, z.B. von FCKW).
● Öko-Steuern (Verteuerung der Um-

weltnutzung z.B. durch eine Abwasser-
abgabe – damit die Preise die „ökologi-
sche Wahrheit“ sagen).

● Verschmutzungsrechte, die jährlich ab-
gewertet werden und es den Ver-
schmutzern überlassen, ob sie die Ver-
schmutzung reduzieren oder Ver-
schmutzungsrechte hinzukaufen (in
den USA erfolgreich getestet für SO2,
im Kyoto-Protokoll für globale CO2-
Emissionen vorgesehen).

● Freiwillige Lösungen bzw. Selbstver-
pflichtungen (z.B. der Chemischen In-
dustrie, ihre CO2-Emissionen bis 2005
um 30% zu reduzieren.

Stellvertretend kann hier nur auf einen –
allerdings sehr erfolgversprechenden –
Ansatz etwas genauer eingegangen wer-
den: die Ökologische Steuerreform.
Der Grundgedanke der Ökologischen
Steuerreform ist einfach: Umwelt- und
Ressourcennutzung wird durch Besteue-
rung soweit verteuert, bis sie auf das als
„nachhaltig“ angesehene Niveau zurück-
geht. Das Mittelaufkommen wird (voll-
ständig) für Steuer- und Abgabenentla-
stungen an anderer Stelle verwendet
(Aufkommensneutralität). Nachhaltigkeit
kann dadurch verbunden werden mit an-
deren gesellschaftlichen Zielen, z.B. der
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit.
Im Mittelpunkt der Öko-Steuerdiskussion
steht die Besteuerung fossiler Energieträ-
ger (Erdöl, Erdgas, Steinkohle, Braunkoh-
le). Ökologisches Ziel ist es einerseits, die
CO2-Emissionen zu reduzieren und ande-
rerseits zur Ressourcenschonung beizutra-
gen. Besteuert wird auch Atomstrom; re-
generierbare Energien (Wasser-, Wind-,
Solarenergie) bleiben zunächst von der
Besteuerung ausgenommen. Der Einstieg
könnte mit 1–2 Pfennig/kWh Primärener-
gie erfolgen und nach einem festen Zeit-
plan innerhalb von 15 Jahren auf 10 Pfen-
nig/kWh gesteigert werden. Für die
Strompreise würde das eine Erhöhung um
zunächst drei und längerfristig um mehr
als 20 Pfennig/kWh bedeuten. Das Steuer-
aufkommen würde anfangs bei ca. 50
Mrd. DM liegen und könnte dann – selbst
bei einer Halbierung des Primärenergie-
verbrauchs – auf eine Größenordnung von
150 Mrd. DM ansteigen (Vorschlag des
BUND, vgl. Kurz 1995).7 Gerade angesichts
der Deregulierung des Strommarktes, die
zu sinkenden Strompreisen führen wird,
wäre die Einführung einer Energiesteuer
dringend geboten.
Eine allgemeine Primärenergiesteuer wür-
de nicht ausreichen, um dem Individual-
verkehr seine ökologischen Kosten anzu-
lasten. Dazu wäre zusätzlich eine Er-
höhung der Mineralölsteuer notwendig.
Würde der Benzinpreis z.B. innerhalb von
15 Jahren auf 5 DM/l angehoben, würde
er – bei einer durchschnittlichen Infla-
tionsrate von zwei Prozent – also real auf
ca. 3,70 DM/l ansteigen, so müßten die
Nachfrager ihren Verbrauch zumindest

halbieren (z.B. durch Umsteigen vom 10-
Liter- auf das 5-Liter-Auto), um spürbare
Zusatzbelastungen zu vermeiden. Darauf
muß sich auch der Berufspendler einstel-
len, weil Öko-Steuern nur Sinn machen,
wenn sie nicht auf der anderen Seite wie-
der durch Kilometerpauschalen oder Koh-
lesubventionen ausgehebelt werden.8

Die Öko-Steuern würden dem Staat dau-
erhafte neue Einnahmequellen erschlie-
ßen, da der Energieverbrauch nicht auf
Null, sondern „nur“ auf ein nachhaltiges
Niveau zurückgeführt werden soll. Mit
diesen Einnahmen sind daher Steuerent-
lastungen an anderer Stelle möglich. Zur
Verbindung der Umweltpolitik mit der Be-
schäftigungspolitik empfiehlt sich die Er-
höhung der Staatszuschüsse zur Arbeitslo-
sen- und zur Rentenversicherung (z.B. zur
Entlastung von „versicherungsfremden
Leistungen“). Die Sozialversicherungsträ-
ger können dann ihre Beitragssätze sen-
ken. Damit werden die Unternehmen und
die Arbeitnehmer entlastet, die je zur
Hälfte die Beiträge bezahlen. Der Einsatz
des Faktors Arbeit wird kostengünstiger
und daher ansteigen – die Ergebnisse
von Modellrechnungen liegen zwischen
600 000 und 1,5 Mio. zusätzlicher Arbeits-
plätze innerhalb von 10–15 Jahren (vgl.
DIW 1994; Meyer et al. 1997). Verbessert
würde die Wettbewerbsfähigkeit beschäf-
tigungsintensiver Produkte und Dienstlei-
stungen quer durch alle Branchen. Be-
schäftigungspotentiale liegen insbeson-
dere in der Landwirtschaft (bei Umstel-
lung auf ökologischen Landbau) und im
Energiesektor (bei dezentraler Energie-
versorgung).9 Eine Studie des Tübinger In-
stituts für angewandte Wirtschaftsfor-
schung zeigt, daß von 11 untersuchten
baden-württembergischen Unternehmen
nur zwei durch eine Öko-Steuerreform im
Endeffekt belastet würden – eine Papier-
fabrik und ein Zementhersteller.

Umweltschutz und Nachhaltigkeit
sind keine Jobkiller

Obwohl Nachhaltigkeit als Leitbild breite
Akzeptanz gefunden hat, kommt die
praktische Umsetzung nur zögerlich vor-
an. Dies liegt vor allem an den befürchte-
ten Nebeneffekten, der Angst vor einer
Überforderung der Anpassungsfähigkeit
des ökonomischen und gesellschaftlichen
Systems, wenn dem Ressourcenverbrauch
allzu rasch Grenzen gesetzt würden. Im
folgenden soll auf zwei Aspekte dieser
Diskussion eingegangen werden: Beschäf-
tigung und Globalisierung.
Heute verdanken bereits eine Million
Menschen (ca. 3% der Erwerbstätigen) in
Deutschland ihren Arbeitsplatz dem Um-
weltschutz (zum Vergleich: Textilindustrie
130 000). Das Volumen des Umweltschutz-
markts (Abfall, Wasser, Luft, Lärm, Ener-
gie, Meß- und Regeltechnik, Beratung,
Kontrolle) wird weltweit auf 500 Mrd. DM
geschätzt und weist überdurchschnittliche
Wachstumsraten auf. Noch gehört die
Bundesrepublik – neben den USA und
Japan – zu den Weltmarktführern in 
diesem Zukunftsmarkt (Weltmarktanteil
knapp 20%). Ein großer Teil des Umwelt-
schutzmarktes und der positiven Arbeits-
platzeffekte beruht allerdings auf nach-
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geschaltetem Umweltschutz (z.B. Abfall-
entsorgung, Filtertechnologien), der
durch (produkt- und prozeß-)integrierte
Lösungen und Vermeidungslösungen län-
gerfristig eher abnehmen wird. Zusätzli-
che Arbeitsplätze könnten aber durch ei-
ne ökologische Steuerreform geschaffen
werden.
Umweltschutz und Nachhaltigkeit sind
also zumindest keine Jobkiller – sie werden
aber auch nicht die Vollbeschäftigung
zurückbringen. Daher muß nach Möglich-
keiten gesucht werden, die Reformper-
spektive „Nachhaltigkeit“ mit der Diskussi-
on um die Zukunft der Arbeit zusammen-
zuführen. Im Zentrum steht wiederum der
Gedanke der Wohlstandssteigerung ohne
gleichzeitige Vermehrung der Stoff- und
Energieströme. Arbeit trägt nicht nur
durch Einkommen zum Wohlstand bei. 
Arbeit bedeutet auch soziale Integration
und Selbstverwirklichung. Wohlstandsmin-
dernd wirken dagegen alle Regelungen,
die Menschen zwingen, mehr zu arbeiten
als sie arbeiten wollen, z.B. starre Arbeits-
zeiten, erzwungene Überstunden. Empiri-
sche Untersuchungen belegen, daß unge-
fähr 2,5 Millionen Menschen in Deutsch-
land bereit wären, weniger zu arbeiten
und entsprechend auf Einkommen zu ver-
zichten. Zu fordern ist daher eine weitere
Flexibilisierung der täglichen Arbeitszeit,
der Wochen-, der Jahres- und der Lebens-
arbeitszeit.
Erleichtert werden müßte auch der Über-
gang zwischen Erwerbstätigkeit und „in-
formeller Tätigkeit“, d.h. Tätigkeit im pri-
vaten Haushalt (Kindererziehung, Alten-
pflege, Do it yourself), im Ehrenamt
(Nachbarschaftshilfe, politisches Engage-
ment in Bürgerinitiativen und Parteien).
Diese gesellschaftlich unentbehrliche Lei-
stung – Investitionen in die Menschen, in
das Humankapital und das Sozialkapital –,
die im Haushaltssektor überwiegend von
Frauen erbracht werden, bleiben bislang
statistisch unerfaßt, tragen also offiziell
nichts zu unserer Wirtschaftsleistung bei;
es gibt lediglich Schätzungen, die be-
sagen, daß der monetäre Wert bei minde-
stens 1000 Mrd. DM jährlich, also ca.
einem Drittel des BIP angesetzt werden
muß.

Statt Erwerbsarbeit mehr
„Bürgerarbeit“

Um informelle Tätigkeit – Beck (1977)
nennt das „Bürgerarbeit“ – aufzuwerten,
genügen Reden und öffentliche Auszeich-
nungen alleine nicht. Die Bereitschaft, Er-
werbsarbeit durch andere Formen der
Zeitverwendung zu ersetzen, hängt ent-
scheidend von den damit verbundenen
Existenzrisiken ab. Der Ausstieg aus der
Erwerbsarbeit kann erleichtert werden
durch ein staatliches Grundeinkommen
(„Bürgergeld“). Dazu gibt es eine Vielzahl
von Modellen und Vorschlägen:
● Der weitestgehende Vorschlag ist ein

Grundeinkommen, das unabhängig
von der Bedürftigkeit an jeden Staats-
bürger in gleicher Höhe bezahlt wird.
Vorteile: keine Bürokratie, keine Be-
trugsmöglichkeiten, Verteilungsgerech-
tigkeit – jeder bekommt z.B. 800 DM
monatlich. Nachteil: hohe Kosten. Ein

Grundeinkommen von 800 DM würde
zu einem Finanzbedarf von 770 Mrd.
DM führen (zum Vergleich: Die Sozial-
ausgaben liegen heute bei 1100 Mrd.
DM).

● Ein anderer Vorschlag ist die „negative
Einkommenssteuer“, die Einkommens-
steuer und die Zahlung von sozialstaat-
lichen Leistungen integriert: Hat ein
Bürger kein Einkommen, erhält er das
staatliche Grundeinkommen. Mit jeder
Mark, die er hinzuverdient, sinkt das
Grundeinkommen bis es schließlich ab
einer bestimmten Einkommensgrenze
ganz wegfällt; bei weiter steigendem
Einkommen setzt die Besteuerung ein.

Trotz nicht zu übersehender Probleme ist
die Idee eines Grundeinkommens mehr als
bloße Vereinfachung des Steuer- und So-
zialsystems. Sie kann zum Abbau von Ar-
beitslosigkeit ohne Wachstum beitragen
und zur Verbesserung der Lebensqualität.
Beck (1997) ist zuzustimmen, wenn er
schreibt: „Bürgerarbeit ist . . . eine dosier-
te Entzugstherapie für die arbeitsdrogen-
abhängige Gesellschaft.“ Und: „Erforder-
lich ist eine politische Initiative“, die die
„Fixierung auf die Erwerbsarbeit“ über-
windet und für eine „vita activa jenseits
der Erwerbsarbeit“ wirbt.
Von der finanziellen Absicherung der
Nicht-Erwerbstätigkeit sind nicht nur Ent-
lastungseffekte am Arbeitsmarkt zu er-
warten, sondern auch ökologische Entla-
stungseffekte: Mit der Zahl der geleiste-
ten Erwerbsarbeitsstunden sinkt die Pro-
duktionsmenge, damit der Ressourcenver-
brauch, die Emissionen und die Abfall-
mengen. Durch reduzierte Erwerbsarbeit
steht weniger Einkommen zur Verfügung
und wird weniger konsumiert. Die Re-
formperspektive lautet also: Mehr Wohl-
stand aus einer verbesserten Arbeitswelt
statt aus erhöhtem Materialdurchfluß.

Die Standortqualität wird künftig
noch viel stärker von effizienter
Ressourcennutzung abhängen

Beeinträchtigt Nachhaltigkeit die Stand-
ortqualität, d.h. würde die Abwanderung
mobiler Faktoren (Kapital, qualifizierte
Arbeitskräfte) ausgelöst – und damit die
Lösung aller anderen Zukunftsprobleme
(Arbeitslosigkeit, Staatsverschuldung etc.)
erschwert? Sind wir nicht (auch) im Um-
weltschutz gezwungen, uns dem niedri-
geren Niveau des Auslands anzupassen?
Gegen diesen weitverbreiteten (Irr-)Glau-
ben lassen sich verschiedene Argumente
anführen:10

● Globaler Standortwettbewerb erzwingt
nicht Gleichmacherei (weder gleiche
Löhne noch gleiche Steuersysteme),
sondern Differenzierung, d.h. eine spe-
zifische Kombination von Standortfak-
toren, durch die sich Deutschland von
Konkurrenten abhebt. Beispiel: Wenn
wir die Umweltqualität erhöhen und
zugleich die Lohnnebenkosten senken
(durch eine Öko-Steuerreform), wird
der Standort D per saldo für Unterneh-
men attraktiver, insbesondere für ar-
beits- und forschungsintensive.

● Umweltschutz ist für einige Branchen
unabdingbare Produktionsvorausset-
zung: Nahrungs- und Genußmittelindu-

strie (z.B. Mineralwasserquellen und
Brauereien), Mikrochips (staubfreie
Luft), Tourismus, sowie alle Branchen,
die auf hochqualifizierte, international
mobile Mitarbeiter (mit hohen An-
sprüchen an Lebensqualität) angewie-
sen sind.

● Ressourcenknappheit und effiziente
Ressourcennutzung wird in Zukunft
weltweit ein zentrales Problem sein.
Unternehmen, die dazu Problemlösun-
gen anbieten können, verbessern ihre
Wettbewerbsfähigkeit. Deutschland ist
dafür Lernfeld und Pioniermarkt. Wer
sich diesem Lernprozeß verweigert, hat
längerfristig schlechte Karten und zwar
nicht wegen der deutschen Umweltpo-
litik, sondern wegen der eigenen Inno-
vationsschwäche.

● Ein Land, das die Kosten der Umwelt-
nutzung den Nutzern nicht voll anla-
stet, häuft immer weitere Altlasten an
und betreibt seinen eigenen Ruin.
Damit ein Standort auch längerfristig
attraktiv und leistungsfähig bleibt,
müssen die Bürger – die „immobilen
Faktoren“, für die der Standort Heimat
ist – dafür sorgen, daß der Wirt-
schaftsprozeß ökologische Belastungs-
grenzen nicht überschreitet, keine irre-
versiblen Schäden anrichtet.

● Der Anreiz zur Standortverlagerung
wird durch internationale Abkommen
abgeschwächt (z.B. das Montreal Proto-
koll, das die Produktion von FCKW
weltweit verbietet; Kyoto-Protokoll,
das auch in anderen Ländern die CO2-
Emissionen begrenzt). Wie im sozialen
Bereich sind auch hier weitere Abkom-
men notwendig, in denen internationa-
le Mindeststandards festgelegt werden.
Von Vorreiterrolle oder nationalem Al-
leingang, durch die Unternehmen in
Deutschland Lasten auferlegt werden,
die ihre ausländischen Konkurrenten
nicht zu tragen haben, kann immer 
weniger die Rede sein, weil z.B. in Län-
dern wie Dänemark, Niederlande,
Österreich, Schweden, selbst Japan die
Nachhaltigkeitsdiskussion weiter fort-
geschritten ist als in Deutschland.

Fazit: Nicht zu bestreiten ist, daß nach-
haltige Entwicklung eine Beschleunigung
des Strukturwandels bedeutet und da-
durch einige Branchen und Unternehmen
in Bedrängnis kommen werden. Politisch
entscheidend ist daher Augenmaß, ins-
besondere bei der Wahl der Anpassungs-
zeiträume. Im Einzelfall können zeitlich
befristete Ausnahmeregelungen und An-
passungshilfen erforderlich sein. Nachhal-
tigkeitspolitik darf nicht zu Problembe-
seitigung durch Standortverlagerungen
führen, sondern muß auf innovative Pro-
blemlösungen am Standort D gerichtet
sein.

Globalisierung und Regionalisierung:
eine Blickwende

Globalisierung ist nicht aufzuhalten, sie
kann aber eingedämmt und gestaltet
werden. Dazu gehört die Anlastung der
ökologischen Kosten des Verkehrs, sprich
dessen Verteuerung durch Öko-Steuern.
Dazu gehört aber vor allem eine Blick-
wende der Unternehmer, der Konsumen-
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ten und des Staates. Wer nur die Welt-
märkte und die Schnäppchen, die es dort
zu machen gibt, im Auge hat, der wird
schließlich selbst zum Schnäppchen.
● Verbraucher, die sich nur am (Niedrig)-

Preis orientieren, oder aber solche, die
auf möglichst exotische Güter Wert
legen, brauchen sich nicht zu wundern,
wenn sie in ihrer Rolle als Arbeitnehmer
feststellen, daß sie in Konkurrenz mit
dem indischen Textilarbeiter oder dem
mexikanischen Bierbrauer stehen, d.h.
mit den Schnäppchen des internationa-
len Arbeitsmarkts konkurrieren müssen.

● Wer als Sparer sein Geld treu und brav
zur nächstbesten Bank trägt und Rendi-
te sehen will, ohne zu fragen, wie diese
erzielt wird, darf sich über die interna-
tionale Mobilität des Kapitals und den
Mangel an günstigem Kapital für hei-
mische Unternehmensgründer nicht
wundern.

● Wer als Unternehmer nun Shareholder
Value und kurzfristige Erfolge im Blick
hat, beutet das Kapital eines Standorts
aus, ohne zu dessen Erhaltung und Wei-
terentwicklung beizutragen und be-
raubt sich (und andere) damit der lang-
fristigen Existenzgrundlage.

● Wer als Politiker nur Liberalisierung
und Deregulierung predigt, ohne die
Notwendigkeit von Regeln und regio-
naler Identität zu begreifen, beschädigt
die Grundlagen der Demokratie, die
nur Sinn macht, wenn eigenständige
Gestaltungsmöglichkeiten bestehen und
genutzt werden.

Blickwende heißt also: Mehr Beachtung
und Entwicklung der Potentiale, die in
einer Region stecken, in Kooperation aller
relevanten Akteure, d.h. Aufbau regiona-
ler Netze, die die Standorttreue verstär-
ken und belohnen. Regionalisierung heißt
nicht Abschottung und Kirchturmspolitik,
gemeint ist ein weltoffener Regionalismus
– offen für den Austausch von Meinungen
und Informationen – bei reduziertem Aus-
maß der Material- und Energieströme. In-
zwischen engagieren sich auch Kommu-
nen, Regionalverbände und Bundeslän-
der, indem sie spezifische Leitbilder einer
nachhaltigen Entwicklung formulieren
und erfüllen damit die Lokale Agenda 21,
die in Rio 1992 beschlossen worden ist. In-
teressante Beispiele sind Ulm, Heidelberg,
München und auch Stuttgart mit seinem
Klimaschutzkonzept (Klicks).11

Eine Herausforderung auch für 
unsere Wirtschaftsordnung

Nachhaltige Entwicklung ist auch eine
große Herausforderung für unsere Wirt-
schaftsordnung. Es stellt sich die „System-
frage“: Wie läßt sich die Soziale Markt-
wirtschaft zu einer Öko-sozialen Markt-
wirtschaft weiterentwickeln? Es gilt, be-
währte Prinzipien der Marktwirtschaft zu
erhalten – teilweise auch zu stärken (z.B.
Haftung) – und sie weiterzuentwickeln
bzw. zu ergänzen. Nachhaltigkeitsziele
lassen sich erreichen, ohne daß die frei-
heitlich-marktwirtschaftliche Ordnung in
ihrem Kern bedroht ist. Hier kann nur auf
einige ordnungspolitische Aspekte der
Nachhaltigkeitsdiskussion eingegangen
werden.12

● Planwirtschaft? Nachhaltigkeit verlangt
kein dichtgeknüpftes Netz von detail-
lierten Nutzungsgrenzen. Sie kann sich
(zunächst) auf quantitativ besonders
bedeutsame Stoffströme und auf Stoff-
ströme mit hohem Gefährdungspoten-
tial beschränken. Zudem bedeutet Be-
grenzung der Nutzungsmengen nicht
zwangsläufig staatliche Bewirtschaf-
tung. Marktliche Koordination kann er-
halten bleiben, indem die verbleiben-
den Nutzungsmengen frei handelbar
bleiben bzw. gemacht werden (Öko-
Steuern, Nutzungslizenzen).

● Technikfeindlichkeit? Innovation bleibt
weiterhin nicht nur möglich, sondern
gefragt – nur: die Richtung des Such-
und Entdeckungsprozesses muß sich
aufgrund neuer (gesellschaftlicher)
Ziele ändern. Intensivere Untersuchung
von Technikfolgen und – im Einzelfall –
Einschränkungen unternehmerischer
Handlungsfreiheit in Form von Pro-
duktverboten werden notwendig sein,
um die Minimierung gesellschaftlicher
Risiken zu erreichen.

● Öko-Diktatur? Kennzahlen wie 1 t CO2-
Emission/Kopf oder Kennzahlen über
den Pro-Kopf-Wasserverbrauch (175 Li-
ter täglich), den Pro-Kopf-Wohnraum
(37 m2), den Pro-Kopf-Fleischverbrauch
etc.  sind keine Vorboten einer Öko-Dik-
tatur, sondern Orientierungshilfen, die
individuelle Bedürfniskritik ermögli-
chen. Bedürfnisse sind nicht vollkom-
men „autonom“, sondern zu einem we-
sentlichen Teil Produkt eines gesell-
schaftlichen Lernprozesses. Ein Element
dieses Lernprozesses ist das Schul- und
Bildungssystem, wo die Art der Bedürf-
nisfähigkeit geprägt wird.13 Natur kann
nur dem wertvoll erscheinen, der sie
kennt und der über Naturerfahrung ver-
fügt. In dem Maße, wie sie aus den Köp-
fen und der Alltagserfahrung ver-
schwindet und durch virtuelle Welten
ersetzt wird, kann sie auch in der Rea-
lität nicht standhalten. Das Erlernen der
Bedürfnisfähigkeit präjudiziert nicht,
welches Gewicht ein Individuum einem
Bedürfnis gibt, sondern öffnet Optio-
nen für die Suche nach neuen Erfahrun-
gen, die sich von stoff-/energieintensi-
ven Konsumoptionen abwenden und
„sanfteren“ Alternativen zuwenden
(z.B. Naturerfahrung statt Geschwindig-
keitsrausch in schnellen Autos).14 Ein
weiteres Element ist die Werbung für
Produkte und einen insgesamt ressour-
cenintensiven Lebensstil. Staatliche Poli-
tik könnte sich auf selektive Werbever-
bote richten (vgl. dazu auch Rat von
Sachverständigen für Umweltfragen
1994, 57) oder „Gegenwerbung“ betrei-
ben (Informations- und Aufklärungs-
kampagnen).

● Ergänzungen des Ordnungsrahmens:
Zu erwähnen sind hier insbesondere
zwei institutionelle Innovationen, die
der Durchsetzung von Nachhaltigkeits-
zielen förderlich sein könnten: Die Er-
stellung eines Nationalen Umweltrah-
menplans, in dem festgelegt wird, wel-
che Nachhaltigkeitsziele in welchen
Zeiträumen erreicht werden sollen und
welche Instrumente dafür eingesetzt
werden (Beispiele dafür gibt es bereits

u.a. in Niederlande, Österreich); die
Schaffung einer – der Bundesbank ver-
gleichbaren – unabhängigen Instanz,
die für die Einhaltung der Nachhaltig-
keitsziele bzw. Nutzungsgrenzen zu-
ständig ist.15

Ob die notwendigen Ordnungsreformen
durchgesetzt werden können, hängt von
jedem einzelnen Bürger ab – aber auch von
Akteurs- und Interessengruppen, die an
der politischen Willensbildung mitwirken.

Politische Durchsetzung: Gefragt ist
der politische Unternehmer

Jeder Bürger ist zugleich Betroffener und
Akteur einer Politik der Nachhaltigkeit.
Bewußt oder unbewußt ist er Teil von Ak-
teursgruppen, aus deren Interessen, Ver-
halten und Verhaltensänderungen sich
die Dynamik jeder Politik erklären läßt.
Hier kann nur beispielhaft auf einige we-
nige Akteuersgruppen eingegangen wer-
den. Für alle Akteursgruppen gilt: Es gibt
Verhaltensfreiräume, die für mehr oder
weniger umweltverträgliches Verhalten
genutzt werden können – und deshalb ist
der Ort der Moral nicht allein der Ord-
nungsrahmen. So begrenzt die Verhal-
tensfreiräume der Akteure auch sein
mögen, es wäre ein Fehler, sie zu überse-
hen und zu unterschätzen.
Unternehmen16 sind Wirtschaftseinheiten,
deren Existenz von der Gewinnerzielung
abhängt. Gewinnerzielung ist nicht gleich-
bedeutend mit kurzfristiger Gewinnmaxi-
mierung, sondern umfaßt auch die lang-
fristige Existenzsicherung. Dies erfordert
strategische Entscheidungen und eröffnet
Freiräume, die auch für nachhaltige Unter-
nehmensentwicklung Raum lassen. Unter
dem Druck von umweltbewußten Ver-
brauchern, Anlegern (die auf Anlagensi-
cherheit drängen), Banken und Versiche-
rungen (die auch ökologische Risiken
sehen) verspricht das Denken in Nachhal-
tigkeits-Kategorien den Unternehmen
mehr als nur eine „Öko-Marktnische“. So-
weit die staatlich gesetzten Rahmenbedin-
gungen dabei ein Hemmnis darstellen, ist
der „politische Unternehmer“ gefragt, der
sich z.B. für eine Ökologische Steuerre-
form einsetzt. „Dies ist vor allem die Ver-
pflichtung der Unternehmensverbände.“
(Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen 1994, 78).

Umweltverbände
als „ethosbildende Kraft“

Umweltverbände haben in der Nachhaltig-
keitsdiskussion eine wichtige Funktion als
„Schrittmacher“ und als „ethosbildende
Kraft“ (vgl. Rat von Sachverständigen für
Umweltfragen 1994, 161).17 Da sich die Bür-
ger in umweltpolitischen Fragen nicht auf
unmittelbare Wahrnehmung verlassen
können und sie der Streit der Experten oft
ratlos zurückläßt, sind sie in ihrer Urteilsbil-
dung zunehmend auf Institutionen ange-
wiesen, die ein Vertrauenskapital aufge-
baut und deren Aussagen deshalb Glaub-
würdigkeit haben. Dieses Kapital wird teil-
weise von Umweltverbänden auch schon
kommerziell genutzt (Öko-Sponsoring).
Verstärkt durch die Aufmerksamkeit der
Medien haben Umweltverbände einen Ein-
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fluß gewonnen, der weit größer ist als in
ihren Budgets oder Mitarbeiterstäben zum
Ausdruck kommt. Zur Stärkung dieser Re-
formkraft muß die staatliche Politik vor
allem deren Mitspracherechte ausweiten
(z.B. Verbandsklage). Von Staatsgeldern
wollen diese Verbände nicht abhängig sein,
aber die projektbezogene Förderung könn-
te ebenso verstärkt werden wie eine Ko-
stenerstattung für die Mitwirkung in Aus-
schüssen, Bei- und Sachverständigenräten.

Eine Führungsrolle der Wissenschaft

Besondere Hoffnungen sind in ökologi-
schen Fragen immer wieder auf eine
Führungsrolle der Wissenschaft gesetzt
worden.18 Die Wissenschaft kann solche
Erwartungen aus verschiedenen Gründen
nur teilweise erfüllen:
● Begrenzte Fähigkeit zur Erkenntnis der

Wirklichkeit: Wissenschaftler bewegen
sich im Denkschema wissenschaftlicher
Paradigmen, die sich nur sehr langsam
verändern. Erkenntnisfortschritt ist ein
soziologischer Prozeß, der mit Schulen-
bildung, Karrierechancen, Vergabe von
Forschungsmitteln und einem von Ent-
wertung bedrohten Wissensbestand
(sunk costs) zu tun hat. Dagegen richtet
ein Appell an die „Redlichkeit des Ex-
perten“ (Rat von Sachverständigen für
Umweltfragen 1994, 160) wenig aus.

● Wertneutralität: Hat die Wissenschaft
nur die Erkenntnis der Wirklichkeit (Un-
terscheidung zwischen wahren und
falschen Aussagen) zum Gegenstand
oder ist es auch ihre Aufgabe, an der
Gestaltung der Wirklichkeit mitzuwir-
ken? Um sich nicht den Gefahren einer
Gratwanderung zwischen Elfenbein-
turm und Ideologie auszusetzen, er-
folgt häufig der Rückzug in den Elfen-
beinturm „reiner“ Theorie.

Der Staat kann das Interesse des Wissen-
schaftssystems an einer Politik der Nach-
haltigkeit durch Entfaltung von Nachfra-
ge steigern, z.B. durch die Vergabe von
Projektmitteln oder die Einsetzung von
Experten-/Enquete-Kommissionen.
Als weitere wichtige Akteursgruppen
seien erwähnt: Arbeitnehmer (die ökolo-
gische Verbesserungen von Produktions-
prozessen und Produkten anregen kön-
nen), Medien/Journalisten (deren Bericht-
erstattung wesentlich darüber entschei-
det, was die Öffentlichkeit überhaupt als
Problem wahrnimmt), Kirchen (denen die
Nachhaltigkeitsdebatte eine Chance 
bietet, sich als moralische Kraft in der 
Gesellschaft zurückzumelden und ihre
Botschaft an aktuellen Fragen der Ge-
rechtigkeit und des Lebensstils neu zu
schärfen).

Zusammenfassende Thesen:
Nachhaltigkeit als großes
gesellschaftliches Reformprojekt

(1) Um das Leitbild „Nachhaltigkeit“ (sus-
tainable development) zu konkretisieren,
ist die Auseinandersetzung mit Wertfra-
gen, insbesondere mit Verteilungs- und
Gerechtigkeitsfragen unverzichtbar. Eine
neue Fortschrittsgläubigkeit, die allein auf
„Öko-Effizienz“ setzt, ist nicht hinrei-
chend.

(2) Nachhaltige Entwicklung schließt Wohl-
standssteigerung nicht aus, sofern neue,
weniger umweltbelastende Pfade zu
mehr Wohlstand gefunden werden. Dazu
ist ein gesellschaftlicher Diskurs über
Wohlstand und Arbeit notwendig, der die
Entstehung und die (überwiegend mate-
rielle) Befriedigung von Bedürfnissen zum
Ausgangspunkt nimmt.
(3) Wohlstand hängt wesentlich ab von
Zeitsouveränität, d.h. freier Gestaltung
des Wechsels von Phasen der Entspan-
nung und der Anspannung, von Muße
und Arbeit. Arbeit ist nicht gleichbedeu-
tend mit Erwerbsarbeit, sondern umfaßt
auch informelle Tätigkeit (z.B. in privaten
Haushalten oder in öffentlichen Ehren-
ämtern). Mit der Stärkung von Optionen
jenseits der Erwerbsarbeit nimmt die Zeit-
souveränität, damit der Wohlstand zu –
und die Umweltbelastung ab, weil weni-
ger produziert und konsumiert wird. Ein
wesentlicher Beitrag zur Stärkung der
Wahlfreiheit kann die Einführung eines
Grundeinkommens sein.
(4) Globalisierung ist kein Argument ge-
gen Nachhaltigkeitspolitik. Das Bestehen
im internationalen Standortwettbewerb
verlangt vielmehr gerade innovative
Kombinationen von ökologischen, sozia-
len und ökonomischen Rahmenbedin-
gungen. Globalisierung und Offenheit
brauchen als Pendant regionale/lokale
Identität und die Erhaltung von Gestal-
tungsmöglichkeiten, wenn Demokratie
eine Überlebenschance haben soll. Die
Schaffung bzw. Stärkung regionaler
Netze und Wirtschaftskreisläufe ist daher
nicht nur eine ökologisch begründete
Forderung.
(5) Fazit: Wenn wir es wollen, kann Nach-
haltigkeit zum großen gesellschaftlichen
Reformprojekt des anbrechenden 21.
Jahrhunderts werden und neue Wohl-
standsperspektiven in einer Welt ökologi-
scher Knappheit eröffnen.

Anmerkungen

1) Vgl. Weltkommission für Umwelt und Entwicklung.
Unsere gemeinsame Zukunft (Brundtland-Report),
Greven 1987; BUND/Misereor (1996); Enquete-Kom-
mission „Schutz des Menschen und der Umwelt“
(1997); SPD-Bundestagsfraktion (1997). Vgl. auch die
beiden Jahresgutachten des Rats von Sachverständi-
gen für Umweltfragen 1994 und 1996.

2) Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (1987,
46).

3) Vgl. dazu ausführlicher Enquete-Kommission (1994,
26 ff.)

4) Vgl. Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages
„Schutz des Menschen und der Umwelt“ (1977).

5) „Ziel könnte es sein, über einige Generationen (z.B. 
in etwa 300 Jahren) die Größe der Menschheit global
von der wohl kaum noch vermeidbaren Höhe von
zehn Milliarden Menschen im Jahr 2050 wieder auf
etwa ein Zehntel, d.h. auf schließlich eine Milliarde
Menschen zurückzuführen.“ (Morath/Pestel/Rader-
macher 1996, 94).

6) Vgl. dazu ausführlicher den Beitrag von L.A. Reisch
und G. Scherhorn in diesem Heft.

7) Ein Vorschlag der SPD ist wesentlich moderater: Haus-
haltsstrom würde z.B. um zunächst 2 Pfg. (nach 5 Jah-
ren um 3 Pfg.) teurer, der Benzinpreis um 10 Pfg./Liter
und alle 2 Jahre um weitere 5 Pfg./Liter angehoben.
Das Steueraufkommen würde zunächst bei 17 Mrd.
DM liegen und auf 30 Mrd. DM ansteigen. Auf eu-
ropäischer Ebene liegt seit Jahren ein ausgearbeitetes
Öko-Steuerreform-Konzept vor, dessen politische
Durchsetzung bislang aber stets am Widerstand ein-
zelner EU-Staaten gescheitert ist.

8) Zur Kompensation ungewollter Verteilungswirkun-
gen kommt nur die Erhöhung einkommensabhängi-
ger Transferzahlungen (Sozialhilfe, Bafög, Wohngeld
etc.) in Betracht.

9) Vgl. Fiederer 1998.

10) In einer umfangreichen empirischen Untersuchung
hat das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung
1993 keine empirischen Belege für umweltschutzbe-
dingte Standortverlagerungen ins Ausland gefunden
(vgl. Blazejczak et al. 1993). Da seither von einer For-
cierung der Umweltschutzpolitik nicht die Rede sein
kann, dürfte sich an diesem Befund nichts geändert
haben. Gegenwärtig ist vielmehr eine Rückverlage-
rung von Produktion nach Deutschland festzustellen –
und niemand kommt auf die Idee, dies mit weniger
strengerem Umweltschutz zu erklären.

11) Vgl. dazu auch Zimmermann (1997) und den Beitrag
von H. Majer in diesem Heft.

12) Vgl. dazu ausführlicher Kurz/Volkert (1997).
13) Vgl. dazu den Beitrag von G. de Haan in diesem Heft.
14) Am Beispiel des Fleischkonsums zeigt sich, wie verän-

derbar Bedürfnisse sind: Innerhalb von weniger als
zehn Jahren hat sich in der Bundesrepublik der pro-
Kopf-Verbrauch von Rindfleisch halbiert (auf 15,8 kg
pro Kopf jährlich). Hier hat kein Öko-Diktator einge-
griffen – allerdings auch keine Bedürfniskritik stattge-
funden –, sondern hat die Natur zurückgeschlagen.

15) Vgl. dazu Jänicke (1997) und den Beitrag von A.
Zahrnt in diesem Heft.

16) Vgl. auch den Beitrag von R. Kurz in diesem Heft.
17) Vgl. auch Rat von Sachverständigen für Umweltfra-

gen (1996, 220ff.) und den Beitrag von A. Zahrnt in
diesem Heft.

18) Zur Ökologie als neuer „Leitwissenschaft“ vgl. Rat von
Sachverständigen für Umweltfragen (1994, 68).
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Zwar ist nachhaltige Entwicklung als um-
welt- und wirtschaftspolitisches Leitbild
weitgehend anerkannt, doch stößt die
Umsetzung auf Schwierigkeiten. Die Rea-
lität ist teilweise von Unterlassungen und
dem Einsatz wenig effizienter Mittel ge-
kennzeichnet. Mit Hilfe des Konzepts der
Neuen Politischen Ökonomie lassen sich
die Interessen der Akteure analysieren:
der Wähler, Politiker, Interessengruppen
und Umweltverwaltungen. So müssen
beispielsweise die Kosten für die Umstel-
lung auf eine Politik der Nachhaltigkeit
von der gegenwärtigen Generation be-
zahlt werden, während der Nutzen weit-
gehend erst den künftigen Generationen
zugute kommt – und die sind heute nicht
wahlberechtigt. Politiker müssen kurzfri-
stige Erfolge vorweisen, die ihnen bei der
nächsten Wahl zugerechnet werden kön-
nen. Produzenten weisen stärkere Droh-
potentiale auf als Umweltverbände, den
Umweltverwaltungen passen die wenig
effektiven und effizienten Auflagen und
Subventionen besser ins Behördenkon-
zept als ökonomische Hebel. Welche
Möglichkeiten gibt es, mit diesen Umset-
zungsschwierigkeiten fertig zu werden?

Red.

Was fehlt, ist die politische 
Umsetzung

Nachhaltigkeit ist als wirtschaftspolitisches
Leitbild heutzutage weithin anerkannt.
Bereits seit längerem werden eine ganze
Reihe umweltökonomisch sinnvoller Vor-
schläge präsentiert, mit denen sich dieses
Ziel zuverlässiger als bislang erreichen
ließe. Verglichen mit der größeren Zahl –
wissenschaftlich oftmals einhellig emp-
fohlener – Strategien mangelt es bis heute
vor allem an der politischen Umsetzung
dieser Empfehlungen.1

In einer Studie des Instituts für Angewand-
te Wirtschaftsforschung, Tübingen (IAW)2

wird im Auftrag des Bundesministeriums
für Wirtschaft untersucht, weshalb, unge-
achtet zahlreicher gleichlautender wirt-
schaftswissenschaftlicher Vorschläge, die
notwendige Politik der Nachhaltigkeit bis
heute nicht selten durch Unterlassungen
sowie durch den Einsatz ineffizienter In-
strumente gekennzeichnet ist. Zugleich
werden Ansatzpunkte für die politisch-in-
stitutionelle Gewährleistung einer Politik

der Nachhaltigkeit im demokratischen
Parteienwettbewerb diskutiert.
Grundlage für die Analyse des erwähnten
Vollzugsdefizits ist die sogenannte Neue
Politische Ökonomie. Sie geht davon aus,
daß politische Akteure, d. h. insbesondere
Wähler, Politiker, Interessenvertreter und
Mitarbeiter der Umweltverwaltung, zu-
nächst ihre eigenen individuellen Interes-
sen verfolgen. Wähler, Verbandsvertreter
und Verwaltungsmitarbeiter werden für
jene politischen Maßnahmen eintreten,
die ihren eigenen Nutzen direkt maximie-
ren. Für Politiker steht dagegen zunächst
das Ziel der Wiederwahl im Vordergrund,
das erreicht werden muß, um weiterge-
hende eigene Interessen verfolgen zu
können. Ob und inwieweit die gegebenen
politisch-institutionellen Rahmenbedin-
gungen es erlauben, eine Politik der Nach-
haltigkeit in effizienter Weise zu verfol-
gen, hängt somit davon ab, welche Anrei-
ze Wähler, Politiker sowie Verbands- und
Verwaltungsvertreter im politischen Wett-
bewerb besitzen, um für eine dauerhaft
umweltverträgliche Entwicklung einzu-
treten.

Der Wähler zwischen Umwelt-
qualität und Beschäftigung

Vor diesem Hintergrund gilt es zu untersu-
chen, welche Anreize Wähler, die ihren ei-
genen Nutzen maximieren wollen, besit-
zen, um in demokratischen Wahlen zu-
gunsten einer Politik der Nachhaltigkeit
zu stimmen. Zum einen ist es denkbar, daß
die Bürger versuchen, durch ihre Wahlbe-
teiligung das Wahlergebnis in ihrem eige-
nen Sinne zu verändern. Nutzen für die
Wähler kann sich – unabhängig vom Aus-
gang der Wahl – jedoch auch aus der
Wahlbeteiligung selbst ergeben. Die Öko-
nomische Theorie des Wählens spricht im
ersten Fall von einem sogenannten Inve-
stitionsmotiv, im zweiten vom Konsum-
motiv des Wählens.
Handelt ein Bürger im Einklang mit dem
Investitionsmotiv und versucht also, das
Wahlergebnis in seinem Sinne zu verän-
dern, so sind für ihn folgende Faktoren
ausschlaggebend:
● der unterschiedliche Nutzen, der sich

für ihn jeweils aus einem Wahlsieg der
unterschiedlichen Parteien ergäbe;

● die Stichhaltigkeit der Wählereinschät-
zung, d. h. die Verläßlichkeit, mit der
die Auswirkungen der denkbaren Wahl-
ergebnisse geschätzt werden;

● der Einfluß des Wählers auf den Wahl-
ausgang sowie

● die Zeit- und Geldkosten der Wahlbe-
teiligung.

Der Nutzen einer nachhaltigen Politik ist
in den Augen der bundesdeutschen Bevöl-
kerung in den letzten Jahrzehnten ten-
denziell angestiegen, da Umweltproble-
me als immer bedeutender eingeschätzt
werden. Hieraus kann jedoch nicht
zwangsläufig geschlossen werden, daß
vorrangig jene Parteien gewählt werden,
die sich in besonderem Maße für eine
dauerhafte umweltgerechte Entwicklung
einsetzen. Schließlich ist die langfristige
Erhaltung und Verbesserung der Umwelt-
qualität ein öffentliches Gut, von dem der
einzelne Wähler profitiert, unabhängig
davon, ob er für dessen Realisierung ge-
stimmt hat oder die hierzu erforderlichen
Kosten selbst trägt. Oftmals besitzt dem-
gegenüber die Sicherung der eigenen Be-
schäftigung Vorrang vor einer dauerhaft
umweltgerechten Entwicklung, die der
Allgemeinheit zugute kommt. So werden
in Regionen mit relativ hoher Arbeitslosig-
keit deutlich weniger Stimmen für stark
ökologisch ausgerichtete Parteien abge-
geben. Zugleich wurde empirisch festge-
stellt, daß die Wahlchancen umweltorien-
tierter Parteien um so geringer sind, je be-
deutender in der betreffenden Region die
Chemie bzw. Metallindustrie ist, die durch
eine verstärkte Umweltorientierung ge-
schwächt werden könnte.3 Auf dieses
Spannungsverhältnis zwischen Beschäfti-
gungssicherung und dauerhaft umwelt-
gerechter Entwicklung wird auch von po-
litischen Entscheidungsträgern hingewie-
sen. So hebt Bundesumweltministerin An-
gela Merkel 4 hervor: „Bei mehr als vier
Millionen Arbeitslosen kann niemand er-
warten, daß nicht auch eine harte Diskus-
sion um den Einfluß der Umweltpolitik
auf den Standort Deutschland geführt
wird.“

Die Schwierigkeiten, das umwelt-
politische Verhalten der Parteien
abzuschätzen

Für umweltbewußte Wähler kommt hin-
zu, daß die Komplexität und schwer ab-
schätzbare Tragweite einer nachhaltigen
Wirtschaftspolitik zu Schwierigkeiten bei
der exakten Einschätzung der unter-
schiedlichen Parteiprogramme (d. h. des
Parteiendifferentials) führt und damit
auch die Stichhaltigkeit der Wählerein-
schätzung beeinträchtigt. Beides spricht
dagegen, daß sich Wähler bei ihrer Ent-
scheidung zur Wahlteilnahme in star-
kem Maße an den (Unterschieden der)
Wahlaussagen über Nachhaltigkeitsfra-
gen orientieren. Denkbar ist dies vor allem
dann, wenn die Wähler die notwendigen
komplexen Informationen nicht nur besit-
zen, sondern auch auszuwerten wissen.
Voraussetzung hierfür ist in der Regel ein
relativ hohes Informations- und Bildungs-
niveau. In der Tat gehen in Deutschland
von einem hohen Bildungsniveau der
Wählerschaft eindeutig positive Einflüsse
auf das Wahlergebnis umweltorientierter
Parteien aus.5

Es ist allerdings fraglich, ob sich die
Wähler erforderliche Informationen allein
aufgrund des Investitionsmotivs beschaf-
fen. Schließlich ist ein solches Engagement
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nur sehr selten wirklich lohnend, da die
Wahrscheinlichkeit, den Wahlausgang
durch die eigene Stimme zu beeinflussen,
zumeist sehr niedrig ausfällt. Zum Teil ist
beispielsweise das Risiko, bereits auf dem
Weg ins Wahllokal von einem Auto über-
fahren zu werden, größer als die Chance,
den Wahlausgang mit der eigenen Stim-
me entscheidend zu verändern.6

Das Investitionsmotiv, das auf eine Beein-
flussung des Wahlergebnisses abzielt,
genügt daher oftmals nicht, um die An-
reize der Wählerschaft zur Wahlbeteili-
gung ökonomisch zu analysieren.
Bedeutsam ist darüber hinaus das so-
genannte „Konsummotiv des Wählens“,
bei dem nicht der Wahlausgang, son-
dern bereits die Wahlbeteiligung selbst
Nutzen stiftet. Gründe hierfür können
etwa die Freude an der Teilnahme am po-
litischen Prozeß oder das Bedürfnis, der
Unterstützung bestimmter Politiker Aus-
druck zu verleihen, sein. Wichtig für eine
solche Motivation ist auch hier in der
Regel ein ausreichender Informations-
stand und Bildungsgrad der Bürger. Auf-
grund des geringen Einflusses auf die
Wahlentscheidung, der beim Konsummo-
tiv ohnehin nicht im Vordergrund steht,
ist jedoch damit zu rechnen, daß die
Wähler möglicherweise wenig informiert
sind und ihre Wahlentscheidung mit ver-
gleichsweise geringer Sorgfalt vorberei-
ten.

Die Informationskosten der
Wähler senken helfen

Werden die Informationen für die Wähler
über Fragen der Nachhaltigkeit jedoch in
größerem Umfang bereitgestellt, können
demokratische Wahlen zu einer wichtigen
Grundlage für eine dauerhaft umweltge-
rechte Politik werden. Der relativ geringe
Einfluß des einzelnen Bürgers auf das
Wahlergebnis ebenso wie die Unabhän-
gigkeit des Konsumnutzenmotivs vom
Wahlausgang gestatten es den Stimmbe-
rechtigten, die eigene umweltpolitische
Position „gefahrlos“ zum Ausdruck zu
bringen. So kann ein Wähler, gemäß sei-
ner Vorstellungen, beispielsweise für sehr
weitgehende umweltpolitische Reformen
stimmen, ohne deshalb unmittelbar höhe-
re individuelle Belastungen in Kauf neh-
men zu müssen. Die Stimmberechtigten
besitzen insofern keinen Anreiz, ihre eige-
ne umweltpolitische Position aus strategi-
schen Gründen zu verschleiern und zu ver-
suchen, von den Ergebnissen einer nach-
haltigen Politik als Trittbrettfahrer zu pro-
fitieren.
Voraussetzung hierfür ist allerdings, daß
den Wählern ausreichende Informationen
zur Verfügung gestellt werden. Schließ-
lich erhöht die Verbreitung umweltpoliti-
scher Sachinformationen nachweislich die
Sensibilität der Bevölkerung für Nachhal-
tigkeitsaspekte. Dies zeigen beispielswei-
se die Aktivitäten des Club of Rome zu
den Grenzen des Wachstums und die zeit-
weise breit geführten Diskussionen um
die Einführung des Katalysatorautos
sowie um die Gefährdung der Wälder
durch sauren Regen. Eine höhere Wähler-
sensibilität für Umweltprobleme besitzt
einen signifikant positiven Einfluß auf die

Bereitschaft von Politikern, umweltpoliti-
sche Maßnahmen zu verabschieden. Für
die Bundesrepublik wurde festgestellt,
daß sich eine höhere umweltpolitische
Sensibilität mit einer zeitlichen Verzöge-
rung von etwa drei Jahren auf die Gesetz-
gebungstätigkeit auswirkt.7

Insgesamt ist mit einem aktiven Eintreten
von Wählern für eine dauerhaft umwelt-
gerechte Politik somit nur dann zu rech-
nen, wenn diesen ausreichende Informa-
tionen zur Verfügung gestellt werden. Je
höher das Bildungs- und Qualifikations-
niveau der Betreffenden sind, um so bes-
ser können sie die vorliegenden Informa-
tionen interpretieren und um so mehr
werden sie auch in Wahlen für eine Politik
der Nachhaltigkeit votieren.

Politiker denken an ihre
Wahlchancen

Politischen Entscheidungsträgern fällt es
um so leichter, ihre Entscheidungen an
Kriterien einer dauerhaft umweltgerech-
ten Entwicklung auszurichten, je zuverläs-
siger sich hierdurch ihre eigene (Wieder-)
Wahl sichern läßt. Schließlich stellt für sie
aus der Perspektive der Neuen Politischen
Ökonomie das eigene Mandat die wich-
tigste Grundlage für die Verfolgung wei-
tergehender eigener Interessen dar. In
dieser Hinsicht besitzen vor allem jene
Maßnahmen gute Realisierungschancen
im politischen Wettbewerb, die:
● kurzfristigen Nutzen vor der Wahl er-

bringen, den die Wähler zum Zeitpunkt
der Stimmabgabe noch deutlich vor
Augen haben,

● den Wählern spürbare Vorteile ver-
schaffen, die eindeutig als Erfolg von
Politikern angesehen werden,

● Belastungen von nur geringer Merk-
lichkeit verursachen und erst später –
im „günstigsten Fall“ künftigen Gene-
rationen, die heute noch nicht wahlbe-
rechtigt sind – Lasten auferlegen.

Hauptbegünstigte einer Politik der Nach-
haltigkeit sind künftige Generationen,
während den heutigen Wählern nicht sel-
ten zusätzliche Lasten auferlegt werden
müssen. Entsprechende umweltpolitisch
langfristig ausgerichtete Maßnahmen
sind mit Blick auf die skizzierten Kriterien
zur Sicherung der Wiederwahl daher ver-
gleichsweise wenig geeignet und lassen
sich im politischen Wettbewerb um
Wählerstimmen nur schwer durchsetzen.
Dies wird von verantwortlichen Politikern
ähnlich gesehen. So hat Bundesumwelt-
ministerin Angela Merkel 8 beklagt, Politi-
ker allein seien mit umweltpolitischen
Aufgaben, bei denen in langen Zeiträu-
men gedacht werden müsse, überfordert,
da sie durch ihre Ausrichtung an der Wie-
derwahl zu kurzfristigem Handeln ge-
zwungen würden.
Umgekehrt folgt hieraus, daß, besonders
in Zeiten öffentlicher Mittelknappheit,
Mittelkürzungen in jenen Bereichen
durchgeführt werden, in denen diese zu
nur geringen Stimmenverlusten führen.
Selbst wenn, ungeachtet der genannten
Schwierigkeiten, erste Schritte in Richtung
einer dauerhaft umweltgerechten Ent-
wicklung gegangen wurden, kann somit
nicht ausgeschlossen werden, daß Bud-

getkürzungen vorrangig auch bei Maß-
nahmen zur Sicherung von Nachhaltigkeit
vorgenommen werden.

Welche umweltpolitischen Maßnah-
men sind leichter, welche schwerer
durchzusetzen?

Langfristig sind im politischen Wettbe-
werb vor allem jene umweltpolitischen
Maßnahmen durchsetzbar, deren Wir-
kungen von den Wählern unmittelbar
wahrgenommen und den politischen Ent-
scheidungsträgern zugerechnet werden.
Hierzu gehören einerseits die staatliche
Beseitigung von Umweltschäden und
ordnungsrechtliche Vorgaben. Anderer-
seits erfüllen auch Umweltsubventionen
diese Kriterien, wenngleich deren lang-
fristige Finanzierung Einbußen an Wäh-
lerstimmen verursacht. Deutlich weniger
attraktiv sind in dieser Hinsicht Umwelt-
abgaben und Umweltzertifikate. Wäh-
rend nämlich der Nutzen von Umwelt-
abgaben oftmals nur längerfristig wirk-
sam und der verantwortlichen Regierung
damit nur teilweise zugerechnet wird,
sind die unmittelbar entstehenden Ko-
sten deutlich spürbar und werden der Re-
gierung direkt angerechnet. Auch die
ökologischen Vorteile einer Zertifikats-
lösung, die quasi automatisch wirkt, wer-
den den verantwortlichen Politikern in
der Regel nicht zugeschrieben.9 Die poli-
tisch-institutionellen Anreize sind damit
eine wesentliche Ursache der in der Nach-
haltigkeitsdiskussion oftmals beklagten
Unterlassungen ebenso wie für die aus
umweltökonomischer Sicht teilweise inef-
fizient starke Ausrichtung am Ordnungs-
recht. Bereits heute existieren allein in
Deutschland etwa 800 umweltrelevante
Gesetze und 2000 Verordnungen, die zu
überblicken, vor allem Klein- und Mittel-
betrieben zunehmend Schwierigkeiten
bereitet.10

Insgesamt sind die Voraussetzungen für
eine dauerhaft umweltgerechte Entwick-
lung im politischen Wettbewerb somit nur
schwer durchzusetzen und aufrechtzuer-
halten. Selbst wenn dies gelingen sollte,
so besteht derzeit eine Anreizstruktur, die
den Einsatz teilweise ineffizienter um-
weltökonomischer Instrumente nahelegt.
Ähnlich Tendenzen ergeben sich auch aus
dem Einfluß von Interessengruppen.

Potentielle Adressaten und
Umweltverbände als Lobbyisten

Mit einer Politik der Nachhaltigkeit sind
sehr komplexe Probleme zu lösen, die oft-
mals detaillierte Sachinformationen erfor-
dern. Der Gesetzgeber ist daher in vielen
Fällen auf die Mitwirkung von Verbänden
angewiesen, die ihm Sachinformationen
zur Verfügung stellen können. Ob sich
hierbei Umweltgruppen oder potentielle
Adressaten der Umweltschutzmaßnah-
men vorrangig Gehör verschaffen, hängt
von deren Organisations- und Durchset-
zungsfähigkeit ab.
Grundsätzlich stellt jede reine Interessen-
vertretung ein Kollektivgut dar, von dem
auch Trittbrettfahrer profitieren. Beson-
ders bei einer sehr großen Zahl von po-
tentiell Begünstigten, bei der das Tritt-
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brettfahrerproblem stark ausgeprägt ist,
kann eine Gruppenbildung somit selbst
bei äußerst bedeutsamen Fragen mißlin-
gen.11 Ungeachtet dessen sind jedoch auch
sehr große Gruppen politisch mobilisier-
bar. So gelingt eine Organisation weit ver-
breiteter Interessen um so leichter:12

● Je größer der Nutzen der Interessenver-
tretung für die Gruppenmitglieder ist;
er ist vor allem abhängig von der eige-
nen Durchsetzungsfähigkeit im politi-
schen Wettbewerb.

● Je produktiver die Interessenvertretung
betrieben werden kann.

● Je leichter und wirksamer Vergünsti-
gungen gewährt werden können, die
ausschließlich Gruppenmitgliedern zu-
gute kommen. Man spricht hier von so-
genannten „selektiven Anreizen“.

● Je stärker und gleichmäßiger alle Mit-
glieder der Gruppe von der Interessen-
vertretung und den selektiven Anrei-
zen profitieren und je weniger Nicht-
mitglieder als Trittbrettfahrer an den
Ergebnissen der Lobbyarbeit teilhaben.

Ein hoher Nutzen der Interessenvertre-
tung verlangt, daß eigene Anliegen poli-
tisch möglichst weitgehend durchgesetzt
werden können. Wesentliche Grundlage
hierfür ist die Verfügbarkeit einer breiten
Informationsbasis, mit der nicht nur Politi-
ker, sondern auch eigene Verbandsmit-
glieder bis hin zur gesamten Wählerschaft
beeinflußt werden. Über Informationen
verfügen prinzipiell sowohl Umweltgrup-
pen als auch die Adressaten der Umwelt-
politik bzw. Produzenten. Allerdings sind
letztere, etwa über mögliche Vermei-
dungstechnologien, oftmals besser infor-
miert. Entsprechende Hinweise können
von ihnen als Gegenleistung für die Ein-
schränkung umweltpolitischer Maßnah-
men an Politiker weitergegeben werden.

Die Drohpotentiale sind 
unterschiedlich verteilt

Über die Verfügbarkeit politischer rele-
vanter Informationen hinaus erleichtert
Marktmacht im Sinne eines Drohpoten-
tials die Durchsetzungsfähigkeit von Inter-
essengruppen. In dieser Hinsicht besitzt
eine Umweltinitiative weniger Möglich-
keiten als Lobbies von Produzenten und
Adressaten umweltpolitischer Maßnah-
men; diese besitzen oftmals nicht nur auf
dem Güter-, sondern auch auf dem Ar-
beitsmarkt erhebliche Marktmacht. Fer-
ner stehen ihnen meist mehr finanzielle
Mittel zur Artikulation und Durchsetzung
eigener Belange zur Verfügung.
Erleichtert wird die Organisation und Ar-
tikulation eigener Anliegen außerdem
durch eine hohe Produktivität bei der In-
teressenvertretung selbst sowie bei der Er-
zeugung selektiver Anreize. Ingenieure
und andere Spezialisten auf Seiten der
Produzentenverbände besitzen oftmals
einen Know-how-Vorsprung, der die Pro-
duktivität der Interessenvertretung deut-
lich steigert. Insofern besteht ein Vorteil
gegenüber Umweltgruppen. Allerdings
können auch diese ihre Mitglieder durch
selektive Anreize, die allein den Gruppen-
mitgliedern Vorteile verschaffen, stärker
an sich binden. Hierzu zählen beispiels-
weise regelmäßige Informationen um-

weltpolitisch engagierter Mitglieder, etwa
über das gemeinsam angestrebte Nach-
haltigkeitsziel. Nutzen und Wirkung sol-
cher Anreize auf die Mitglieder werden
um so höher sein, je sachgerechter die
Mitglieder solche Informationen auswer-
ten und interpretieren können. Der Bil-
dungs- und Informationsstand der Betei-
ligten ist daher auch in dieser Hinsicht von
besonderer Bedeutung.
Über den reinen Informationswert hinaus
kann umweltpolitische Lobbyarbeit für
Produzenteninteressen hingegen eine In-
vestition mit kalkulierbaren monetären
Erträgen darstellen. Dies gilt insbesonde-
re, wenn der Verband seinen Mitgliedern
exklusive Informationen über umweltpoli-
tische Subventionsmöglichkeiten, Vermei-
dungstechniken oder Widerspruchsmög-
lichkeiten gegenüber der Umweltverwal-
tung erteilt.
Ein Handicap für die Organisations- und
Durchsetzungsfähigkeit von Umweltgrup-
pen ergibt sich daraus, daß die Auswir-
kungen einer erfolgreichen Interessenver-
tretung nicht auf die hieran Beteiligten
beschränkt bleiben, sondern der gesam-
ten Bevölkerung bis hin zu künftigen Ge-
nerationen Vorteile verschaffen. Es beste-
hen hier starke Anreize zu Trittbrettfah-
rerverhalten. Diese sind bei Produzenten-
und Verursacherinteressen in der Regel
weniger ausgeprägt, da die geringere An-
zahl der potentiellen Begünstigten eine
Kontrolle von Trittbrettfahrerverhalten
erleichtert.

Doch stehen die Interessen von 
Produzenten nicht zwangsläufig dem
Nachhaltigkeitsziel entgegen

Allein schon mit ihrer besseren Organisa-
tionsfähigkeit läßt es sich erklären, daß
Vertreter der Adressaten einer nachhalti-
gen Politik häufig persönlich an umwelt-
politischen Gesetzgebungsprozessen be-
teiligt sind. Auf diese Weise gelingt es
ihnen, Reichweite und Ausgestaltung
dauerhaft umweltverträglichen Wirt-
schaftens auch zwischen den Wahltermi-
nen zu beeinflussen. Vor allem in der In-
itiativphase der Gesetzgebung werden
Verbandsvertreter über institutionalisier-
te Anhörungs- und Beteiligungsverfahren
einbezogen. Die Herausbildung von Ar-
rangements zwischen Politik und privater
Wirtschaft spiegelt sich inzwischen in
mehr als 50 Branchenabkommen, freiwilli-
gen Selbstverpflichtungen und mehreren
Hundert Gremien zur Definition des Stan-
des der Technik wider. Mehr und mehr
werden umweltpolitische Aufgaben – auf
nationaler und internationaler Ebene –
auch vollständig auf private Normungsor-
ganisationen übertragen. Deutlich wird
dies an der zunehmenden umweltpoliti-
schen Bedeutung von privaten Normungs-
organisationen, wie z. B. dem Deutschen
Institut für Normung (DIN), dem europäi-
schen Comité Européen de Normalisation
(CEN) sowie der International Organiza-
tion for Standardization (ISO).13

Insgesamt sind die Anliegen von Produ-
zenten und Adressaten umweltpolitischer
Maßnahmen somit leichter organisier-
und durchsetzbar als die Belange, die von
Umweltgruppen vertreten werden. Dies

bedeutet allerdings nicht, daß eine dauer-
haft umweltverträgliche Entwicklung im
politischen Verbandswettbewerb in je-
dem Fall vernachlässigt würde. Vielmehr
ist bei einigen Unternehmen gerade in
den letzten Jahren das Umweltbewußt-
sein deutlich gestiegen. Hinzu kommt,
daß die Interessen von Produzenten nicht
zwangsläufig den Erfordernissen nachhal-
tigen Wirtschaftens entgegenstehen müs-
sen. Zumindest in der Umweltschutzindu-
strie ist dies mit Sicherheit nicht der Fall.
Statt dessen läßt sich empirisch zeigen,
daß die umweltpolitische Gesetzgebung
insgesamt um so bessere Durchsetzungs-
chancen besitzt, je höher der Anteil an 
der gesamtwirtschaftlichen Wertschöp-
fung ist, der von Umweltschutzindustrien
erzeugt wird und je mehr Arbeitskräfte in
solchen Bereichen beschäftigt werden.14

Auflagen oder Abgaben?

In nicht wenigen Branchen entstehen
durch die notwendigen Umstrukturierun-
gen im Rahmen einer dauerhaft umwelt-
verträglichen Politik allerdings bis heute
zunächst höhere Kosten. Angesichts einer
insgesamt verschärften Konkurrenzsitua-
tion wird die Mehrzahl der Produzenten-
verbände daher Schritte in Richtung nach-
haltigen Wirtschaftens tendenziell zu ver-
hindern oder mindestens zu begrenzen
versuchen. So stellte die Bundesumwelt-
ministerin vor einiger Zeit fest, die Zusam-
menarbeit mit den Verbänden sei „nicht
gerade leichter geworden“.15

Kann eine Politik der Nachhaltigkeit ge-
meinsam mit oder auch gegen den Einfluß
bestimmter Interessengruppen realisiert
werden, so stellt sich die Frage, für welche
umweltpolitischen Instrumente Produzen-
ten und Verursachergruppen tendenziell
eintreten. Gesetzliche Auflagen werden
in der Regel gegenüber anderen Instru-
menten bevorzugt. In Umfragen votierten
beispielsweise zwei Drittel der einbezoge-
nen Unternehmen für Auflagen, während
sich nur ein Drittel für Umweltabgaben als
Alternative aussprachen. Verständlich ist
dies zum einen schon deshalb, weil bei
Auflagen nur jene Umweltverschmutzung
vermieden werden muß, die die festge-
legten Grenzen übersteigt. Zum anderen
entstehen vor allem bei speziellen techni-
schen Auflagen Verhandlungsspielräume,
die von den in der Regel gut informierten
Unternehmen zu ihren eigenen Gunsten
genutzt werden können. Dies kommt
auch in Äußerungen der Mehrzahl der be-
fragten Unternehmen zum Ausdruck, die
erklärten, Auflagen seien eher erfüllbar
und verursachten weniger Ärger als ent-
sprechende Umweltabgaben.16

Umweltsteuern bedeuten für die Unter-
nehmen dagegen nicht nur einen gerin-
geren Verhandlungsspielraum; vielmehr
müssen Kosten für die Gesamtemission in
Kauf genommen werden. Ähnliches gilt
für Zertifikatslösungen. Hier entstehen ei-
nerseits Kosten der Vermeidung von Um-
weltbelastungen über die festgelegte
Grenze hinaus, andererseits jedoch meist
auch für den Erwerb von entsprechenden
Rechten. Insgesamt richtet sich der Einfluß
von Verbänden im Rahmen einer Politik
der Nachhaltigkeit somit oftmals entwe-
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der gegen eine solche Politik oder zumin-
dest auf eine Realisierung umweltpoliti-
scher Ziele mit teilweise ineffizienten In-
strumenten.

Die Bedeutung der
Umweltverwaltungen

In den letzten Jahren ist die Bedeutung
der Umweltverwaltung, d. h. sowohl der
Ministerialbürokratie als auch nachgeord-
neter Umweltverwaltungsebenen, merk-
lich angestiegen. Bemerkenswert ist ins-
besondere die zunehmende Bedeutung
von Gewerbeaufsichtsämtern und kom-
munalen Umweltämtern, die für Geneh-
migungen, Kontrollen, Dimensionierung
und Sanktionierung bei der Realisierung
umweltpolitischer Entscheidungen ver-
antwortlich sind.17 Aus der institutionellen
Anreizstruktur bürokratischer Instanzen
lassen sich, folgt man den Überlegungen
der Neuen Politischen Ökonomie, zwei
wesentliche Ziele von Verwaltungsmitar-
beitern ableiten:
● Die Maximierung des Budgets bzw. des

Outputs.
● Die Maximierung des diskretionären

Budgets, d. h. der bewilligten finanziel-
len Mittel, über die von der Verwaltung
faktisch eigenständig entschieden wer-
den kann.

Einer energischen, erfolgreichen Ausrich-
tung am Ziel der Budget- und Output-
maximierung steht das vergleichsweise
geringe politische Gewicht entgegen, das
dem Ziel der Nachhaltigkeit im politischen
Wettbewerb zukommt. In der Konkurrenz
über eine verbesserte Budgetierung wer-
den sich Umweltverwaltungen auf kom-
munaler Ebene nur dann durchsetzen,
wenn die von ihnen geplante Mittelver-
wendung den politischen Nachfragern
von Verwaltungsleistungen höhere Wäh-
lerstimmenanteile verspricht und nur ge-
ringe Stimmenverluste zu erwarten sind.
Hiermit stehen empirische Ergebnisse im
Einklang, nach denen die Umweltverwal-
tung vorwiegend in solchen Städten un-
terstützt wird, in denen nur wenige Indu-
strieunternehmen angesiedelt sind, die
durch eine Politik der Nachhaltigkeit hohe
Kosten in Kauf nehmen müßten.18

In Befragungen wurde außerdem ermit-
telt, daß die Ziele der Budget- und Out-
putmaximierung sowie die Maximierung
des diskretionären Budgets für die Mitar-
beiter in Umweltverwaltungen von erheb-
licher Bedeutung sind. So forderten 76%
aller in einer Umweltbehörde befragten
Mitarbeiter einen größeren Etatumfang,
verbunden mit erweiterten Zuständigkei-
ten. 49% der Befragten plädierten dafür,
daß politische Instanzen möglichst wenig
regeln sollten, um den Behörden einen
ausreichenden eigenen Entscheidungs-
spielraum zu gewährleisten. Lediglich
36% vertraten die Auffassung, die Ver-
waltung solle von den politischen Ent-
scheidungsträgern klare Vorgaben erhal-
ten.19

Schon weil die Umweltverwaltung allein
über keine ausreichende Informationen
verfügt, werden vor allem in der Vorver-
handlungsphase behördlicher Genehmi-
gungen auch die Adressaten umweltpoli-
tischer Maßnahmen beteiligt. In manchen

Wirtschaftszweigen kommt es hier regel-
mäßig zu kontroversen Standpunkten. So
führt die potentiell hohe Kostenbelastung
durch geplante Umweltschutzmaßnah-
men in der Eisen- und Stahlindustrie bei
fast 50% aller befragten Unternehmen zu
Meinungsverschiedenheiten mit den Um-
weltbehörden. Zugleich muß die Umwelt-
verwaltung gerade in diesem Sektor die
meisten „Kompromisse pro Betrieb“
schließen.20

Die Verhandlungsposition von Umwelt-
verwaltungen in der Auseinandersetzung
mit den Adressaten umweltpolitischer
Maßnahmen ist in vielen Fällen relativ
schwach. Hierfür ist nicht nur der im Ver-
gleich zur Gegenseite relativ geringe In-
formationsstand, sondern auch die zum
Teil noch immer vergleichsweise beschei-
dene Personalausstattung von Umwelt-
behörden verantwortlich. Aus einer sol-
chen schwachen Position folgt eine nur
geringe Bereitschaft oder Fähigkeit der
Behörden zu einseitigen Sanktionen. Als
Gründe hierfür werden Beweisschwierig-
keiten, hoher Verwaltungsaufwand im
Vergleich zum tatsächlichen Erfolg, die
„Gefahr“ der Beeinträchtigung von Bezie-
hungen zu den Adressaten bis hin zur
mangelnden Ausgestaltung der Strafjustiz
genannt. In der Folge werden Umwelt-
delikte teilweise nur in geringem Umfang
sanktioniert. So wurden noch bis vor we-
nigen Jahren nur gegen ca. 5% der Betrei-
ber genehmigungspflichtiger Anlagen
Sanktionsmaßnahmen durchgeführt. In
Kiel entfielen beispielsweise auf 714 im
Umweltschutzbereich verfolgte Ord-
nungswidrigkeiten DM 59 600 an Bußgel-
dern, d. h. insgesamt lediglich DM 80 pro
Fall.21

Auch die Umweltverwaltungen
schätzen Auflagen mehr als Steuern
und Abgaben 

Ähnlich wie politische Entscheidungsträ-
ger und Vertreter von Interessengruppen
tendiert auch die Umweltverwaltung teil-
weise zum Einsatz umweltpolitisch ineffi-
zienter Instrumente. Auflagen werden
schon deshalb häufig bevorzugt, weil
diese mit relativ großem Personal- und
Sachaufwand erteilt und kontrolliert wer-
den müssen. Auf diese Weise ergeben sich
Spielräume für eine Ausdehnung des offi-
ziellen oder aber des diskretionären Bud-
gets. Vor dem Hintergrund der beschrie-
benen Zielsetzungen sind auch Umwelt-
subventionen für Verwaltungsmitarbeiter
durchaus attraktiv. Schließlich erlauben
sie die Erhöhung des offiziellen Budgets
und ergänzend oder alternativ die Ver-
größerung eigener Entscheidungsspiel-
räume.
Sehr viel weniger interessant als Umwelt-
auflagen und -subventionen erscheinen
für die Umweltbehörden ökologische
Steuern und Abgaben. Schließlich kann
von ihnen eine Ausweitung offizieller
oder diskretionärer Budgets sehr viel we-
niger erwartet werden. Hinzu kämen
Transaktionskosten durch die Umstellung
von den im Verwaltungsbereich gängigen
Auflagen auf ein Abgabensystem.
Transaktionskosten entstünden auch bei
der Einführung von Umweltzertifikaten.

Sie zeichnen sich durch geringe Informa-
tionserfordernisse auf seiten der Umwelt-
verwaltung aus, was jedoch eine Er-
höhung von Behördenbudgets erschwert.
Zugleich bestehen bei solchen Zertifikaten
in der Regel deutlich weniger Verhand-
lungsspielräume als bei Umweltauflagen
und -subventionen. Schon aus diesen
Gründen läßt sich die Ablehnung von Li-
zenzen durch die Umweltverwaltungen
erklären, die nicht selten im Widerspruch
zu den Empfehlungen von Umweltökono-
men steht. So werden Zertifikate in Um-
fragen bei Mitarbeitern in Umweltverwal-
tungen von allen umweltpolitischen In-
strumenten mit Abstand am schlechtesten
beurteilt. Eine solche Ablehnung läßt sich
damit erklären, daß Kriterien wie „ökono-
mische Effizienz“ und „volkswirtschaftli-
che Kostenoptimierung“ von den in Um-
weltbehörden befragten Mitarbeitern ei-
ne nur untergeordnete Bedeutung beige-
messen wird.22

Die Verfügbarkeit von Informationen
verbessern

Die Realisierung einer nachhaltigen Poli-
tik mit den jeweils effizientesten Instru-
menten stößt also auf Schwierigkeiten.
Hierdurch entsteht die Gefahr, daß den
Erfordernissen dauerhaft umweltverträg-
lichen Wirtschaftens nicht immer der er-
forderliche Stellenwert zukommt. Um-
weltpolitische Defizite ebenso wie der
Einsatz teilweise ineffizienter Instrumen-
te sind oftmals nicht die Folge individuel-
ler politischer Fehlentscheidungen; viel-
mehr werden sie nicht selten durch die
derzeitigen Anreize bestehender politi-
scher Institutionen verursacht. So ist die
von wirtschaftswissenschaftlicher Seite
oftmals bemängelte starke Betonung von
umweltpolitischen Auflagen für Politiker,
Vertreter von Produzenteninteressen wie
für Mitarbeiter in Umweltverwaltungen
eine Strategie, mit der eigene Ziele best-
möglich erreicht werden können. Weil
sich für die Wähler eine zeitintensive Aus-
einandersetzung mit den komplexen Fra-
gen einer möglichst effizienten Politik
der Nachhaltigkeit zur Vorbereitung
wahlpolitischer Entscheidungen allein
nicht lohnt, werden sie kein nennenswer-
tes Gegengewicht zu diesen Anreizen bil-
den.
Eine Mindestvoraussetzung hierfür wäre
es, die Verfügbarkeit von Informationen
durch unabhängige Informationsquellen
sicherzustellen und der Öffentlichkeit
einen möglichst breiten und einfachen
Zugang zu eröffnen. Hierbei bietet es sich
an, Gründe und Ausmaß risikoreicher Ent-
wicklungen zu verdeutlichen. Vom Auf-
bau einer Umweltberichterstattung inner-
halb des Statistischen Bundesamtes könn-
ten daher Impulse für eine verbesserte In-
formation der Öffentlichkeit und Wähler
über Fragen der Nachhaltigkeit ausgehen.
Informationen über ein komplexes Thema
wie eine dauerhaft umweltverträgliche
Entwicklung alleine reichen jedoch nicht
aus, sondern erfordern außerdem die
Fähigkeit, diese auch angemessen inter-
pretieren zu können. Der Bildungspolitik
kommt in diesem Zusammenhang somit
eine besondere Rolle zu.
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Bildung und umweltpolitische Informatio-
nen ändern noch nichts an der Tatsache,
daß die Wähler über Fragen der Nachhal-
tigkeit allein zumeist nicht abstimmen
können. Statt dessen entscheiden sie mit
ihrer Stimmabgabe in der Regel über
Maßnahmebündel, innerhalb derer diese
umweltpolitischen Themen nicht selten
eine eher untergeordnete Rolle spielen.
Vor diesem Hintergrund ist zu diskutieren,
ob nicht zumindest bei existentiell wichti-
gen Entscheidungen über eine nachhalti-
ge Entwicklung auch Volksabstimmungen
zugelassen werden sollten.

Zu den institutionellen Reformen
könnten auch qualifizierte Mehrhei-
ten bei Großrisiken gehören

Solche institutionellen Reformen wären
zugleich Elemente einer stärker am Subsi-
diaritätsprinzip orientierten Politik der
Nachhaltigkeit. Die damit verbundene
Verlagerung von Entscheidungskompe-
tenzen und -verantwortung auf kleine
überschaubare Einheiten erleichtert den
Bürgern die Information über umweltre-
levante Sachverhalte ebenso wie die Zu-
rechnung der Ergebnisse umweltpoliti-
schen Handelns auf die jeweils Verant-
wortlichen. Ohnehin läßt sich eine dezen-
tralisierte Umweltpolitik stärker an den
Vorstellungen der jeweiligen Steuerzahler
bzw. Wähler ausrichten.23

Verbesserte Informationsgrundlagen, et-
wa durch den Aufbau einer Umweltbe-
richterstattung beim Statistischen Bundes-
amt würden außerdem die Unabhängig-
keit der Informationsgrundlage für poli-
tische Entscheidungsträger verbessern.
Schließlich wären diese weniger als bisher
auf Informationen von Interessenverbän-
den angewiesen. Innerhalb der Neuen Po-
litischen Ökonomie wird darüber hinaus
diskutiert, ob Entscheidungen zugunsten
von „Großrisiken“ von qualifizierten par-
lamentarischen Mehrheiten abhängig ge-
macht werden sollten. Hierfür spräche,
daß jene Minderheiten, die von den nega-
tiven Folgen im Schadensfall zum Teil er-
hebliche Beeinträchtigungen hinnehmen
müßten, in den parlamentarischen Ab-
stimmungen besser geschützt würden.
Dies entspricht dem Grundgedanken der
Neuen Politischen Ökonomie, nach dem
die Mehrheitserfordernisse um so höher
anzusetzen sind, je bedeutsamer die Be-
einträchtigungen für die unterlegene
Minderheit ausfallen können.24

Mit Blick auf den Wettbewerb der Interes-
sengruppen in der Nachhaltigkeitsdiskus-
sion kann zunächst eine Stärkung von
Umweltinteressen in Erwägung gezogen
werden. Als Möglichkeit hierzu wird die
Einführung einer bundesweiten Ver-
bandsklage diskutiert, nach der auch an-
erkannte Umweltschutzverbände die
Möglichkeit erhalten sollten, gegen öko-
logisch umstrittene Planungen und Pro-
jekte vorzugehen. Allerdings ist ein
Gleichgewicht der verschiedenen Interes-

sengruppen im politischen Wettbewerb
aufgrund der erheblichen strukturellen
Unterschiede in der Organisations- und
Durchsetzungsfähigkeit nicht erreichbar.
Immerhin könnte aus diesem Grund ver-
sucht werden, den Einfluß von Interessen-
gruppen insgesamt zu kanalisieren und
teilweise auch zu verringern. Ansatzpunk-
te hierfür sind die Begrenzung von Lan-
deslisten, die nicht selten den Zugang von
Verbandsvertretern und parlamentarische
Gremien sichern, eine Erhöhung der
Transparenz und Verbesserung der Do-
kumentation in parlamentarischen Aus-
schußarbeit bis hin zur Ordnung des Grup-
penwettbewerbs im Rahmen eines Ver-
bändegesetzes. Nicht zuletzt erwartet
man von der Einführung von Referenda
bei existenziellen umweltpolitischen Ent-
scheidungen zumindest eine gewisse Re-
duzierung des Einflusses von Interessen-
gruppen.

In der ordnungspolitischen
Tradition der Sozialen Marktwirt-
schaft

Die Begrenzung des Verbandseinflusses
würde zugleich die Position der Umwelt-
verwaltungen verbessern. Darüber hinaus
wäre es im Interesse der Allgemeinheit,
wenn all jene, die durch die Folgen der
weit verbreiteten informellen Absprachen
mit Interessengruppen und -vertretern
potentiell in Mitleidenschaft gezogen
werden, den gesamten Entscheidungspro-
zeß besser kontrollieren könnten. Voraus-
setzungen hierfür sind eine verbesserte
Dokumentation der Verhandlungsprozes-
se ebenso wie ein erweitertes Klagerecht.
Die hier nur kurz skizzierten Ansatzpunk-
te einer politisch-institutionellen Reform
sind selbstverständlich nicht als Patentre-
zepte für die Gewährleistung einer dauer-
haft umweltverträglichen Entwicklung
anzusehen. Sie sollten statt dessen als Bei-
trag zu einer Diskussion über die Bedeu-
tung der politisch-institutionellen Rah-
menbedingungen für die Gewährleistung
nachhaltigen Wirtschaftens interpretiert
werden. Es war dabei das Ziel zu zeigen,
daß die derzeitigen politisch-institutionel-
len Anreizstrukturen zumindest teilweise
zu Hemmnissen einer effizienten Realisie-
rung nachhaltiger Politik führen.
Eine solche Sichtweise steht in der ord-
nungspolitischen Tradition der Begründer
der Sozialen Marktwirtschaft. So hat be-
reits Walter Eucken mit Nachdruck hervor-
gehoben, daß eine Ordnung des markt-
wirtschaftlichen Wettbewerbs allein nicht
ausreicht, sondern einer flankierenden
Ordnung des Staates bedarf. Dementspre-
chend hat er nicht nur Prinzipien für die
marktwirtschaftliche Wettbewerbsord-
nung, sondern auch staatspolitische
Grundsätze aufgestellt, die allerdings in
der jüngeren Diskussion teilweise zu Un-
recht in Vergessenheit geraten sind. So
verlangt beispielsweise gleich der erste
dieser staatspolitischen Grundsätze eine

Verminderung des Einflusses von Interes-
sengruppen. Eine Forderung, die gerade
für die Zukunftsfragen nachhaltigen Wirt-
schaftens unvermindert aktuell ist. Dieses
Beispiel unterstreicht, daß Nachhaltigkeit
nicht nur eine eminent wichtige ökologi-
sche und wirtschaftspolitische, sondern
auch eine politisch-institutionelle Gestal-
tungsaufgabe darstellt.
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Eine besonders bedeutsame Akteursgruppe

Nachhaltigkeit als
unternehmerische Aufgabe1

Die Bedeutung von Nachhaltigkeit für die langfristige
Existenzsicherung von Unternehmen

Von Rudi Kurz
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Die Orientierung von Unternehmen an
Nachhaltigkeitszielen – gesellschaftlich
von strategischer Bedeutung – heißt kei-
nesfalls Wettbewerbsnachteile in Zeiten
der Globalisierung. Neben Zuwächsen an
Effizienz vor allem in der Ressourcennut-
zung bedeutet die Orientierung an Nach-
haltigkeit eine Verbesserung der Wahr-
nehmungsfähigkeit, der Anpassungsfä-
higkeit, der Gestaltungsfähigkeit durch
Teilnahme am gesamtgesellschaftlichen
Diskurs – alles Voraussetzungen für eine
dauerhafte Überlebensfähigkeit von Un-
ternehmen. Red.

Die strategische Bedeutung 
der Unternehmen

Nachhaltige Entwicklung ist ein gesell-
schaftlicher Suchprozeß nach einem Le-
bens- und Wirtschaftsstil, der nicht zu La-
sten der Lebenschancen zukünftiger Ge-
nerationen geht. Der Erfolg dieses Such-
prozesses hängt davon ab, ob die Einbe-
ziehung und Mitwirkung möglichst vieler
Akteure und Akteursgruppen gelingt.
Eine gesellschaftlich und ökologisch be-
sonders bedeutsame Akteursgruppe sind
die Unternehmen wegen der

● unmittelbaren Effekte der von ihnen
getroffenen Entscheidungen über Pro-
duktgestaltung und Produktionstech-
nik (z.B. Emissionen, Abfälle);

● indirekten Effekte (z. B. auf die gesell-
schaftliche Akzeptanz von Nachhaltig-
keitszielen);

● Sozialisationsfunktion (Lernort Unter-
nehmen).

Während die Bedeutung einer aktiven
und offensiven Rolle der Unternehmen im
Prozeß der nachhaltigen Entwicklung
außer Zweifel steht, wird kontrovers dis-
kutiert,

● ob Unternehmen, die unter Wettbe-
werbsdruck stehen, überhaupt relevan-
te Verhaltensspielräume haben, um
Entscheidungen an (ethischen) Postula-
ten wie der Nachhaltigkeit auszurich-
ten;

● welche Anreize und Motive Unterneh-
men veranlassen könnten, Verhaltens-
spielräume tatsächlich zu nutzen;

● ob es politische Möglichkeiten gibt,
die Handlungsspielräume auszuweiten
und/oder die Anreize zu deren Nutzung
zu stärken;

● welche Maßstäbe herangezogen wer-
den können, um den Beitrag eines Un-
ternehmens zu nachhaltiger Entwick-
lung zu bestimmen.

In einer marktwirtschaftlichen Ordnung
können Unternehmen ihre Existenz lang-
fristig nur sichern, wenn sie Gewinne er-
zielen. Gewinnerzielung ist nicht gleich-

gen. Gefährdet sind dadurch alle Investi-
tionen in die Zukunft und damit auch die
Auseinandersetzung mit Fragen der nach-
haltigen (Unternehmens-)Entwicklung.
Nachhaltigkeit hat deshalb nur in Unter-
nehmen eine Chance, die grundsätzlich
willens und fähig sind, verschärftem (glo-
balem) Wettbewerbsdruck offensiv zu 
begegnen. Für sie bedeutet Globalisie-
rung „nur“, noch konsequenter in die In-
novations- und Entwicklungsfähigkeit des
Unternehmens zu investieren.
Shareholder Value ist nicht identisch mit
Gewinnmaximierung, sondern verlangt
einen möglichst hohen Ertrag für die 
Anteilseigner aus ihrer Anlage. Der Er-
trag setzt sich zusammen aus den (jähr-
lichen) Gewinnausschüttungen und aus
dem Wert des Unternehmens (z. B.
Aktienkurse). Letzterer hängt nicht allein
von den aktuellen Gewinnausschüttun-
gen ab, sondern auch von den langfristi-
gen Potentialen (Gewinnerwartungen).
Investitionen in die Zukunft des Unter-
nehmens schmälern zwar den aktuellen
Gewinn, können aber dennoch zu einem 
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Abb. 1: Ökologischer Handlungsdruck auf das Unternehmen

bedeutend mit kurzfristiger Gewinnmaxi-
mierung, sondern umfaßt auch die lang-
fristige Existenzsicherung. Diese erfordert
strategische Entscheidungen, die nicht
durch Rahmenbedingungen und Wettbe-
werbszwänge vorbestimmt sind, sondern
die eigentliche gestalterische Aufgabe des
Unternehmers ausmachen. Hier bestehen
Freiheitsgrade und damit potentielle
Handlungsspielräume für nachhaltige Un-
ternehmensentwicklung. Daran ändert
sich auch durch die Verschärfung des
Wettbewerbs nichts, die sich gegenwärtig
unter den Schlagworten Globalisierung
und Shareholder Value vollzieht.

Sind Globalisierung und Shareholder
Value ernsthafte Hindernisse?

Globalisierung bedeutet Verschärfung des
Wettbewerbs aufgrund des Wegfalls von
Marktzutrittsschranken hoheitlicher Art
(Regulierungen) und/oder ökonomischer
Art (z.B. hohe Transportkosten). Etablier-
te Unternehmen geraten dadurch unter
verstärkten Anpassungs- und Innovations-
druck. Ihre kurzfristig defensiven Reaktio-
nen richten sich primär auf Kostensenkun-

Anstieg der Aktienkurse führen und sind
daher mit Shareholder Value kompatibel.
Gerade um den Shareholder Value zu si-
chern und zu mehren, wird die Pflege der
Beziehungen zwischen externen An-
spruchsgruppen, den sogenannten Stake-
holdern, immer wichtiger (vgl. Abb. 1).

Statt nachgeschaltetem 
Umweltschutz . . .

Die betriebswirtschaftliche Diskussion um
Nachhaltigkeit begann in den 80er Jahren
praxisorientiert und pragmatisch mit der
Frage, wie sich Umweltbelastungen aus
der betrieblichen Leistungserstellung ver-
mindern lassen – möglichst ohne Zusatz-
kosten, besser noch bei gleichzeitiger Ver-
besserung der Rentabilität. Inzwischen lie-
gen zahlreiche Publikationen vor, in
denen erfolgreiche Fallbeispiele doku-
mentiert sind, die in der Praxis zu Umwelt-
entlastung und Kostensenkung geführt
haben (vgl. z. B. Winter 1993, Hopfenbeck
1996, Gege 1997). Hier kann nur ein kur-
zer Überblick gegeben werden. Grund-
sätzlich stecken in allen unternehmeri-
schen Aktionsfeldern Potentiale für Ver-
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besserungsmaßnahmen (vgl. Abb. 2).
Eine erste Stufe des betrieblichen Umwelt-
schutzes, die zunächst als akute Gefahren-
abwehr und als Reaktion auf staatliche
Gebote und Verbote dominierte, ist 
gekennzeichnet durch nachgeschaltete
Maßnahmen (end-of-the-pipe-Technolo-
gien) wie Kläranlagen und Luftfilter. Um-
weltschutz als „Krisenmanagement“ hat
allerdings den entscheidenden Nachteil,
daß er in aller Regel erhebliche Zusatz-
kosten verursacht, ohne daß das Unter-
nehmen daraus irgendwelche Vorteile
ziehen kann. Immerhin hat diese Art
des Umweltschutzes gesamtwirtschaftlich
aber zu einer prosperierenden Umwelt-
schutzindustrie geführt.

... produktionsintegrierter
Umweltschutz

Auf einer zweiten Stufe des betrieblichen
Umweltschutzes steigen die Chancen,
auch Kostensenkungspotentiale zu er-
schließen. Der produktionsintegrierte Um-
weltschutz zielt darauf, den Produktions-
prozeß so zu verbessern, daß Emissionen
und Abfälle weitgehend vermieden wer-
den und damit die Notwendigkeit von
(teurem) nachgeschaltetem Umweltschutz
entfällt. Ansatzpunkte dafür sind z. B.:
● Entwicklung: Durch Vereinfachung des

Produkts sowie frühzeitige Abstim-
mung von Produktgestaltung und Pro-
duktionsverfahren lassen sich (material-
und energie-)aufwendige Produktions-
verfahren vermeiden, Ausschußquoten
senken.

● Anlagenhersteller: Soweit die ökolo-
gische Effizienz des Produktionsprozes-
ses von den Maschinenherstellern ab-
hängt, kann das Unternehmen versu-
chen, diese zu Verbesserungen anzure-
gen.

● Erhöhung der Energieeffizienz, z. B.
durch Kraft-Wärme-Kopplung, Abwär-
menutzung, Wärmerückgewinnung.
Durch Umschichtung im Energie-Mix
zugunsten emissionsarmer Energieträ-
ger (Erdgas) bzw. Nutzung regenerier-
barer Energiequellen (Wasser-, Solar-
energie) können (bei gegebenem Ener-
gieverbrauch) die Emissionen gesenkt
werden.

● Abfallminimierung und -wiederverwer-
tung: Einführen geschlossener Stoff-
kreiskläufe im Unternehmen (z. B. für
Kühl- und Schmiermittel). Soweit dies
nicht gelingt, erhöht die sortenreine
Sammlung von Abfällen (z. B. für Alt-
metall, Glas, Kunststoffe) die Chancen
eines ökologisch und ökonomisch sinn-
vollen externen Recycling.

● Beschaffungspolitik: Schrittweise Sub-
stitution stark umweltbelastender 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und Vor-
produkte. Mit der Formulierung von
Beschaffungsrichtlinien und der Forde-
rung nach Sicherheitsdatenblättern,
Unbedenklichkeitsnachweisen und öko-
logischen Daten zur Vorproduktion
wird den Lieferanten Anpassungsbe-
darf bei deren Produkten signalisiert.

● Verbesserung der Prozeßsteuerung und
laufende Wartung von Meß- und Re-
geltechnik, um einen ökologisch opti-
malen Prozeßablauf im Normalbetrieb
zu gewährleisten.

● Arbeitsschutz und Arbeitsplatzsicher-
heit: Selbstverständlicher Teil des be-
trieblichen Umweltschutzes muß der
Schutz der Arbeitnehmer vor Belastun-
gen durch Abgase, Lärm, Gefahrstoffe
oder Strahlung sein. Vielfach sind Ar-
beitnehmer die ersten, die gesundheits-
gefährdenden Stoffen unmittelbar aus-
gesetzt sind (z. B. Asbestfasern, Staub).

Produkte, die weniger umwelt-
belastend sind . . .

Auf einer dritten Stufe wird das Produkt
und die Produktpalette zum Gegenstand
ökologischer Verbesserung gemacht. In 
einigen Branchen (z. B. der Chemischen In-
dustrie oder der Verpackungsherstellung)
sind gerade die Produkte die eigentlich
umweltbelastende „Emission“. Als erster
Schritt können die gegebenen Produkte
und ihre Verpackung weniger umwelt-
belastend gestaltet werden. Im nächsten
Schritt müssen stark umweltbelastende
Produkte ersetzt werden durch weniger
schädliche Substitute, um zu einem zu-
kunftsfähigen Produktportfolio zu gelan-
gen. Dieser Schritt kann auch durch Um-
weltgütezeichen (Blauer Engel, EU-
Blume) absatzwirksam genutzt werden.
Durch frühzeitige umweltbezogene Inno-
vationen, die zentrale Eigenschaften der
Produkte betreffen, kann verhindert wer-
den, daß der ökologische Strukturwandel
das Unternehmen in die Krise stürzt.

. . . sowie Problemlösungen statt
Produkte

Auf einer vierten Stufe steht schließlich
die gezieltere Ausrichtung der Produkte
an den Bedürfnissen der Kunden – die so-
genannte Funktionsorientierung – im Mit-
telpunkt. Hier geht es darum, das Unter-
nehmen neu zu positionieren – durch Pro-
blemlösungen, die es erlauben, bestimm-
te Bedürfnisse (Ernährung, Mobilität,
Kommunikation etc.) mit möglichst wenig
Güterproduktion zu befriedigen. Bei einer
gezielten Strategie des Verzichts auf Gü-
terproduktion wird beispielsweise die
Stromproduktion durch Energiesparmaß-

nahmen ersetzt. Es werden neue, intelli-
gente Nutzungskonzepte entwickelt, z. B.
Leasing-Modelle oder Carsharing. Mög-
licherweise geht dies zu Lasten des Um-
satzwachstums, langfristig kann aber die
Rentabilität des Unternehmens gesichert
werden.
Entscheidende Einsichten in die Möglich-
keiten einer Unternehmenspolitik, die an
Funktionen statt an einzelnen Gütern
ausgerichtet ist, wurden in der Energie-
debatte gewonnen. Das in den USA ent-
wickelte Prinzip des Least-Cost Planning
(LCP) ist ein Beispiel dafür, wie betriebs-
sowie gesamtwirtschaftliche Rationalität
und Umweltschutz auf einen Nenner ge-
bracht werden können. LCP ist eine inte-
grierte Betrachtung der Angebots- und
der Nachfrageseite des Energiesektors,
d.h. die Energieversorgungsunternehmen
versuchen, vor einer Ausweitung ihres
Angebots (z.B. durch den Bau eines neuen
Kraftwerks) bei ihren Kunden alle Ener-
gieeinsparmaßnahmen zu realisieren, de-
ren Kosten unter denen der sonst not-
wendigen Erweiterungsinvestition liegen.
Als konkrete Maßnahmen zur Erschließung
von Einsparpotentialen kommen z. B. in
Betracht: Informations- und Beratungspro-
gramme, Anreizsysteme (z.B. Auszahlung
von Prämien beim Kauf effizienter Geräte),
Einspar-Contracting (Energiedienstleister
finanziert, projektiert und investiert für
den Nutzer).

Mitarbeiterschulung und geeignete
Organisationsstrukturen

Damit betrieblicher Umweltschutz über
isolierte Einzelmaßnahmen hinauskommt,
muß er systematisch in die Unternehmens-
führung integriert werden. Für jeden ein-
zelnen Mitarbeiter muß klar erkennbar
sein, daß Umweltschutz wesentlicher Teil
des unternehmerischen Zielsystems ist
und welche Anforderungen sich daraus
für sein Tätigkeitsfeld ergeben. Mitarbei-
terschulung und eine geeignete Organisa-
tionsstruktur sind Grundbedingungen für
einen kontinuierlichen Verbesserungspro-
zeß. Dokumentiert wird dies durch ein
Öko-Controlling, das Stoff- und Energie-
ströme erfaßt und bewertet. Diese Zahlen
sind einerseits Grundlage, um Schwach-
stellen zu erkennen und damit für die
Schwerpunkte weiterer Verbesserungs-
maßnahmen; sie sind andererseits Grund-
lage für die externe Kommunikation mit
Stakeholdern. Einen wesentlichen Anreiz
für die Durchführung eines Umwelt-Con-
trolling stellen die EG-Öko-Audit-Verord-
nung von 1993 (EG-VO 1836/93, Neufas-
sung 1997) und die internationale Norm
ISO 14.001 dar, die es den Unternehmen
ermöglichen, den hohen Standard ihrer
Umweltschutzorganisation auch nach
außen zu dokumentieren.

Maßstäbe für nachhaltige
Unternehmensentwicklung

Parallel zum praxisgeprägten Suchprozeß
nach umweltverträglicheren Produktions-
verfahren und Produkten hat sich eine
eher theoretisch-konzeptionell ausgerich-
tete Diskussion entwickelt, die das Unter-
nehmen als Akteur in der gesellschaft-

Abb. 2: Aktionsfelder umweltbewußter Unternehmensführung im Überblick

Unternehmensführung

Strategische Planung Organisation Controlling

Forschung &
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management
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lichen Auseinandersetzung um nachhalti-
ge Entwicklung begreift, dessen Hand-
lungsmöglichkeiten, Chancen und Risiken
analysiert. Um die Frage zu beantworten,
ob ein Unternehmen „nachhaltig“ wirt-
schaftet, sind zunächst geeignete Meß-
konzepte und Indikatoren erforderlich.

Gesellschaftliche Nachhaltigkeits-
ziele können nur einen groben Maß-
stab abgeben

Ein Ansatz könnt sein, gesellschaftliche
Nachhaltigkeits- bzw. Reduktionsziele
ohne weitere Differenzierung auf einzel-
ne Unternehmen zu übertragen, z.B.:

● Eine Reduktion der CO2-Emissionen um
25 % innerhalb von 15 Jahren würde
demnach verlangen, daß jedes einzelne
Unternehmen seine emittierte Menge
in diesem Ausmaß reduziert.

● Eine Reduzierung des Flächenver-
brauchs auf Null (vgl. BUND/Misereor
1996) bzw. auf 10 % der heutigen Ver-
siegelungsrate bis 2010 (vgl. Enquete-
Kommission 1997) hieße, daß jedes Un-
ternehmen sich darauf einstellen muß,
mit der gegebenen Gewerbefläche aus-
zukommen.

Dieser schematische Ansatz hat offen-
sichtlich nur sehr begrenzte Aussagekraft,
weil er Strukturänderungen nicht berück-
sichtigt. Gesellschaftliche Nachhaltigkeits-
ziele können nur eine grobe Orientierung
für die Beurteilung der Nachhaltigkeit von
Unternehmen sein; sie zur Norm zu erhe-
ben, wäre ökonomisch und ökologisch
kontraproduktiv.

Die Ressourcenproduktivität erhöhen

Ein weit verbreiteter Maßstab für Nach-
haltigkeit ist die (Erhöhung der) Ressour-
cenproduktivität, d.h. des Outputs pro
eingesetzter Ressourceneinheit (z.B. Nutz-
wärme pro Tonne CO2-Emmission, Fahr-
strecke pro Liter Benzin). Es wird also nicht
auf den absoluten Ressourcenverbrauch
abgestellt, sondern auf die Effizienz der
Ressourcennutzung. Da sich Erhöhungen
der Ressourcenproduktivität auch im Zuge
der routinemäßigen Modernisierung der
Produktionsanlagen einstellen, ist die Er-
höhung der Ressourcenproduktivität als
Maßstab nachhaltiger Unternehmenspoli-
tik nur bedingt tauglich. Eine gestiegene
Ressourcenproduktivität kann nicht zu-
verlässig Aufschluß über den Grad der
Ausschöpfung unternehmerischer Hand-
lungsspielräume für nachhaltige Entwick-
lung geben.

Gute ökologische Management-
praktiken als Maßstab?

Statt auf die letztlich nicht normierbaren
Ergebnisse der betrieblichen Leistungser-
stellung abzustellen, kann nachhaltige Un-
ternehmensentwicklung auch durch Struk-
tur- und Verhaltenskriterien charakteri-
siert werden. Grundlage dieses Ansatzes
sind allgemeine Erkenntnisse über Organi-
sationsstrukturen und Verhaltensweisen,
die zu guten ökologischen Ergebnissen
führen. Soweit diese im Unternehmen rea-

lisiert werden, gilt dann die Vermutung,
daß die sich einstellenden Ergebnisse (Fak-
toreinsatz, Output) die ökologischen Mög-
lichkeiten des Unternehmens ausschöpfen.
Zu prüfen ist daher, inwieweit ein Unter-
nehmen solchen Regeln und Handlungs-
maximen folgt. Voraussetzung für die
Brauchbarkeit dieses Ansatzes ist, daß sich
allgemein gültige Regeln identifizieren
lassen. Aus der kaum noch überschauba-
ren Vielzahl solcher Empfehlungen und
Regeln seien hier nur einige genannt:

● Einsatz der best available technology
zur Reduzierung der Stoff-/Energie-
ströme und Risiken.

● Verringerung des Einsatzes von nicht-
erneuerbaren Ressourcen und über-
nutzten erneuerbaren Ressourcen (qua-
litative Veränderung der Stoff-/Energie-
ströme durch Substitution).

● Funktionsorientierung (Problemlösun-
gen für grundlegende Bedürfnisfelder)
statt Fixierung auf ein bestimtes mate-
rielles Produkt (Vermeidung von Stoff-
und Energieströmen).

● Ausrichtung der Kommunikationspoli-
tik auf Dialog (auch) mit ökologischen
Anspruchsgruppen (Stakeholdern) statt
Einweg-Kommunikation (Werbung).

● Schulung und Einbeziehung der Mitar-
beiter in nachhaltige Unternehmens-
entwicklung, weil dies zugleich Motiva-
tions- und Innovationspotentiale frei-
setzt.

● Einrichtung eines Umweltmanagement-
systems und regelmäße Überprüfung,
ob dieses geeignet ist, die Umweltziele
des Unternehmens zu erreichen (konti-
nuierlicher Verbesserungsprozeß).

Die Probleme einer Beurteilung nachhalti-
ger Unternehmensentwicklung mit Hilfe
solcher Struktur- und Verhaltensmerk-
male liegen vor allem darin, daß eine 
Zuspitzung auf wenige, wirklich wesentli-
che Merkmale bislang nicht gelungen ist
und daß es sich um nur schwer
quantifizierbare Merkmale handelt, die
nicht genügend trennscharf zwischen
nachhaltiger und nicht bzw. weniger
nachhaltiger Unternehmensentwicklung
unterscheiden.

Umfassende Kennzahlensysteme
oder was „nachhaltig“ ist, erweist
sich im ökologischen Wettbewerb

Weil jeder einzelne Indikator spezifische
Schwächen aufweist, wird versucht, durch
mehrdimensionale Kennzahlensysteme
ein ausgewogenes Bild zu gewinnen und
zu dokumentieren, inwieweit Nachhaltig-
keit die Unternehmensaktivität insgesamt
prägt. Dazu werden Indikatoren aus drei
Bereichen herangezogen:

● Produktionsprozeß (Input-Output-Ana-
lyse)

● Managementsystem (Implementierung
eines kontinuierlichen Verbesserungs-
prozesses)

● Produkt (Produktverantwortung von
der Wiege bis zur Bahre).

Auch dieser Ansatz ist mit einer Reihe von
Problemen behaftet (z. B. Repräsentati-

vität, Gewichtung, Kosten), die noch weit-
gehend ungelöst sind. Die bisherige Dis-
kussion hat gezeigt, daß branchenspezifi-
sche Differenzierungen insbesondere
dann notwendig sind, wenn die Kennzah-
len als Grundlage für Benchmarking die-
nen sollen. Die Kennzahlen helfen den
Unternehmen dann, eigene Schwachstel-
len zu erkennen und regen den ökologi-
schen Wettbewerb an. Was „nachhaltig“
ist, erweist sich im ökologischen Wett-
bewerb. Nachhaltigkeit ist keine festste-
hende Zielmarke, sondern ein moving tar-
get.
Fazit: Es gibt keinen einfachen, eindimen-
sionalen Maßstab für nachhaltige Unter-
nehmensentwicklung. Nachhaltigkeit ver-
langt von den Unternehmen primär einen
Beitrag zur „Effizienzrevolution“; die
Nachhaltigkeitsdiskussion würde jedoch
in unzulässiger Weise verkürzt, wenn
nicht weitere Aspekte mit berücksichtigt
werden, insbesondere die Position des 
Unternehmens im ökologischen Wettbe-
werb (ermittelt durch geeignete Kenn-
zahlen).

Nachhaltigkeit als Impuls 
für die Unternehmensentwicklung

Die Beteiligung am gesellschaftlichen
Suchprozeß nach nachhaltigen Entwick-
lungspfaden kann für ein Unternehmen –
über kurzfristig realisierbare und bere-
chenbare Kostenvorteile hinaus – strategi-
sche Vorteile bringen, vor allem die Lern-
fähigkeit verbessern und damit zur lang-
fristigen Existenzsicherung beitragen. Als
Elemente der Lernfähigkeit werden im
folgenden Wahrnehmungsfähigkeit, An-
passungsfähigkeit (an veränderte Umfeld-
bedingungen), Gestaltungsfähigkeit (Ein-
flußnahme auf Umfeldbedingungen) dis-
kutiert.
Wahrnehmungsfähigkeit: Die Existenz je-
des Unternehmens hängt davon ab, ob es
über Antennen verfügt, die grundlegende
Veränderungen seines Umfelds frühzeitig
erfassen und damit Zeit für Anpassung
bzw. kreative Gestaltung verschaffen.
Dazu müssen auch weiche Faktoren (Ein-
stellungen, Ängste, Leitbilder) beachtet
und schwache Signale aufgenommen
werden, die (noch) kaum wahrnehmbar
sind. Um kritische Außensichten aufneh-
men zu können, müssen Sensoren und
Frühwarnsysteme entwickelt werden,
muß z. B. die Kommunikationspolitik von
Einweg-Kommunikation auf Dialog um-
orientiert werden. Nachhaltigkeit ist ein
Beispiel für einen grundlegenden gesell-
schaftlichen und kulturellen Verände-
rungsprozeß. Die Nachhaltigkeitsdiskus-
sion kann daher genutzt werden, um die
Wahrnehmungsfähigkeit als Grundvor-
aussetzung für eine lernende Organisa-
tion zu schärfen.
Wahrnehmungsfähigkeit ist nicht nur
nach außen gerichtet, sondern umfaßt
auch die Fähigkeit zur Selbstbeobachtung
und Selbstbeschreibung. Erfahrungen mit
der Erstellung von betrieblichen Öko-
bilanzen haben gezeigt, wie wenig Unter-
nehmen vielfach mit den Stoff- und Ener-
gieströmen vertraut sind, die von ihnen
ausgelöst werden. Ein rein monetär aus-
gerichtetes Wahrnehmungssystem (Be-
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triebliches Rechnungswesen) hat diese 
Dimension in der Vergangenheit nahezu
vollständig ausgeblendet.
Anpassungsfähigkeit: Die Auseinander-
setzung mit nachhaltiger Entwicklung
kann die Fähigkeit des Unternehmens zu
(rascher) Anpassung an exogene Verän-
derungen der Umfeldbedingungen er-
höhen, d.h. ein Impuls für Innovation und
Organisationsentwicklung sein. Dies läßt
sich wie folgt begründen:

● Grundlage der Unternehmensentwick-
lung ist eine Vision von der Zukunft des
Unternehmens. Dazu bedarf es eines
Bildes von der Zukunft und von der
Rolle, die das Unternehmen darin
wahrnehmen soll. Das gesellschaftliche
Leitbild „Nachhaltigkeit“ fordert diese
grundlegende Orientierung des Unter-
nehmens heraus und ist daher ein ge-
eigneter Prüfstein für die Vertretbar-
keit und Tauglichkeit eines bestehen-
den Unternehmensleitbildes und seines
Beitrags zur Befriedigung grundlegen-
der Bedürfnisse.

● Organisationsentwicklung setzt Lern-
fähigkeit voraus. Erhaltung und Trai-
ning der Lernfähigkeit ist daher eine
zentrale Aufgabe der Unternehmens-
führung (lernen zu lernen). Dies ist im
Unternehmen nicht als abstrakte
Übung, sondern nur als Verarbeitung
relevanter gesellschaftlicher und kultu-
reller Entwicklungen vorstellbar. Da-
durch profitiert die Unternehmenskul-
tur von der gesellschaftlichen Dynamik.
Die Adaption neuer gesellschaftlicher
Herausforderungen hilft, interne Wi-
derstände zu überwinden und er-
schließt aktuelle Quellen der Mitarbei-
termotivation (die sich im kulturellen
Wandel verändern). Es können neue
Kommunikationsformen und -kanäle
erprobt und Lösungsstrategien für
neue Konfliktfelder entwickelt werden.

Ansatzpunkte, um Nachhaltigkeit als un-
ternehmerischen Entwicklungsimpuls zu
nutzen, bieten sich in nahezu allen Ak-
tionsfeldern des Unternehmens. Sie rei-
chen von der (partizipativen) Erarbeitung
von Umweltleitlinien über Veränderung
von Organisationsstrukturen bis hin zum
Personalmanagement (Schulung, Anreiz-
system).
Gestaltungsfähigkeit: Die Teilnahme am
Nachhaltigkeitsdiskurs stärkt die Fähigkeit
des Unternehmens, selbst auf Verände-
rungen seines Umfelds Einfluß zu neh-
men:

● auf das Bild des Unternehmens (und
seiner Produkte) in der Wahrnehmung
der Stakeholder: Der Nachhaltigkeits-
diskurs bietet Gelegenheit, wenig
wahrgenommene Aspekte der Unter-
nehmensaktivität hervorzuheben, ge-
zielt Vorurteile abzubauen, Ansprüche
durch Aufklärung über (kurzfristige)
Sachzwänge zu korrigieren. Soweit dies
gelingt, wird die Glaubwürdigkeit des
Unternehmens gestärkt, Vertrauenska-
pital aufgebaut und damit in den (im-
materiellen) Wert des Unternehmens
investiert. Positive Effekte sind länger-
fristig allerdings nicht ohne konkretes

Handeln (nachhaltige Praxis) möglich;
auch ein Imagetransfer z. B. durch Ko-
operation mit einem Umweltschutzver-
band kann lediglich flankierende Funk-
tion haben,

● auf Präferenzen und Lebensstil von
Konsumenten: Die Präferenzen der
Konsumenten sind nicht „autonom“,
sondern durch unternehmerische Akti-
vität gestaltbar. Im Nachhaltigkeitsdis-
kurs kann es gelingen, sie von der Un-
vertretbarkeit bestimmter Formen der
Bedürfnisbefriedigung zu überzeugen
und dadurch die Marktchancen für die
eigenen (Substitut-)Produkte zu verbes-
sern.

● durch Koalitionen mit Akteuren, die
gleichgerichtete Interessen verfolgen
und Beteiligung am Aufbau von Netz-
werken mit anderen (nachhaltigen) 
Unternehmen derselben Branche (Qua-
litätsgemeinschaft), mit Lieferanten
und Kunden (Lösung eines ökologi-
schen Problems an der kostengünstig-
sten Stelle in der Prozeßkette), mit 
Stakeholdern (um regionales Wirtschaf-
ten zu stärken, Transport- und Ver-
kehrsströme zu reduzieren), mit Unter-
nehmensverbänden (um eine Verände-
rung der Rahmenbedingungen herbei-
zuführen).

● auf hoheitlich gesetzte Rahmenbedin-
gungen (Gesetze, Nationaler Umwelt-
politikplan etc.), die als verbindlicher
Fixpunkt nachhaltiger Unternehmens-
entwicklung wichtig sind und dem ein-
zelwirtschaftlichen Verbesserungspro-
zeß Orientierung geben.

Selbst wenn nachgewiesen werden kann,
daß nachhaltige Entwicklung einem Un-
ternehmen Vorteile bringt, ist nicht sicher-
gestellt, daß dazu notwendige Verände-
rungen sich im Unternehmen durchset-
zen. In jedem Unternehmen treffen eine
Vielzahl von Gruppen mit unterschied-
lichen Interessen aufeinander (Kapital-
eigner, Management, Arbeitnehmer, ex-
terne Anspruchsgruppen), die sich zu ent-
wicklungshemmenden Konstellationen
und Koalitionen verbinden können. Sol-
che (internen) Blockaden können aufge-
löst oder zumindest aufgelockert werden,
wenn eine gemeinsame externe Bedro-
hung sichtbar wird und/oder wenn es ge-
lingt, eine gemeinsame positive Zukunfts-
vision zu entwickeln. Nachhaltigkeit ent-
hält Elemente von beidem und ist insofern
eine fruchtbare Idee zur Überwindung
von Entwicklungshemmnissen im Unter-
nehmen.

Lern- und Innovationsfähigkeit 
als Überlebensbedingung

Unternehmen verfügen über Handlungs-
spielräume, die sie zur Unterstützung von
nachhaltiger Entwicklung nutzen können,
ohne daß die Ertragskraft leidet. Die Un-
ternehmen können zudem das Ausmaß
der Handlungsspielräume beeinflussen.
Sie sind für die Schaffung der Verhaltens-
spielräume, die sie für nachhaltige Ent-
wicklung benötigen, mitverantwortlich.
Ein wichtiger Beitrag der Unternehmen zu
nachhaltiger Entwicklung besteht in der
Erhöhung der Ressourcenproduktivität.

Erhöhte Ressourcenproduktivität be-
schreibt den möglichen und für die Unter-
nehmen vorteilhaften Beitrag zu nachhal-
tiger Entwicklung jedoch nicht vollstän-
dig. Es bestehen weitergehende Hand-
lungsspielräume.

● Unternehmensintern: Strategische Neu-
ausrichtung des Unternehmens, die
nicht nur zu Effizienzsteigerungen, son-
dern auch zu einem absoluten Rück-
gang der Stoff- und Energieströme
führt. Für den dazu erforderlichen Ver-
besserungs- und Innovationsprozeß
können Handlungsmaxime und Kenn-
zahlen Orientierung bieten.

● Unternehmensextern: Beteiligung am
gesellschaftlichen Diskurs über Nach-
haltigkeit (um die Rahmenbedingun-
gen für nachhaltiges Wirtschaften zu
verbessern) und Auseinandersetzung
mit einzelnen Stakeholdern (z. B. zu-
gunsten von nachhaltigen Konsum-
mustern).

Je besser es einem Unternehmen gelingt,
das Nachhaltigkeitsthema zur Erhöhung
seiner Innovationsfähigkeit zu nutzen
und daraus strategische Vorteile zu zie-
hen, um so nachhaltiger wird es an Nach-
haltigkeit interessiert bleiben und sich am
gesellschaftlichen Diskurs aktiv und offen-
siv beteiligen. Aktive Beteiligung der Un-
ternehmen an der Suche nach Wegen zu
nachhaltiger Entwicklung ist dann nicht
nur normative Forderung, sondern aus 
rationalen Erwägungen zu erwarten.
Diese richten sich nicht auf unmittelbare
Gewinnsteigerung, sondern dienen der
Existenzsicherung des Unternehmens
durch Verbesserung seiner Kernkompe-
tenz: der Lern- und Innovationsfähigkeit.
Nicht erwartet werden darf, daß die Un-
ternehmen insgesamt Motor der gesell-
schaftlichen Nachhaltigkeitsdiskussion
sein werden, sehr wohl aber interessierte
und engagierte Mitwirkende – solange
das Thema gesellschaftliche Relevanz hat.
Sollte das Thema von der gesellschaftli-
chen Agenda verschwinden, hält auch die
unternehmerische Praxis nicht stand. Von
außen kann Nachhaltigkeit als strategisch
relevantes Thema in den Unternehmen
am besten dadurch gestärkt werden, daß
das öffentliche Interesse an diesem Thema
über intellektuelle Zirkel hinausdringt
und sich auch durch wirtschaftliche Krisen
nicht in den Hintergrund drängen läßt.
Nachhaltigkeit kann zum Kristallisations-
punkt von (technischen, sozialen, institu-
tionellen) Innovationen und damit positi-
ver Standortfaktor werden.

Anmerkungen

1) Die folgenden Ausführungen basieren im wesent-
lichen auf Kurz (1998), Kurz/Volkert (1997), Kurz/Spil-
ler (1994).
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Das Konzept einer nachhaltigen Entwick-
lung versucht, Ökologie, Ökonomie und
soziale Gerechtigkeit, national wie welt-
weit, in Einklang zu bringen. Doch wie
das im sozialen Bereich geschehen soll,
bleibt weitgehend unerörtert. Das ist um
so erstaunlicher, weil der Arbeit für eine
nachhaltige Entwicklung eine zentrale
Rolle zukommt. Denn mit Arbeit greift der
Mensch per se in die Natur, in die Umwelt
ein – ganz gleich, ob die Arbeit Erwerbs-
arbeit ist oder nicht, ob sie in Gemein-
schaften auf Gegenseitigkeit geleistet
wird oder industriell. Mehr noch: Auch in
seiner Freizeit greift der Mensch in das
Ökosystem ein, und je aufwendiger die
Freizeitaktivitäten, desto kräftiger!
Arbeiter und die ihre Interessen vertre-
tenden Gewerkschaften sind in erster
Linie am Bestand der Arbeit, an der Erhal-
tung von Arbeitsplätzen interessiert, in
Konfliktfällen ist das vorrangig. Auch die
Strategien zur Globalisierung von Arbeit
sind alles andere als umweltfreundlich.
Wo gibt es denn nun Ansatzpunkte dafür,
daß Arbeit die Ziele der Nachhaltigkeit re-
spektiert, mit weitgehender Schonung
der Ressourcen und unter Beachtung der
Regenerationsmöglichkeiten des Öko-
systems? Red.

Die Forderung nach der 
Gleichgewichtigkeit von Ökonomie, 
Ökologie und Sozialem

Die grundlegende Definition der Sustain-
ability (Nachhaltigkeit) im Brundtland-
Report umfaßt die drei Ziele, durch die
Umstellung der Wirtschaftsweise und der
Lebensstile in den hochentwickelten Län-
dern die erreichte Lebensqualität zu er-
halten, sie in den unterentwickelten Be-
reichen weltweit zu verbessern sowie die
entsprechende Option auch für die fol-
genden Generationen zu gewährleisten.
Es handelt sich also um ein ethisch-norma-
tives Konzept einer intra- und intergene-
rationalen Verteilungsgerechtigkeit. Da-
mit ist die Vision eines menschenwürdigen
Lebens (dignified life) für alle Generatio-
nen in allen Teilen der Welt aufgrund der
gleichberechtigten Teilhabe an den natür-
lichen Ressourcen konstitutiver Bestand-
teil jeder Projektion von Zukunftsfähig-
keit. Obwohl also die Nachhaltigkeitskon-
zepte auf Berechnungen der Tragekapa-

zität unseres Planeten aufbauen, enthal-
ten sie einen sozialen Kern, dessen Radi-
kalität häufig nicht diskutiert wird, aber
die Dimension der Reduktionsanforderun-
gen maßgeblich mitbestimmt.
Das Konzept der Zukunftsfähigkeit hat
seitdem eine bedeutende gesellschaftli-
che Karriere gemacht, weil es einerseits
eine konsensfähige Richtung notwendi-
gen gesellschaftlichen Wandels aufzeigt,
gleichzeitig aber offen für unterschied-
liche Interessenlagen, Strategien und Rah-
menbedingungen ist. Dementsprechend
haben sich unterschiedliche Nachhaltig-
keitskonzeptionen herausgebildet. Sie 
basieren auf verschiedenen Prioritäten-
setzungen und führen zu unterschied-
lichen Reduktionszielen. Verbunden mit
der jeweiligen Nachhaltigkeitskonzeption
sind auch die Vorstellungen über jeweils
spezifische Strategien. Der Schwerpunkt
kann beispielsweise bei Innovationen lie-
gen, die ökonomische Vorteile und ökolo-
gische Entlastungen gleichzeitig ermögli-
chen, beim Schließen von Stoffkreisläufen
durch öffentliche Intervention oder bei 
individuellen Verhaltensänderungen. In
der gesellschaftlichen Diskussion um die
Umsetzung dieser Konzepte sind neben
die nach wie vor zentralen ökologischen
Begründungen zunehmend die Wechsel-
beziehungen mit ökonomischen und so-
zialen Bedingungen und Wirkungen the-
matisiert worden. Die Forderung nach der
Gleichgewichtigkeit von Ökologie, Öko-
nomie und Sozialem gehört inzwischen
zum Standard aller Studien (vgl. z. B. 
Enquete-Kommission 1994, S. 280 ff.) und
ist auch von den Gewerkschaften insbe-
sondere mit dem Interesse aufgegriffen
worden, soziale Fragen stärker in die Dis-
kussion einzubringen (vgl. Wiesehügel
1996). Wie schwierig dieses Unterfangen
ist, zeigt der Aufbau lokaler Netzwerke
nach den Anforderungen der Agenda 21,
in denen bisher die soziale Dimension
kaum thematisiert wird.
Wenn man die wichtigsten vorliegenden
Studien zur Nachhaltigkeit daraufhin be-
fragt, in welcher Weise sie menschliche
Arbeit – im wesentlichen Erwerbsarbeit –
einbeziehen, wird deutlich, in welchem
Maße die Trennung dieser beiden Poli-
tikfelder sich auch in eine Trennung zwi-
schen Disziplinen und Konzepten verlän-
gert hat. Nachhaltigkeitskonzepte sind
zielorientiert. Dieses Ziel wird durch die
langfristige Erhaltung des Planeten Erde
definiert als Grundlage für ein menschen-
würdiges Leben. Demgemäß werden
Stoff- und Energieströme daraufhin un-
tersucht, ob und inwieweit sie die Be-

stände an Ressourcen sowie die Aufnah-
me- und Regenerationsfähigkeit der Erde
belasten bzw. überlasten. Strategisch rich-
ten sich die Studien notwendigerweise an
die Hauptakteure der Ressourcenentnah-
me und der Emissionsabgaben, d. h. an
die öffentlichen und privaten Unterneh-
men und die Haushalte sowie an die poli-
tischen Instanzen, denen die Steuerung
dieser Prozesse obliegt. Erwerbsarbeit
bleibt dabei – als Verbindungsglied zwi-
schen Input und Output – weitgehend im
Hintergrund.

Vier Ansätze bei Nachhaltigkeits-
modellen

Soziale und arbeitspolitische Ziele neh-
men in Konzepten der Nachhaltigkeit
eine sehr unterschiedliche Stellung ein
und werden über unterschiedliche Argu-
mentationsmuster eingeführt. Wir kön-
nen prinzipiell vier Ansätze von Nachhal-
tigkeitsmodellen unterscheiden:
1. In Weltmodellen zur Rettung des Pla-
neten Erde werden aufgrund ökologi-
scher Kapazitätsgrenzen Anforderungen
an eine globale Wirtschaftswende formu-
liert. Die Hauptbezugspunkte dieser Wirt-
schaftswende sind die Begrenzung des 
Bevölkerungswachstums, die Begrenzung
des Wirtschaftswachstums sowie der ver-
stärkte Einsatz neuer Technologien (vgl.
z. B. Club of Rome 1995, Grenzen des
Wachstums 1992, Erdgipfel 1992).
2. In einem anderen Ansatz werden die
sozialen Bezüge aus dem gemeinsamen
Kontext von Umweltkrise und Beschäfti-
gungskrise heraus abgeleitet. Es wird 
argumentiert, daß auf der einen Seite 
die natürlichen Ressourcen zu billig seien
und verschleudert würden, daß auf der
anderen Seite Beschäftigung zu teuer sei
und durch arbeitssparende Rationalisie-
rung vernichtet werde. Ein Ausweg aus
dieser gemeinsamen Krisenursache wird
in der Verlagerung des Rationalisierungs-
schwerpunkts von der Erwerbsarbeit auf
die Ressourcen durch eine Veränderung
von Preisrelationen gesetzt. Diese Um-
steuerung steht für das Konzept der Öko-
Steuer im Mittelpunkt (vgl. z. B. Binswan-
ger et al. 1988, von Weizsäcker 1994).
3. Nationale Umbaukonzepte gehen von
Reduktionszielen aus, die über eine Ver-
änderung von Wirtschaftsstrukturen und
Modernisierungspfaden durchzusetzen
sind. Strategisch unterscheiden sie dabei
zwischen Einsparungen durch Effizienz-
steigerungen und Einsparungen durch
Verhaltensänderungen (Suffizienz). Sie
betonen die Notwendigkeit eines ande-
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ren Wohlstandsmodells und betonen 
die Abhängigkeit der Lebensführung
von den angebotenen Strukturen (vgl.
z. B. Sustainable Netherlands, Zukunfts-
fähiges Deutschland).
4. Schließlich gibt es eine Reihe von Sek-
torstudien zum Zusammenhang von sinn-
vollen Maßnahmen des ökologischen 
Umbaus mit Veränderungen der Be-
schäftigung. Mit dem Schwerpunkt auf 
erneuerbaren Energien und Verkehrs-
wende wird argumentiert, daß mit ver-
brauchernahen und arbeitsintensiveren
Wirtschaftsformen arbeitsplatzschaffende
Effekte verbunden sein können und damit
eine doppelte Dividende von Umwelt-
schutz und Beschäftigungssicherung/Ar-
beitsplatzbeschaffung möglich sei (vgl.
Speiser/Hickel et al. 1994, Cames et al.
1996). Überlegungen zur Ökologisierung
der Erwerbsarbeit finden darin wenig
Platz.
Obwohl alle Konzepte im Prinzip die
Gleichwertigkeit von ökologischen, öko-
nomischen und sozialen Zielen behaup-
ten, beruhen sie dennoch im wesentlichen
auf ökologischen Vorgaben und wirt-
schaftsstrukturellen Modellberechnun-
gen, in denen soziale Kategorien nur in
spezifischer Weise berücksichtigt werden.
Wenn wir im nächsten Schritt genauer be-
stimmen, in welcher Funktion die sozialen
Ziele in diese Ansätze eingebaut sind,
können wir vier Formen unterscheiden.
1. Auf der obersten Ebene stellen soziale

Normen einen Teil des Grundkonzepts
und einen Teil der Begründung der Re-
duktionsziele dar. Es sind dies die For-
derung nach internationaler und inter-
generativer Gerechtigkeit, die im wei-
teren als ethische Grundprinzipien
nicht weiter verfolgt werden. Sie defi-
nieren den prinzipiellen sozialen Ge-
halt von Nachhaltigkeit und nehmen
faktisch die Stellung von Menschen-
rechten ein. Ihre Umsetzung wird in
den Operationalisierungen kaum be-
handelt. Im Ergebnis hängt ihre Ein-
lösung davon ab, inwieweit die Reduk-
tionsziele in den hochindustrialisierten
Ländern erreicht werden und inwieweit
in den Ländern der Dritten Welt auf-
grund weltweiter Umverteilung ein
breiter, umweltverträglicher Wohlstand
entsteht.

2. Auf einer zweiten Ebene werden so-
ziale Voraussetzungen der Durchsetz-
barkeit und Realisierung einer Wende
zur Nachhaltigkeit definiert. Dies sind
im wesentlichen die Wiederherstellung
der Vollbeschäftigung und die Ab-
kehr vom industriell-konsumeristischen
Wohlstandsmodell und d. h. auch die
Abkehr von der Dominanz der Erwerbs-
arbeit (vgl. exemplarisch von Weiz-
säcker 1994). Wohlstand wird dabei
nicht nur als Bedingung, sondern auch
als positives Ziel unterhalb der Men-
schenrechte verstanden, wobei dessen
Konkretisierung häufig unspezifisch
bleibt. Die Verbindung zur Erwerbs-
arbeit wird negativ über die Argumen-
tationsfigur des „Parasitismus“ herge-
stellt (Bierter et al. 1996, S. 74  ff.), nach
der es darauf ankommt, die positiven 
Formen des Parasitismus gegenüber sei-
nen negativen zu stärken und über den

Mechanismus des „kompensatorischen
Konsums“, nach dem kommerzieller
Konsum als Ausgleich für eine nicht be-
friedigende Arbeit dient und in die Ab-
hängigkeit von steigenden Arbeitsein-
kommen führt (Scherhorn 1997).
Neben dem Oberbegriff Wohlstand fin-
den wir eine weitere soziale Dimension
als Bedingung der Realisierung von
Nachhaltigkeitskonzepten: die Beteili-
gung. Sie wird häufig nur programma-
tisch eingebracht und defensiv im Sinne
von Akzeptanz gedacht. Offensiv for-
muliert meint sie die Beteiligung aller
gesellschaftlichen Gruppen und die
breite Kommunikation von Konzepten
und ihren Operationalisierungen (z. B.
Agenda 21, Schmidtheiny 1993).

3. Die Ebene der Realanalyse von Erwerbs-
arbeit und ihrer Entwicklungsdynami-
ken wird selten erreicht. Im wesentli-
chen konzentrieren sich die Texte auf
die Beschreibung der Negativdynamik
von Rationalisierungsprozessen, die als
arbeitssparend und entfremdet charak-
terisiert werden und die Arbeitslosig-
keit und kompensatorischen Konsum
zur Folge haben (vgl. das Kapitel „So-
ziale Fairneß“ in der Wuppertal-Stu-
die). Es gibt kaum Überlegungen zur
Ökologisierung der Erwerbsarbeit; der
Schwerpunkt wird auf das Anstreben
einer anderen Vollbeschäftigung ge-
legt, wofür Modelle der Arbeitszeit-
verkürzung und -flexibilisierung eine
entscheidende Rolle spielen, aber auch
die Ausweitung konsumnaher Tätig-
keiten, die in handwerklichen Klein-
betrieben, neuen Dienstleistungen 
und Selbsthilfenetzwerken durchge-
führt werden können (vgl. z. B. Ullrich
1995, Bierter 1995).

4. Schließlich die Ebene der sozialen Fol-
gen von Nachhaltigkeit, die am stärk-
sten hervorgehoben wird. Die Ver-
schränkung der ökologischen Nachhal-
tigkeitsziele mit einem anderen Wohl-
stand wird weitgehend apodiktisch
behandelt. Dafür sind vier Formeln zen-
tral:

– Umweltschutz schafft Arbeitsplätze;
– Erwerbsarbeit wird als Träger von

Wohlstand (Einkommen, kommerziel-
ler Konsum, Zufriedenheit) unwichti-
ger;

– weitere Wohlstandssteigerungen sind
nicht nur durch ressourceneffizientes
Wachstum, sondern im wesentlichen im
immateriellen Bereich möglich;

– weniger Erwerbsarbeit, mehr Eigen-
arbeit und ressourcenschonender Kon-
sum sind zufriedenstellender und öko-
logischer als das bisherige Wohlstands-
modell.

Auffällig an den Überlegungen zur Zu-
kunft der Arbeit ist, daß sie in den ver-
schiedenen Zugängen einen sehr unter-
schiedlichen Charakter erhält. Beim Blick
auf die aktuell und konkret stattfindende
Erwerbsarbeit wird der Raubbau an Natur
und Arbeitsvermögen hervorgehoben;
ihre Ökologisierung ist kein Thema. Aus
der Perspektive der Umsetzung der Re-
duktionsanforderungen dagegen wer-
den große Chancen für andere Arbeit, an-
dere Arbeitsplätze und neuen Wohlstand
postuliert. Es erscheint so, als ob Arbeits-

plätze und Tätigkeiten, die aus ökologi-
scher Perspektive entstehen oder um-
gestaltet sind, auch arbeitspolitisch und
sozial ganz andere und prinzipiell bes-
sere sind. Als Anknüpfungspunkte für 
die Ökologisierung der Erwerbsarbeit
werden arbeitspolitische Strategien be-
nannt, deren sozialer Gehalt zumindest
sehr widersprüchlich beurteilt werden
muß (Arbeitszeitflexibilisierung, lean pro-
duction, Beschäftigung im zweiten Ar-
beitsmarkt, Selbsthilfe etc.). Diese Wider-
sprüche sind von ökologischer Seite bis-
her gar nicht oder nur sehr einseitig zur
Kenntnis genommen worden. So ist die
Frage nach der Qualität von Arbeits-
plätzen im Umweltschutz unter Aspekten
wie Stabilität, Einkommen, Qualifikation,
Belastung etc. bisher kaum gestellt.
Zusammenfassend können wir die bisheri-
ge Denkfigur der Verknüpfung von Nach-
haltigkeit und Arbeit folgendermaßen be-
schreiben: Erwerbsarbeit wird als eher in-
direkter Bereich behandelt, der von zwei
Ebenen sozialer Ziele eingerahmt wird.
Die sozialen Grundziele der internationa-
len und der intergenerativen Gerechtig-
keit sind in die Basisdefinition von Nach-
haltigkeit eingegangen und sind unum-
stritten.
Auf der zweiten Ebene werden soziale
Ziele wie Beschäftigung und Versorgungs-
sicherheit, Frieden, Demokratie und Ge-
rechtigkeit gesetzt, die zum großen Teil in
den zentralen Begriff des Wohlstands
bzw. der Lebensqualität einfließen. Diese
sozialen Ziele werden einerseits als Vor-
aussetzungen definiert für die Realisie-
rung von Nachhaltigkeit oder als Teil einer
Nachhaltigkeitsstrategie selbst. Der bishe-
rige Wohlstand ist größtenteils an Er-
werbsarbeit gebunden, beruht folglich
auf der Verfügbarkeit von Erwerbsarbeit
und Einkommen, den darauf aufbauen-
den Konsumtionsmöglichkeiten sowie auf
den sozialen Sicherheiten und Umvertei-
lungseffekten, die von einem funktionie-
renden Sozialstaat gewährleistet werden.
Die anderen Formen der Arbeit, insbeson-
dere die weiblichen Versorgungsarbeiten,
die zeitlich überwiegen und unabdingba-
re Voraussetzung der männlich geprägten
Erwerbsarbeit sind, bleiben weitgehend
ausgeblendet.

Fortschrittsoptimismus versus
Fortschrittspessimismus

In der politischen Debatte um die gang-
baren Zukunftspfade der Nachhaltigkeit
haben sich – vergleichbar der Diskussion
um die zwei Modernen - zwei Pole her-
ausgebildet, die man als fortschrittsopti-
mistisch bzw. fortschrittspessimistisch im
traditionellen Sinn einschätzen kann. Auf
der einen Seite stehen Positionen der
ökologischen Modernisierung, die die bis-
herigen ökologischen Schäden als unver-
meidbar, aber beherrschbar einschätzen
und die materiellen Wohlstandseffekte
des Wachstums in den Vordergrund stel-
len. Die ökologischen Schäden sind nur
durch verstärkte technische Innovationen
zu sanieren und zukünftig vermeidbar
(Effizienzrevolution), die sozialen Risiken
sind durch weiteres Wirtschaftswachstum
aufzufangen. Die Gegenposition hebt die
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bereits ökonomisch gesetzten Grenzen
des Wachstums und die Grenzen von Effi-
zienzstrategien hervor. Sie setzt auf die re-
flektierte Beschränkung von Wachstum,
modifiziert den Weg zum Wohlstand und
den Charakter des Wohlstands selbst. Ein
an Erwerbsarbeit gebundener Wohlstand
wird abgelöst durch einen ressourcen-
schonenden, viel stärker selbstversorgen-
den Wohlstand, der die überwiegend von
Frauen geleistete informelle Arbeit auf-
wertet und in viel stärkerem Maße auf 
Eigenarbeit in sozialen Netzen beruht.
Aus der Sicht der Nachhaltigkeitskonzep-
te ergeben sich daraus vordringlich fol-
gende arbeitspolitische Themenfelder:
1. Arbeitsplätze durch Umweltschutz,
2. Arbeitszeitverkürzung und Arbeitszeit-

flexibilisierung bei gleichzeitiger Neu-
gestaltung der sozialen Sicherung,

3. Qualifizierung und Beteiligung der Be-
schäftigten als für Umweltschutz bisher
nicht genutzte Ressource,

4. Eigen- und Subsistenzarbeit als Fokus
eines neuen Arbeitsverständnisses, Ab-
lösung der Negativverschränkung von
Erwerbsarbeit und kompensatorischem
Konsum, mehr Freizeit, Relativierung
der Erwerbsarbeit als Einkommens-
quelle,

5. Veränderung der Kostenrelationen
zwischen den Produktionsfaktoren
(z. B. Ökologische Steuerreform), ge-
sellschaftliche Verteilung der Kosten
des Umweltschutzes.

Beschäftigung durch Umweltschutz?

Die Debatte um die Beschäftigungswir-
kungen des Umweltschutzes ist die läng-
ste und gewichtigste Debatte, die die
Wechselwirkungen zwischen Arbeit und
Ökologie zum Gegenstand hat. Dabei las-
sen sich einzelne historische Phasen unter-
scheiden, in denen dieser Zusammenhang
unterschiedlich gesehen bzw. sozial be-
wertet wurde. Der Aufbau einer nationa-
len Umweltpolitik Anfang der siebziger
Jahre verlief im wesentlichen über staatli-
che Ordnungspolitik. Für die Unterneh-
men folgte daraus eine starke prozessuale
Reglementierung und der Zwang zu Inve-
stitionen in nachsorgende Umwelttechno-
logien. Diese wurden im wesentlichen als
Kosten angesehen, die insbesondere klei-
ne und schwache Unternehmen untrag-
bar belasteten. Dies galt in besonderem
Maße für Unternehmen der Chemieindu-
strie, bei denen Basisrohstoffe oder Pro-
dukte im gesetzlich reglementierten Ge-
fahrstoffbereich lagen. Hier drohten die
Regelungen massiv auf die ökonomische
Basis der Unternehmen durchzuschlagen
und Arbeitsplätze zu gefährden, was in
einzelnen Fällen auch Wirklichkeit wurde.
In diesen speziellen Konstellationen stand
konsequenter Umweltschutz gegen Ar-
beitsplatzerhalt, die Betriebsräte und 
Belegschaften kämpften mit den Unter-
nehmensleitungen gegen die Umweltauf-
lagen.
In der nächsten Phase waren die Akzep-
tanz und die Machbarkeit der grundle-
genden Umweltauflagen erheblich ge-
stiegen, immer mehr Unternehmen
gaben ihren hinhaltenden Widerstand
auf und wechselten zu einer Strategie der

moderaten Anpassung an die staatlichen
Vorgaben, die zudem in den entstehen-
den Verhandlungssystemen zunehmend
abgemildert wurden. Die höheren Um-
weltstandards bei den Kunden und die
steigenden Entsorgungskosten erhöhten
die Rentabilität von Umweltinvestitio-
nen, die Risiken von Umweltskandalen
waren in schwer kalkulierbare Höhen ge-
stiegen. Eine wachsende Zahl von Unter-
nehmen betonte auch die Chancen akti-
ven Umweltmanagements, was sich unter
anderem in der Gründung grüner Unter-
nehmensverbände ausdrückte. Diese
Chancen lagen insbesondere in dem
wachsenden Umweltmarkt, auf dem
Deutschland aufgrund der massiven
staatlichen Vorgaben bis vor kurzem an
der Spitze lag. Insgesamt ergab sich eine
ausgewogenere Beurteilung, die Risiken
und Chancen für das einzelne Unterneh-
men, aber auch für den Arbeitsmarkt ins-
gesamt sah.
Mit der Erkenntnis, daß Dauer- und Mas-
senarbeitslosigkeit nicht nur ein Durch-
gangsstadium eines ökonomischen Kri-
senzyklus sind, verstärkte sich die Suche
nach neuen Lösungen für diese alte so-
ziale Frage. Die alltäglich spürbare Be-
drohlichkeit sozialer Probleme verdräng-
te den Umweltschutz von einem vorde-
ren Platz der öffentlichen Agenda. Es gab
nicht nur keine zusätzlichen Mittel mehr
für den Umweltschutz, sondern es waren
Verluste zu verteilen. Umweltschutz
mußte in den Unternehmen in den nor-
malen Modernisierungsprozeß integriert
werden, durfte keine zusätzlichen Ko-
sten erzeugen und sollte möglichst zu-
sätzliche Rationalisierungseffekte erbrin-
gen. Das bedeutete, daß an Unterneh-
men, in denen gerade Kosteneinsparun-
gen durch Personalabbau im Mittelpunkt
standen, keine Erwartungen an zusätzli-
che Einstellungen durch Umweltschutz
gestellt werden konnten. Dem Umwelt-
schutz bot sich dagegen die große Chan-
ce, durch die Betonung der Beschäfti-
gungswirkungen von umweltpolitischen
Investitions- und Subventionsprogram-
men des Staates Argumentationskraft
und politisches Gewicht zu gewinnen.
Die Umweltverbände förderten eine Viel-
zahl von Sektorstudien, die die „doppel-
te Dividende“ von umweltpolitisch be-
gründeten Beschäftigungsprogrammen
herausstrichen.

Die Hoffnungen auf einen 
wachsenden neuen „Umweltarbeits-
markt“ haben sich nicht erfüllt

An dieser Stelle kann nur resümiert wer-
den, daß die Beschäftigungswirkungen
nur in makroökonomischen Gesamt-
modellen abgeschätzt werden können,
die direkte und indirekte Wirkungen
sowie die Kurz- und die Langzeitperspek-
tive berücksichtigen. Für Deutschland gibt
es inzwischen solide Schätzungen (BMU
1996), die die Gesamtbeschäftigung mit
knapp einer Million Personen (= 2,7 %)
der Erwerbstätigen schätzen. Davon
waren 53 % unmittelbar an ihrem Arbeits-
platz mit Umweltschutzaufgaben befaßt
(allerdings nur 7 % ausschließlich mit Um-
weltaufgaben), 200.000 in den Gebiets-

körperschaften (Abwasser und Abfallbe-
seitigung, Pflege von Grünanlagen, Pla-
nung, Verwaltung und Vollzug), 90.000 in
Entsorgungs- und Recyclingunternehmen
und 50.000 im produzierenden Gewerbe.
Die restlichen 47 % sind mit der Produk-
tion von Umweltschutzgütern beschäf-
tigt, 260.000 direkt mit Schwerpunkten im
Baugewerbe und im Maschinenbau und
190.000 indirekt.
Die früher prognostizierte Wachstums-
quote „eines neuen Umweltarbeitsmark-
tes“ hat sich dabei nicht realisiert, seit An-
fang der neunziger Jahre ist sogar ein
Zurückbleiben der Umweltschutzinvesti-
tionen der Industrie gegenüber den Ge-
samtinvestitionen zu verzeichnen. Der
Rückgang ist folglich nicht allein konjunk-
turell zu erklären, vielmehr wirken hier ei-
nige grundlegende Mechanismen, die für
die zukünftige Entwicklung der Beschäfti-
gung im Umweltbereich prägend sein
werden:
– die Schwerpunktverlagerung von zen-

tralen Steuerungsvorgaben des Staates
zu dezentralen Absprachen und Selbst-
verpflichtungen der Akteursgruppen;

– die Verlagerung von kostenintensivem
additiven Umweltschutz zu integrier-
tem Umweltschutz mit zusätzlichen 
Rationalisierungseffekten;

– die Abschwächung der deutschen Vor-
reiterposition auf dem Weltmarkt
durch das Aufholen anderer Staaten
wie Japan; 

– die Konzentrations- und Privatisie-
rungswelle im Umweltschutz, die zu er-
heblichen Einsparungen allein durch
die economies of scale führt, und 

– die Rationalisierung der Leistungser-
stellung im Umweltschutzbereich,
wofür aufgrund der arbeitsintensiven
und kleinbetrieblichen Strukturen in
der Gründungsphase erhebliche Poten-
tiale bestehen.

In der Debatte um die Beschäftigungswir-
kungen des Umweltschutzes wird vor
dem Hintergrund bedrohlicher Arbeitslo-
senquoten mit großen Zahlen argumen-
tiert. Was für Tätigkeiten, Arbeitsbedin-
gungen und Arbeitsverhältnisse sich hin-
ter diesen Zahlen verbergen und welcher
arbeitspolitische Gestaltungsbedarf even-
tuell dahintersteckt, das bleibt verborgen.
Hier zeigen sich deutlich die umweltpoliti-
sche Funktionalisierung und die fehlende 
Aufmerksamkeit für die Fragen der Ar-
beitsqualität. Erste Studien, die von dem
europäischen Wissenschaftlernetzwerk
IRENE angestoßen wurden, haben einen
ersten Blick auf diese Probleme eröffnet
(Hildebrandt/Oates 1997). Eine neuere
österreichische Studie (Ritt 1997) macht
deutlich, daß grundsätzlich zwischen neu
geschaffenen Arbeitsplätzen im nachsor-
genden Umweltschutz und Tätigkeiten im
integrierten Umweltschutz unterschieden
werden muß. Die erstgenannten Arbeits-
plätze haben überwiegend eine geringe
Beschäftigungsdauer bzw. -sicherheit, die
Qualifikationsanforderungen und die Be-
zahlung sind niedrig, die gesundheitli-
chen Belastungen dagegen hoch. Die Be-
reiche wurden als wenig innovativ ge-
kennzeichnet, die Chancen für eine An-
schlußbeschäftigung, eventuell sogar in
einer qualifizierteren Tätigkeit, sind 
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minimal. Dementsprechend sind in die-
sem Segment überdurchschnittlich viele
Frauen und Ausländer beschäftigt. Im
Sektor des integrierten Umweltschutzes
sind die Tätigkeiten vielfältiger und leh-
nen sich an die normalen Arbeitsbedin-
gungen an. Der Anteil qualifizierter und
gut entgoltener Arbeit ist höher, es gibt 
Karrierewege über ökologisches Engage-
ment und Kompetenz. Daraus ergibt
sich die beschäftigungspolitisch wider-
sprüchliche Situation, daß die Tätigkeiten
in den Bereichen, in denen erhebliche
Zusatzbeschäftigung möglich ist, arbeits-
politisch nicht wünschenswert sind,
während im qualifizierten und geschütz-
ten Sektor kaum neue Arbeitsplätze ent-
stehen. Eine Zusammenstellung von Un-
tersuchungen zur Umweltbeschäftigung
im zweiten Arbeitsmarkt (Petschow/Stein/
Hildebrandt 1997) hat darüber hinaus er-
geben, daß die Anstrengungen zur öko-
logischen Qualifizierung und Anschlußbe-
schäftigung weitgehend von arbeits-
markt- und finanzpolitischen Problemen
überlagert werden. Die Programme sind
stärker auf Dauerarbeitslose als auf öko-
logisch Interessierte ausgelegt, sie sind
vollständig von staatlichen AB-Maßnah-
men abhängig und zu kurzfristig ange-
legt. Für diese Klientel gibt es kaum of-
fene Stellen auf dem ersten Arbeits-
markt, erst recht nicht speziell für die ge-
rade erworbenen ökologischen Qualifika-
tionen.

Berührungspunkte zwischen 
Arbeit und Ökologie

Obwohl, wie im gewerkschaftlichen Be-
reich durchaus zu registrieren, immer wie-
der Initiativen zur Verknüpfung von Ar-
beit und Ökologie gestartet werden (vgl.
Heuermann 1996), sind sie bisher punk-
tuell und fragil geblieben. Eine systemati-
sche Analyse dieses Zusammenhangs steht
bisher aus. Dabei zeichnen sich zwei Wege
ab (vgl. Abb. 1):

Erstens eine Analyse der Berührungspunk-
te, die sich in der Realdynamik abzeich-
nen, die durch drei Politikfelder geprägt
werden: den Entwicklungstrends der Er-
werbsarbeit (Wettbewerbsmodelle), der
Stellung der Arbeit in Nachhaltigkeitskon-
zepten und den Erwartungen an Arbeit,
wie sie von der Arbeitsbevölkerung und
ihren Interessenvertretungen gesehen
werden (Wohlstandsmodelle).
Zweitens die Suche nach einer konzeptio-
nellen Verknüpfung beider Bereiche, die
es ermöglicht, die vielfältigen Wechselwir-
kungen in einen gemeinsamen Rahmen
zu stellen.
Meines Erachtens muß vorläufig der erste
Weg beschritten werden. Er bietet den
Vorteil, daß er die verschiedenen Wechsel-
wirkungen in den Blick bekommt, ohne
sich aus den ökologischen bzw. arbeits-
politischen Bewertungszusammenhängen
zu lösen. Darüber hinaus kann er Bereiche
hoher Synergie identifizieren wie auch 
Bereiche absehbarer Konflikte und ent-
sprechende strategische Optionen an-
stoßen. Schließlich kommt hinzu, daß Ent-
würfe für eine konzeptionelle Klammer
bisher nur in Ansätzen erkennbar sind
und die Verbindung einseitig angehen.

Die Stellung der Arbeit 
im Stoffkreislauf

Die Identifikation von Wechselwirkungen
zwischen Arbeit und Umwelt stand bisher
nicht im Zentrum umweltpolitischer Stra-
tegien und auch kaum ökologischer Refle-
xion. Konkrete Erwerbsarbeit als solche
trat in ihren produktiven wie destruktiven
Potentialen hinter die Betrachtung des 
Industrialismus als Wirtschaftssystem zu-
rück.
Hier wird die These vertreten, daß nur die
Betrachtung der Rolle der Arbeit im Pro-
duktions- und Reproduktionskreislauf
einen systematischen Zugang zu Ansatz-
punkten nachhaltiger Arbeit eröffnet.
Wie die Bedingungen und Möglichkeiten

des Verhaltens an diesen Interventions-
punkten gestaltet sind, darüber geben
Trendanalysen zur Erwerbsarbeit Aus-
kunft, auf die ich anschließend noch zu
sprechen komme.
Das zugrundeliegende Kreislaufmodell
zeigt die Ressourcenströme, die von ge-
sellschaftlicher Arbeit angetrieben wer-
den (Abb. 2). Dabei wird nicht im Detail
zwischen verschiedenen Formen bzw. Be-
reichen unterschieden, in denen Arbeit er-
bracht wird. Unter ökologischen Aspekten
sind diese erst einmal gleich: Sie verbrau-
chen natürliche Ressourcen, um Produkte
und Dienstleistungen herzustellen. Sie er-
bringen für den Arbeitenden ein Einkom-
men in geldlicher Form oder einen Ertrag,
wenn ihm das Produkt bzw. seine Nut-
zung gehört. Gleichzeitig hat der Arbei-
tende sein Arbeitsvermögen verausgabt,
das er in immaterieller und in kommer-
zieller Form (Konsum) reproduziert. Dazu
nutzt er Produkte und Dienstleistungen,
deren Konsum Umweltbelastungen er-
zeugt bzw. Abfälle übrig läßt. Ein Teil der
Abfälle der Produktion und der Abfälle
der Produkte und Dienstleistungen wird
gesammelt und in den Kreislauf zurückge-
führt. Der andere Teil belastet die natür-
liche Senke und verringert bzw. ver-
schlechtert die für weitere Kreisläufe ver-
fügbaren Ressourcen.
Diese Kreislaufbetrachtung versucht mit
dem Blick eines ideellen Arbeiters, Erfah-
rungen aus dem industriellen Bereich zu
verallgemeinern. Als Produzent wird
dabei der Gesamtbetrieb, aber auch der
einzelne Beschäftigte verstanden, inso-
weit er die Produktionsentscheidungen
beeinflussen kann. Aus dieser Kreislauf-
betrachtung ergeben sich systematisch
vier Interventionspunkte:
1. Ressourcenverbrauch der Produzenten,
2. Gestaltung von Arbeits- und Dienstlei-

stungsprozessen,
3. Gestaltung von Produkten und Dienst-

leistungen,
4. private Nutzung von Produkten und

Dienstleistungen sowie von natürlichen
Ressourcen.

Der Ressourcenverbrauch
der Produzenten

Der Produzent entscheidet darüber, welche
Rohstoffe, Vorprodukte und Energien er in
welcher Menge einsetzt. Dieser Einsatz ist
maßgeblich durch die Nachfrage nach Gü-
tern und Dienstleistungen gesteuert, d. h.
welche Menge von welchen Produk-
ten/Dienstleistungen nachgefragt wird.
Der Spielraum des Produzenten ist aller-
dings durch die Verwissenschaftlichung
und Chemisierung der Produktion, z. B.
auch in der landwirtschaftlichen Produkti-
on, fast exponential ausgeweitet worden.
Da die Kunden bestimmte Funktionen bzw.
Gebrauchswerte nachfragen, können diese
mit der Vergrößerung der wissenschaftlich-
technischen Möglichkeiten in immer viel-
fältigerer Weise erstellt werden. Der voran-
schreitende Ersatz natürlicher Rohstoffe
durch künstlich erzeugte Materialien ver-
anschaulicht diesen „Fortschritt“. Zur Zeit
findet er z. B. in dramatischer Weise durch
den Einsatz der Gentechnologie in der Le-
bensmittelherstellung statt.
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Der Einsatz von Rohstoffen und Energien
wird neben der Nachfrage über einige
zentrale Parameter gesteuert: Verfügbar-
keit, Verarbeitbarkeit, Preis, Qualität, spe-
zielle Kundenwünsche. Die Vorteile künst-
lich erzeugter Rohstoffe liegen darin, daß
ihre zeitliche und mengenmäßige Verfüg-
barkeit kaum von natürlichen Kreisläufen
abhängt, daß die Eigenschaften leichter
gesteuert werden können, daß die Prozes-
se ihrer Herstellung besser industrialisiert,
rationalisiert und damit verbilligt werden
können – und nicht zuletzt, daß die öko-
logischen Folgen der Herstellung künstli-
cher Ressourcen externalisiert werden
können, d. h. an anderen Orten und zu
anderen Zeitpunkten anfallen. Dabei ist
allein schon der direkte Naturverbrauch
bei der Herstellung von künstlich erzeug-
ten Ressourcen oft weit höher, als wenn
direkt natürliche Ressourcen eingesetzt
würden.
Der Einfluß des Produzenten liegt also im
wesentlichen darin, eine Ressourcenkom-
bination auszuwählen, mit der er nach-
gefragte Produkte und Dienstleistungen
erstellt. Dazu muß er die in der Ressource
eingeschriebene Vorgeschichte kennen,
d. h. die eingegangenen Stoffe mit ihren
Eigenschaften und die Aufwendungen bei
deren Herstellungsprozeß. Die aber wird
durch die Vervielfältigung der Kompo-
nenten, der Komplexität der Herstellungs-
prozesse und der globalen Verflechtung
der Herstellungsprozesse und -stufen
immer weniger transparent.
Dazu müssen zweitens die Preisrelationen
zwischen natürlichen und künstlichen Res-
sourcen, zwischen schädlichen und weni-
ger schädlichen Rohstoffen stimmen. Auf
diese Preisrelationen hat der einzelne Her-
steller in der Regel kaum einen Einfluß; er
kann allerdings versuchen, höhere Kosten
umweltverträglicherer Vorprodukte über
Qualitätsargumente und Hinweise auf
deren Nachhaltigkeit an den Kunden wei-
terzugeben. An diesem Punkt setzen auch
die Argumente ein, „daß die Preise die
ökologische Wahrheit sagen müssen“
(von Weizsäcker) und damit die Vorausset-
zungen ökologischerer Stoffströme in Be-
trieben verbessern. Die Produzenten kön-
nen sich auf der einen Seite zusam-
menschließen, um über eine erhöhte und
stabilere Nachfrage die Preise umweltver-

träglicher Ressourcen zu senken und um
auf der anderen Seite Druck auf die Politik
auszuüben, die Preisrelationen zu ändern
(z. B. ökologische Steuerreform).

Die Gestaltung von Produktions- und
Dienstleistungsprozessen

Die Sphäre der Produktion gilt als das 
eigentliche Gestaltungsfeld der Produzen-
ten. Dabei geht es zunehmend um weit-
gehend selbsttätig ablaufende, naturwis-
senschaftlich-technische Prozesse und Ver-
fahren, die nur noch von Systembedie-
nern über Leitstände gesteuert und kon-
trolliert werden. Arbeitsintensive Prozeß-
teile und Prozeßphasen sind zunehmend
an den Rand gedrängt, als vorbereitende
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten
oder als gering qualifizierte „Rest“-Tätig-
keiten. Aufgrund der Prozeßkomplexität
und der hochgradigen innerbetrieblichen
(und außerbetrieblichen) Arbeitsteilung
besteht für den einzelnen Beschäftigten
keine Möglichkeit, die vielfältigen ökolo-
gischen Wirkungsketten auch nur ansatz-
weise zu überblicken oder sogar zu gestal-
ten. Dies gilt für die eingesetzten Stoffe
und Energien, die im Betrieb ablaufenden
Prozesse und ihre externen Folgen in
Form von Emissionen, Abfällen und natür-
lich Produkten und Dienstleistungen.
Dabei hat der Herstellungsprozeß selbst
höchste Relevanz, da häufig noch nicht
einmal zehn Prozent der eingesetzten
Ressourcen in das Produkt eingehen (z. B.
Pkw, PC). Wie effizient die Ressourcen ein-
gesetzt werden und welcher Anteil wei-
ter- bzw. wiederverwendet wird, das wird
im Produktionsprozeß entschieden.
Eine direkte Verknüpfung zwischen Ar-
beitsprozeß und ökologischen Sachverhal-
ten liegt für den einzelnen Beschäftigten
im sogenannten Arbeitsumweltschutz vor.
Hier geht es im wesentlichen um den Ein-
satz von Stoffen, die neben umweltschä-
digenden Wirkungen auch Gesundheits-
gefährdungen verursachen, und um die
Sparsamkeit im Ressourcenverbrauch, so-
weit diese vom Einzelarbeitsplatz aus ge-
steuert werden kann. Der Zusammenhang
zwischen Gefahrstoffen und Gesundheit
ist zum Hauptthema der Verknüpfung
von betrieblicher Interessenvertretung
und Umweltschutz geworden, weil direk-

te Befindlichkeiten eine Rolle spielen und
weil an bestehende Systeme des Arbeits-
und Gesundheitsschutzes angeknüpft
werden kann. Ein alltäglicher Einfluß auf
den Ressourceneinsatz durch den einzel-
nen Arbeitnehmer ist durch die Standardi-
sierung von Produkten und Prozessen
sowie die systemische Rationalisierung der
Produktion immer weiter eingeschränkt
worden.

Statt Ökologisierung der Arbeit
Alternativprodukte?

Produkte und Dienstleistungen entstehen
weitgehend unter Kundenorientierung.
Sie werden danach gestaltet, welche
Funktionen und welche Eigenschaften sie
haben sollen. Allerdings werden die Mög-
lichkeiten für Produktalternativen immer
eingegrenzter, je älter, etablierter und
zentraler ein Produkt ist (vgl. Noble
1980). Produkte und Dienstleistungen
werden – wie exemplarisch am Pkw ein-
sichtig ist – Teile von Infrastrukturen,
Funktionsverknüpfungen, kulturellen Mu-
stern und Produktionsstrukturen, die jede
Veränderung extrem voraussetzungsvoll
machen: Entweder, daß sie sich ohne
großen Umstellungsaufwand in die ge-
wachsenen Strukturen einpassen, oder
daß sie unwahrscheinlicherweise Bau-
stein einer neuen Produktlinie sind, die
sich in absehbarer Zeit ökonomisch eta-
blieren kann.
Auch in diesem Gestaltungsbereich hän-
gen die Entscheidungsstrukturen weitge-
hend von der Betriebsgröße und der Or-
ganisationsform von Arbeit ab. Im alt- und
großindustriellen Rahmen ist die Produkt-
entwicklung in der Regel ausgegliedert
und hoch spezialisiert; die Einflüsse ande-
rer Unternehmensbereiche während des
Produktentwicklungsprozesses und bei
laufender Produktion sind hoch speziali-
siert und hoch institutionalisiert. Dies hat
für den einzelnen Beschäftigten gravie-
rende Wirkungen: Er hat nicht nur den
Überblick über die Stoff- und Prozeßket-
ten in und um den Betrieb herum verlo-
ren, auch sein Verhältnis zum Endprodukt
wird immer spezieller und distanzierter.
Der Anteil des einzelnen Produzenten am
Endprodukt ist so gering geworden und
so vermittelt, daß ein Bezug zum konkre-
ten Arbeitshandeln keine Rolle mehr
spielt. Ein Gefühl von Produzentenstolz,
das stark mit handwerklicher Produktion
verbunden war, ist kaum noch möglich
und bezieht sich inzwischen am ehesten
auf den Status des Endprodukts. Dieses
Produkt kann z. B. ein Pkw sein, dessen
statusbegründende Eigenschaften nicht in
der Ökologie liegen, sondern eher im Ge-
genteil: Ökologische Überlegungen stel-
len des Status des Produkts und die eige-
nen Nutzungsmuster eher in Frage.
Bewegung in die Ökologisierung von Pro-
dukten und Dienstleistungen ist zu An-
fang der Umweltbewegung weniger von
innen, d. h. durch Innovationen in beste-
henden Betrieben (Produkt-Mitbestim-
mung), vorangetrieben worden, sondern
eher von außen, indem andere, einfache
Produkte als Alternative zum ressourcen-
intensiven Konsum angeboten und dann
auch hergestellt wurden (Bioläden, Alter-

87

Abb. 2: Arbeit – Umwelt – Wirkungszusammenhänge



nativbetriebe). Die Motivation der Be-
schäftigten in diesem neuen Marktseg-
ment des ökologischen Konsums ist eine
andere: Ihnen geht es nicht um die Ökolo-
gisierung ihrer Arbeit in bestehenden in-
dustriellen Strukturen (über Formen der
Mitarbeiterbeteiligung), sondern um eine
umweltverträgliche Lebensweise und die
Möglichkeit, die Erstellung der dazu not-
wendigen Produkte und Dienstleistungen
auch zum Gegenstand der eigenen Arbeit
zu machen. Die Erwerbstätigkeit ist also
aus dem Produkt abgeleitet, und ihre Di-
mension und Gestaltung bleibt – trotz
Kommerzialisierung und Professionalisie-
rung des Alternativsektors – an den Cha-
rakter des Produkts gebunden (vgl. Netz
e.V. (Hg.) 1997).

Die Grenzen der Eigenarbeit

Der vierte Zusammenhang entsteht über
die individuelle Reproduktion. Die Frage,
welche Rolle Arbeit bei dieser Reproduk-
tion spielt, führt in komplexe Zusammen-
hänge. Über Erwerbsarbeit werden Pro-
dukte und Dienstleistungen zur Repro-
duktion hergestellt und über den Markt
oder als staatliche Leistungen angeboten.
Ein anderer Teil wird privat erbracht, ent-
weder in Form von Eigenarbeit in Haus
und Familie (Subsistenzarbeit) oder in
Form gegenseitiger Hilfe (Gemeinschafts-
arbeit). Zwischen diesem informellen Sek-
tor und dem formellen Sektor des ersten
und zweiten Arbeitsmarktes existiert eine
Grauzone, in der Erwerbsarbeit unter in-
formellen Bedingungen geleistet wird
(zur Struktur der informellen Arbeit vgl.
Teichert 1993).
Eine wichtige Verbindungslinie zwischen
Arbeit und Ökologie besteht nun in der
Analyse und Gestaltung dieser informel-
len Arbeit, da auch bei ihr die ersten drei
Verknüpfungspunkte auftauchen: Res-
sourcenverbrauch, Prozeßgestaltung und
Produktgestaltung. Der gravierende Un-
terschied zur formellen Arbeit liegt auf
den ersten Blick darin, daß informelle
Arbeit privat erbracht wird und daher ge-
staltbarer erscheint als in institutionellen
Strukturen. Nimmt man noch die Annah-
me hinzu, daß die Menschen von sich aus
sinnvollere Dinge umweltverträglicher
produzieren wollen, ergeben sich Poten-
tiale hoch attraktiver Synergien, insbeson-
dere wenn man dann noch die Annahme
hinzunimmt, daß informelle Arbeit sozial
kommunikativer und persönlich befrie-
digender als Erwerbsarbeit ist (vgl. das
Konzept des produktiven Konsums bei
Scherhorn 1997). Alle diese Annahmen
sind jedoch zu hinterfragen und für die
verschiedenen Tätigkeitsbereich zu diffe-
renzieren.
So verleitet die Annahme, daß Eigenar-
beit gestaltungsoffen ist, zur Vernachlässi-
gung der Restriktionen und Interessenori-
entierungen, in denen die Menschen all-
täglich stehen, wie auch der Bedingun-
gen, unter denen Eigenarbeit erbracht
wird (Infrastrukturen, eingesetzte Maschi-
nen und Materialien, Qualifikationen
etc.); schließlich werden auch die sozialen
Bedingungen, in denen der Eigenarbeiter
steht, vernachlässigt (Arbeitszeitmuster,
Einkommen, Lebensform etc.). Demge-

genüber wäre ein Konzept der „reflexiven
Lebensführung“ zu setzen (Hildebrandt/
Hielscher 1998, Voß 1996), das auf der In-
terdependenz der Lebensbereiche und
der Interessenlagen des einzelnen beruht
und dabei soziale Milieus und Infrastruk-
turen einbezieht. Insgesamt muß wohl
davon ausgegangen werden, daß der An-
teil von Subsistenz gegenüber kommer-
zieller Versorgung immer weiter zurück-
geht und daß die Qualität von kommerzi-
ellen Produkten immer weniger in Eigen-
arbeitsformen erreicht werden kann. Hier
gelten wieder die Argumente der kumula-
tiven Produktivitätssteigerung bei kom-
merziellen Produkten und Dienstleistun-
gen, der technischen Netzwerke und In-
frastrukturen, die immer weitergehend
auf kommerzielle Nutzungsformen ausge-
legt sind und dementsprechend Eigenar-
beit besonders aufwendig bzw. unpro-
duktiv machen. 

Freizeitnutzung ist zunehmend
umweltrelevant geworden

Eine zweite Verbindungslinie besteht in
der Notwendigkeit der Erholung, die in
den Beanspruchungen der Arbeit begrün-
det ist. Erholungsbedarf und Erholungs-
formen haben sich in den letzten Jahr-
zehnten gravierend geändert. Erstens sind
die Belastungen in der Erwerbsarbeit
durch Intensivierung der Arbeit, durch die
Verlagerung von körperlichen zu menta-
len Anforderungen durch steigende Kom-
plexität und Varianz der Tätigkeiten ge-
stiegen. Zweitens ist der zeitliche Auf-
wand für Erwerbsarbeit kontinuierlich 
gesunken. Verschiedene Formen der täg-
lichen, wöchentlichen, jährlichen und Le-
bensarbeitszeitverkürzung haben sich zu
einem epochalen quantitativen Bedeu-
tungsverlust von Erwerbsarbeit aufsum-
miert. Dadurch ist im Prinzip auch der Er-
holungsbedarf verringert. Die Zunahme
der nicht an Erwerbsarbeit gebundenen
Zeit hat zu einer Aufwertung und höhe-
ren Eigenständigkeit der Freizeit geführt.
Gleichzeitig mit der Arbeitszeitverkür-
zung wird aber auch eine Intensivierung
der Arbeit festgestellt, die den Erholungs-
bedarf wieder steigert. Die Kombination
von Arbeitszeitverkürzung mit Flexibilisie-
rung beschränkt ebenfalls die Verfügbar-
keit freier Zeit und erhöht die sozialen Ko-
ordinationsanforderungen. Viertens nun
haben sich passive Erholung und Freizeit-
gestaltung ineinander verschoben, haben
neue Formen angenommen, in denen Re-
generation und Selbstverwirklichung
nicht mehr zu trennen sind (z.B. fernse-
hen).
Diese Formen der Freizeitnutzung sind zu-
nehmend umweltrelevant geworden, d. h.
daß der Umweltverbrauch für private Er-
holung drastisch gestiegen ist und eine
Diskussion um „umweltverträglichere Le-
bensstile“ angestoßen hat (vgl. Reusswig
1995, Bogun 1997). Einen guten Blick auf
die Bedeutung dieses Zusammenhangs
bietet ein Rückblick auf die Geschichte der
Arbeiterbewegung, auf die Kleingarten-
bewegung, die Siedlungsbewegung, die
Wandervögel, die Sport- und Jugendbe-
wegung, die Konsumgenossenschaften
(vgl. Linse 1986).

Eine dritte Verbindungslinie bildet das
Konstrukt des kompensatorischen Kon-
sums. Ausgehend von der Tendenz der
Entfremdung in der Produktion, d. h. daß
der Mensch seine Fähigkeiten und Fertig-
keiten immer weniger in die Erwerbs-
arbeit einbringen kann, aber auch seine
sozialen Interessen und Bedürfnisse, wird
angenommen, daß er eine „instrumentel-
le Arbeitsorientierung“ entwickelt, die
auf die Erzielung von Einkommen und die
Erhaltung der Leistungsfähigkeit als des-
sen Grundlage gerichtet ist. Für das Ertra-
gen der Zumutungen der Erwerbsarbeit,
des Arbeitsleids, sind das hohe Geldein-
kommen und das damit mögliche, hohe
Konsumniveau die angemessene Entschä-
digung. Selbstverwirklichung findet dem-
gemäß in der Freizeit statt, teilweise in
immer weiter gesteigertem ressourcen-
intensiven Erlebniskonsum, teilweise in
naturnahen immateriellen Befriedigun-
gen. Hier ergibt sich wieder der Interven-
tionspunkt der umweltverträglichen Le-
bensstile (Schulze 1992).
Diese Argumentationsfigur des kompen-
satorischen Konsums ist grundsätzlich
plausibel, birgt aber Gefahren der Über-
ziehung und Grenzüberschreitung. So
sind zumindest die Verbesserung der Ar-
beitsverhältnisse und Arbeitsbedingun-
gen in den letzten Jahrzehnten zu reflek-
tieren, und es ist zu fragen, inwieweit sie
das Kompensationsbedürfnis verringert
haben. Grundsätzlich ist zu berücksichti-
gen, daß ein bestimmter Konsumakt not-
wendige Reproduktion, individuelle Kom-
pensation und kollektive Kompensation
in einem ist. Schließlich finden Konsumak-
te zunehmend außengelenkt statt, ge-
lenkt von kommerziellen Angeboten, von
Medien, von kulturellen Mustern und so-
zialen Milieus, so daß die Entscheidung
für ökologische Alternativen subjektiv zu-
sätzlich erschwert wird.

Trends der Erwerbsarbeit:
Ausdifferenzierung
und Globalisierung von Arbeit

Im vorangegangenen Abschnitt wurden
die vier Interventionspunkte erläutert, an
denen Arbeit prinzipiell in ökologische
Kreisläufe eingebunden ist. Die genauere
Frage danach, in welchem Maße, in wel-
cher Form und mit welchem Resultat Ar-
beit in die Stoffkreisläufe interveniert, ist
damit ebensowenig beantwortet wie die
umgekehrte Frage danach, in welchem
Maß Stoffstromänderungen die Quantität
und Qualität der Arbeit verändern. Diese
Einwirkungen und Auswirkungen sind
konkret davon abhängig, um welche
Tätigkeit, um welche Branche und um
welche Betriebsform es sich handelt. Die
Grade der Betroffenheit und der Relevanz
variieren danach in hohem Maße.
Für die Verallgemeinerbarkeit von Aussa-
gen über das Wechselverhältnis zwischen
Arbeit und Ökologie und d. h. auch für die
Bedeutsamkeit von einzelnen strategi-
schen Ansätzen im Arbeitsumweltschutz
sind die Entwicklungsdynamiken der
Struktur von Erwerbsarbeit von erhebli-
chem Gewicht, insbesondere in Phasen
schneller und tiefgreifender Umbrüche.
Bisher konnte von einem relativ einfachen
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Schema von Arbeit ausgegangen werden,
das auf der Annahme einer wachsenden
Konformität in den betrieblichen Groß-
gruppen der ungelernten, der qualifizier-
ten Facharbeit und der Angestelltenarbeit
ausging. Normalbiographie, Beruflichkeit,
Normalarbeitszeit und weitgehende Ver-
regelung der Arbeitsbedingungen durch
Gesetz und Tarifvertrag waren die Grund-
lagen dieser historischen Formierung. In-
zwischen befinden wir uns in einem Pro-
zeß der Ausdifferenzierung und Globali-
sierung von Arbeit, der die Größe und
Qualität der Varianzen von Arbeit ständig
erhöht. Dies gilt für
– den Wandel der Branchenstruktur, d. h.

die Abnahme des gewerblichen Sektors
zugunsten des Dienstleistungssektors;

– die Verschiebung in den Betriebs-
größen, den Unterschieden in der inter-
nen Unternehmensorganisation, in den
externen Verflechtungen und interna-
tionalen Kooperationen;

– die Auflösung des Normalarbeitsver-
hältnisses mit entsprechenden Spal-
tungstendenzen der Arbeitsbevölke-
rung in Überbeschäftigte, Teilzeitbe-
schäftigte, geringfügig Beschäftigte
und Arbeitslose;

– die Destabilisierung der Erwerbsbiogra-
phien durch Phasen der Kurzarbeit und
Arbeitslosigkeit, der Weiterbildung und
des Berufswechsels;

– Verschiebungen der Interessenvertre-
tungsstrukturen weg von Großverbän-
den und flächendeckenden Regelun-
gen hin zu Verbetrieblichung und Indi-
vidualisierung;

– Verschiebungen in der individuellen
Versorgung zwischen Markt, Staat und
Subsistenz.

Besondere Bedeutung für die betrieb-
lichen Handlungspotentiale im Umwelt-
schutz kommt der Zuständigkeitsvertei-
lung zu, d. h. wer für die ökologischen
Aspekte der Produktion verantwortlich
ist: die Unternehmensleitungen als Veran-
stalter der Produktion, spezialisierte und
beauftragte Fachkräfte, der einzelne 
Arbeitnehmer oder die betriebliche Inter-
essenvertretung. Die in den Betrieben vor-
herrschende Entscheidung für zentralisti-
sche, delegatorische, technik- und wissen-
schaftsorientierte Organisationsformen ist
ein starkes Moment, das die Möglichkei-
ten der Entfaltung eines „ökologischen
Mandats“ der Beschäftigten kanalisiert.

Die neuen Wettbewerbsstrategien
zielen nicht auf 
Entlastung des Ökosystems

Die Berücksichtigung ökologischer Ge-
sichtspunkte findet auch im Arbeitsbe-
reich in gewachsenen Strukturen, vielfälti-
gen Interessenlagen, etablierten Institu-
tionen und Regelungsmechanismen statt.
Die Entwicklung der Arbeit wird domi-
niert von Anforderungen der Wettbe-
werbsfähigkeit auf internationalen Märk-
ten. Arbeitnehmerinteressen bezüglich
Beschäftigung, Einkommen, qualifizierter
Tätigkeit etc. sind in diesen Rahmen ein-
gespannt; dies um so mehr, je stärker
durch Globalisierung konkurrierende
Sozialstandards direkt durchschlagen und
die Sozialstaatsaktivität zurückgedrängt

wird (vgl. z. B. Martin/Schumann 1996).
Globalisierung, Informatisierung, Wirt-
schaftsstrukturwandel und neue Produk-
tionskonzepte sind die Motoren des der-
zeitigen gesellschaftlichen Wandels. Mit
Bezug auf das Kriterium einer nachhalti-
gen Entwicklung lassen sich daher drei
Aussagen treffen:
Die neuen Wettbewerbsstrategien zielen
nicht in erster Linie auf die Entlastung des
Öko-Systems. Auch unter Berücksichti-
gung erheblicher Verbesserungen durch
nachsorgenden und auch im integrierten
Umweltschutz dominiert weiterhin die
Wachstumsorientierung bei verschärfter
Preiskonkurrenz, wodurch die Entla-
stungseffekte überkompensiert werden.
Zweitens, die vorherrschenden Manage-
mentstrategien enthalten keine Elemen-
te, die auf eine qualitative Anreicherung
von Ausbildungen und Tätigkeiten der
Beschäftigten zielen, um einen Zuwachs
an sozialer Innovation und Kapazitätsbil-
dung im betrieblichen Umweltschutz zu
erreichen.
Drittens, die Wettbewerbsdynamik mit
ihrem enormen Produktivitäts- und Er-
tragsdruck (shareholder value) wird wei-
terhin eine Situation aufrechterhalten, in
der Arbeitslosigkeit und Armut für einen
wachsenden Anteil der Arbeitsbevölke-
rung zu einer steigenden Bedrohung und
zumindest zeitweisen Realität werden.
Dadurch werden das vorhandene ökologi-
sche Bewußtsein und die vorhandene
Handlungsbereitschaft durch andere Prio-
ritäten, durch die soziale Frage überlagert
und ihrer Umsetzung entzogen. Die
neuen sozialen Zustände sind in ihrer Ent-
stehung und Entwicklung nicht durch
ökologische Einflüsse geprägt worden –
im Gegenteil, es steht zu befürchten, daß
nicht nur das weitere Wachstum, sondern
auch der neue „prekäre Wohlstand“ mehr
auf Kosten der Umwelt lebt als zuvor.
Mit dieser Grundlage können vier arbeits-
politischen Felder identifiziert werden,
aus deren Entwicklung gewichtige um-
weltpolitische Folgen zu erwarten sind:
1. Das beschäftigungslose Wachstum, d. h.

die Verteilung des vorhandenen Ar-
beitsvolumens auf immer mehr Köpfe,
die jeweils weniger arbeiten und weni-
ger verdienen. Die Beschäftigungspyra-
mide öffnet sich nach unten zu einer
Vielzahl labiler, flexibler Beschäfti-
gungsverhältnisse, die häufig nicht ein-
mal zur Reproduktion des einzelnen
ausreichen, insbesondere seiner Kran-
ken- und Alterssicherung.

2. Die erweiterte Nutzung des Arbeitsver-
mögens in den Unternehmen, die ei-
nerseits durch steigende Wissens- und
Leistungsanforderungen gekennzeich-
net ist, andererseits durch steigende
Flexibilität, Mobilität und Unsicherheit.

3. Die Individualisierung der Lebens-
führung, die mit steigenden Anforde-
rungen an Eigenaktivität, Bildungsan-
strengungen und mit Diskontinuität
verbunden ist, gleichzeitig aber größe-
re Chancen für qualifizierte Arbeit und
hedonistische Lebensstile bietet. Dieser
Prozeß ist mit einer Bedeutungsverla-
gerung zwischen Arbeit und Freizeit
verbunden.

4. Vor dem Hintergrund verschlechterter

Beschäftigungsmöglichkeiten und sin-
kender Sozialstaatsleistungen steigt die
gesellschaftliche Differenzierung, dro-
hen Entsolidarisierung und Spaltung
entlang ökonomischer, geschlechtsbe-
zogener und ethnischer Grenzen. Der
Machtzugewinn der Unternehmen
wird durch den Zerfall traditioneller In-
teressenvertretungsstrukturen im Be-
trieb und Konsum verstärkt, neue Netz-
werke können den Verlust an sozialem
Schutz durch Deregulierung und
Machtverschiebung nicht ausgleichen.

Die nähere Analyse dieser arbeitspoliti-
schen Entwicklungen ist deshalb so be-
deutsam, weil darin angelegte ökologi-
sche Folgen eventuell gravierender sind,
als durch kleine Fortschritte z. B. im Um-
weltmanagement und bei Beteiligungs-
projekten aufgewogen werden können.
Aber auch umgekehrt: Es können sich
unter ökologischer Betrachtung Potentia-
le ökologischer „Mitnahmeeffekte“ eröff-
nen, die nicht von allein entstehen, son-
dern erst mit ihrer Aufdeckung und be-
wußten Förderung.

Die Auswirkungen des Wertewandels
auf die Arbeitswelt

Zu den wichtigen Bezugspunkten, von
denen her sich das Spannungsverhältnis
zwischen Arbeit und Ökologie gestaltet,
gehören nicht zuletzt die individuellen 
Erwartungen an Arbeit und ihre kollekti-
ven Ausdrucksformen. Die Beschäftigten
wählen sich Tätigkeiten und Unterneh-
men aus, bei denen sie sich bewerben, sie
gestalten ihren Arbeitsalltag und ihren
konkreten Arbeitsvollzug bzw. führen
vordefinierte Aufgaben und Abläufe mit
mehr oder weniger starker Identifikation
aus. Nach welchen Kriterien sie dies tun
und welche Möglichkeiten ihnen dafür of-
fenstehen, das ist unter anderem weitge-
hend von der wirtschaftlichen Phase, dem
dominierenden Wirtschaftsmodell, den
Managementstrategien sowie dem indivi-
duellen Status im Beschäftigungssystem
abhängig. Die personelle Komponente
dieses sozialen Wandels wird seit länge-
rem unter dem Begriff des Wertewandels
diskutiert, d. h. der Veränderung von per-
sönlichen Leitbildern bzw. ihrer Gültig-
keit. Die Debatte war von der These eines
grundlegenden Wandels von materiellen
Grundwerten, in denen die protestanti-
sche Arbeitsethik eine zentrale Rolle
spielt, zu postmateriellen Werten be-
stimmt. Inglehart, der Hauptpromotor
dieser These, faßt seine langjährigen in-
ternationalen Untersuchungen folgender-
maßen zusammen:
„Hinsichtlich des wirtschaftlichen Verhal-
tens beobachten wir eine allmähliche Ver-
schiebung dessen, was Menschen zur Ar-
beit motiviert: die Betonung verschiebt
sich beim einzelnen von der Maximierung
des Einkommens und der Arbeitsplatzsi-
cherheit darauf, zunehmend eine interes-
sante und sinnvolle Arbeit zu erwarten.
Auf der einen Seite beobachten wir eine
stärkere Betonung kollegialer und partizi-
patorischer Managementstile. Aber
gleichzeitig kehrt sich die Tendenz um, bei
der Suche nach Problemlösungen auf die
Regierung zu schielen, und Kapitalismus
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und Marktgesetze werden zunehmend
akzeptiert. Beide Trends sind mit einer
wachsenden Ablehnung hierarchischer
Autoritätsmuster und einer zunehmen-
den Betonung individueller Autonomie
verknüpft.“ (Inglehart 1998, S. 453)
Bereits aus diesem Zitat wird deutlich, daß
sich die Wertewandeldiskussionen stark
auf grundlegende gesellschaftliche Leit-
bilder konzentriert und Spezifizierungen
zu einzelnen gesellschaftlichen Gruppen
und Bereichen wie Arbeitnehmern eher
am Rande stehen, insbesondere da diese
keineswegs zu den Promotoren des 
Wandels gehören. Für die Gruppe der 
Arbeitnehmer gilt die These der „partiel-
len Modernisierung“ (Herlyn/Scheller/Tes-
sin 1994, S. 19 ff.), nach der Individualisie-
rung und Pluralisierung von Lebensstilen
unvollständig ausgeprägt sind. Umorien-
tierungen beziehen sich vorwiegend auf
den Konsum- und Freizeitbereich, in dem
größere Freiheitsgrade für die Realisie-
rung individueller Lebensstilelemente exi-
stieren als im Erwerbsarbeitsbereich, der
durch feste Strukturen und materialisti-
sche Normen geprägt ist. Diese wichtige
Einschränkung der Dominanz und Durch-
gängigkeit der Wende zum Postmateria-
lismus ist generell in dem Sinne erhoben
worden, daß das zunehmende Interesse
z. B. an freier Meinungsäußerung und
Mitsprache in Wirtschaft und Politik, an
Selbstverwirklichung in hedonistischem
Konsum nicht nur vorrangig in den Mittel-
und Oberschichten ablaufen (Lüdtke
1989, S. 155), sondern sich überhaupt
nicht mit materialistischen Orientierun-
gen wie Leistung, Disziplin, Ordnung und
Wirtschaftsstabilität ausschließen (Bolte
1993, S. 11).
Die Auswirkungen des Wertewandels auf
die Arbeitswelt werden grundsätzlich in
fünf Dimensionen gesehen (vgl. ebenda,
S. 14–18):
● Steigende Ansprüche an Möglichkeiten

der Persönlichkeitsentfaltung in der Ar-
beit, zur Kreativität, Kooperation und
zur Arbeitsgestaltung; 

● Forderungen zu größeren Mitentschei-
dungsmöglichkeiten in Tätigkeit und
Betrieb;

● die Veränderung von Mustern der Kar-
riereplanung von Männern und Frauen
im Zuge der Individualisierung von Le-
bensstilen;

● die Relativierung insbesondere der sub-
jektiven Bedeutung von Erwerbsarbeit
durch stärkere Freizeitorientierungen,
wobei durchaus Leistungsorientierun-
gen in den Nichterwerbsbereich über-
tragen werden;

● Erhöhung der Erwartungen an die 
gesellschaftliche Verantwortung von
Unternehmen, insbesondere auch im
Bereich des Umweltschutzes.

Geht bei Arbeitern Ökonomie
vor Ökologie?

Die sichtbaren Umweltschäden und öf-
fentlich bekannten Gefährdungen sind zu
einer der wichtigsten Nebenfolgen des
kapitalistischen Wachstumsmodells ge-
worden und haben seit den siebziger Jah-
ren Bewußtsein und Verhalten der Bevöl-
kerung zunehmend geprägt. Das Umwelt-

bewußtsein der Bürger ist kontinuierlich
gestiegen, es ist allerdings in bezug auf
die eigene Situation und den eigenen Bei-
trag weniger kritisch als bei „den ande-
ren“ und setzt sich auch nicht umstandslos
in umweltbewußtes Verhalten um (vgl. 
z. B. UBA 1996).
Auch hier mußte die Frage gestellt wer-
den, ob aufgrund der zentralen Arbeits-
platzabhängigkeit ein spezifisches Um-
weltbewußtsein der Arbeiter existiere,
also die These, bei ihnen gehe Ökonomie
vor Ökologie. Die Befunde entsprechen-
der industriesoziologischer Untersuchun-
gen (Heine/Mautz 1989, Bogun/Oster-
land/Warsewa 1990) bestätigen die
grundlegende Differenz zwischen Nähe
und Ferne: Das Umweltbewußtsein ist ver-
gleichbar hoch und bezieht sich auch auf
die Industrie, ihre Herstellungsprozesse
und Produkte; durchaus radikale Verhal-
tensänderungen zugunsten des Umwelt-
schutzes werden eingefordert. Das Bild
ändert sich erst, wenn es um den eigenen
Betrieb, die eigene Tätigkeit, das eigene
Produkt geht; dort wird die Beurteilung
deutlich positiver, einschneidende Verhal-
tensänderungen sind nicht erforderlich
bzw. treten dann hinter unmittelbare ma-
terielle Interessen zurück; die Bemühun-
gen des eigenen Betriebs im Umwelt-
schutz werden hervorgehoben und unter-
stützt.
Obwohl dies „kein arbeiterspezifisches
Problem im Umgang mit dem Umwelt-
thema“ ist (de Haan/Kuckartz 1996,
S. 134), hat es doch für unser Thema gra-
vierende Auswirkungen: Es deutet darauf
hin, daß Umweltschutz von den Beschäf-
tigten nicht aktiv in den Arbeitsbereich
hineingetragen wird, daß zwischen per-
sönlichem Umweltengagement und be-
trieblichem Verhalten stark getrennt wird.
Das heißt, wir finden die Separierung von
Arbeit und Ökologie auch auf dieser
Ebene wieder.

Bei Managern und Facheliten gehört
das Umweltthema zu den wichtig-
sten Legitimationsproblemen

Die Forschung hat allerdings frühzeitig
auf die Sonderstellung der Facheliten in
den Unternehmen hingewiesen, der Tech-
niker, Ingenieure und Naturwissenschaft-
ler und auch des Managementnachwuch-
ses. Bei ihnen sind die arbeitsinhaltlichen
Ansprüche ausgeprägter und die Gestal-
tungsmöglichkeiten in der Arbeit größer.
Wenn also, insbesondere aufgrund höhe-
rer Bildung, ein gehobenes Umweltbe-
wußtsein vorliegt, ist auch ein entspre-
chend großer Umsetzungsdruck zu erwar-
ten. Bei einer Befragung von Führungs-
kräftenachwuchs ergaben sich entspre-
chend der Wertwandel-These erhebliche
Differenzen zwischen Soll-Zielen der Un-
ternehmenstätigkeit und den wahrge-
nommenen Ist-Zielen; die Diskrepanz war
beim Ziel Umwelt am ausgeprägtesten
und läßt auf latente Kritik und „an-
gekränkelte Identifikationsbereitschaft“
schließen (von Rosenstiel 1992, S. 83-105).
Das Umweltthema gehört bei Managern
und industriellen Experten zu den wich-
tigsten beruflichen Legitimationsproble-
men, insbesondere in der Chemie- und

Metallindustrie, und führt zu einer „eska-
lierenden Unvereinbarkeit zwischen dem
Zuschnitt der subjektiven Orientierungen
und den betrieblichen Verhaltensstan-
dards und Organisationsformen“ (Baeth-
ge/Denkinger/Kadritzke 1995, S. 23). Die
Bezeichnung als Dilemma verdeutlicht,
daß die Umsetzung der hohen Handlungs-
bereitschaft in konkretes Engagement
auch bei dieser Gruppe begrenzt ist, vor-
dringlich aufgrund von Zeitproblemen
und Politikvorbehalten.
Das Fortbestehen des Spannungsverhält-
nisses zwischen Arbeit und Ökologie spie-
gelt sich auch in den Ergebnissen von Be-
fragungen, ob die Gewerkschaften sich
stärker im Umweltschutz engagieren soll-
ten. Eindeutig wird die Bedeutung der
Gewerkschaften in der Umweltpolitik
Deutschlands als gering angesehen; bei
der Frage nach geforderter Rolle sprachen
sich in einer Allensbach-Befragung 43 %
der Befragten und 50 % der Gewerk-
schaftsmitglieder für ein stärkeres Enga-
gement und 34 % dagegen aus (Natur,
Heft 10/1992, S. 48).
Für die Gruppe der Arbeitnehmer ist
natürlich die Veränderung der Arbeits-
marktlage und der sozialen Sicherheit von
entscheidender Bedeutung. Wenn, wofür
starke Indikatoren sprechen, für den Be-
reich der eigenen Erwerbsarbeit zwischen
Ökonomie und Ökologie eine klare Prio-
ritätensetzung vorherrscht, wird diese in
der sozialen Krise eher noch verstärkt –
wie die laufenden Erhebungen von gesell-
schaftlichen Problemprioritäten doku-
mentieren. Solange es nicht gelingt, die
Möglichkeiten der Integration durch die
Beteiligung der Beschäftigten an ökologi-
schen Managementmethoden und die
Förderung umweltverträglicherer Lebens-
stile unter Bedingungen gering entlohn-
ter und flexibler Erwerbsarbeit zu fördern,
bleibt die Polarisierung bedeutsam und
verschiebt sich zuungunsten des Umwelt-
schutzes (vgl. z .B. Köcher 1997).
Auch die Gewerkschaften bleiben in die-
sem Dilemma befangen. Während die
Öko-Initiativen auf betrieblicher Ebene
randständig sind (vgl. z. B. Biere/Zimpel-
mann 1997), versuchen sie die Zusammen-
führung forciert auf programmatischer
Ebene. Im Entwurf einer „sozialökologi-
schen Reformstrategie“ wird die umwelt-
politische Umsteuerung mit den zentralen
Zielen der Vollbeschäftigung, Verteilungs-
gerechtigkeit und Lebensqualität kombi-
niert (vgl. DGB 1997). Diese Integration
entspricht eher der zusätzlichen Aufnah-
me umweltpolitischer Ziele als einer Prü-
fung der Wechselwirkungen zwischen
den beiden Bereichen und der Identifika-
tion konkreter Synergien.
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Wie könnten nachhaltige Lebensstile aussehen?

Auf der Suche nach dem ethischen Konsum
Nachhaltigkeit, Lebensstile und Konsumentenverhalten

Von Lucia A. Reisch und Gerhard Scherhorn
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Naturverträglichkeit, Sozialverträglich-
keit und ökonomische Verträglichkeit
sind die Ziele einer nachhaltigen Entwick-
lung. Sollen sie ernsthaft verfolgt wer-
den, bleibt das nicht ohne Konsequenzen
für unser Konsumverhalten, gerade auch
für unseren persönlichen Lebensstil. Denn
30 bis 40 Prozent der Umweltprobleme
sind auf unsere Konsummuster zurückzu-
führen. Die Verlagerung auf ressourcen-
schonendere Produkte allein genügt
nicht, vielmehr müssen wir bei der Refle-
xion unserer Bedürfnisse ansetzen. Auch
bei verstärkter Umwelt- und Konsumer-
ziehung klafft jedoch vielfach eine Lücke
zwischen unserem Wissen und unserem
Verhalten, die es zu schließen gilt. Was
uns nicht viel kostet – nicht nur materiell –,
wird leicht getan, wie etwa die Müll-
trennung. Vielfach bleibt es dann bei
einer solchen Gewissensberuhigung, die
dann sogar für weitere Schritte hinderlich
sein kann. Wovon ist eine Änderung un-
seres Konsumstils abhängig, welche Zu-
sammenhänge bestehen möglicherweise
zwischen Persönlichkeitsmustern, Erzie-
hungsstilen und der Bereitschaft zur Ver-
haltensänderung? Red.

Nachhaltigkeit als ethisches Konzept

Schon lange bevor das Thema Nachhaltig-
keit zum politischen Programm wurde,
beschäftigten sich gesellschaftskritische
Gruppen mit der Frage, wie sich der Le-
bensstil der reichen Konsumgesellschaf-
ten ändern und wie ein sozial und ökolo-
gisch verantwortungsvolles Konsumver-
halten aussehen müßte.1 Bereits in den
siebziger Jahren hat es in Deutschland
unter dem Motto Eine Welt – vor allem
kirchliche – Aktionen gegeben, die sich
mit Fragen nach dem Lebens- und Kon-
sumstil des reichen Nordens, nach sozialer
Gerechtigkeit und qualitativem Wachs-
tum beschäftigten.2 Der Ökumenische Rat
der Kirchen setzte auf die Vision Lebens-
qualität durch freiwillige Selbstbeschrän-
kung, die holländischen Kirchen gründe-
ten 1974 eine Aktion Neuer Lebensstil.3

Vor dem Hintergrund der zeitgleich breit
diskutierten Studie von den Grenzen des

Wachstums4 wurden auch erstmals die
Gründe für die Zerstörung der natürlichen
Mitwelt weit über akademische Kreise
hinaus zum politischen Thema.
In den achtziger Jahren wurden diese bei-
den Diskussionsstränge – soziale Gerech-
tigkeit und ökologische Krise – zu den
Schlagworten „ethischer“ oder auch
„qualitativer“ Konsum verdichtet. Insbe-
sondere Verbraucherorganisationen ha-
ben darauf hingewiesen, daß verantwor-
tungsbewußte Konsumentscheidungen
neben der funktionalen Produktqualität –
im Sinne von Gebrauchstauglichkeit –
auch die ökologischen und sozialen Folge-
kosten des Konsums berücksichtigen müß-
ten.5 In den neunziger Jahren wurde dann
mit dem Leitbild der Nachhaltigkeit ein
umfassendes ethisches Konzept gefun-
den, das unmittelbar politische Wirkung
entfalten und zugleich als analytisches
Konzept der Konsumforschung zugrunde-
gelegt werden kann.6

Der Begriff Nachhaltiger Konsum geht auf
das im Brundtland-Bericht von 1987 vor-
gestellte und fünf Jahre später auf der
Rio-Konferenz (UNCED) konkretisierte
Leitbild des Sustainable Development, der
Nachhaltigen Entwicklung zurück. Das
ebenfalls in Rio 1992 verabschiedete Ak-
tionsprogramm Agenda 21 skizziert in Ka-
pitel vier eine Reihe von Programmen und
Maßnahmen, die zu „Veränderungen der
Konsumgewohnheiten“7 führen sollen.
Diese politischen Forderungen beruhen
auf der – zuletzt vom Berliner Mandat
1995 und der Klimakonferenz in Kioto
1997 – herausgestellten besonderen Ver-
antwortung der Industrieländer, die durch
ihren verschwenderischen Umwelt- und
Ressourcenverbrauch ein historisch ein-
maliges, aber auch langfristig unhaltbares
Wohlstandsniveau erreicht haben.8 Einig-
keit besteht darüber, daß die gegenwärtig
diskutierten Zielgrößen von 80 bis 90 %
für die Materialeinsparung, 70 bis 80 %
für die Emissionsreduktion von CO2, NOX

und VOC und 50 % Energieeinsparung bis
zum Jahre 2050 ohne eine tiefgreifende
Änderung der Konsummuster nicht zu er-
reichen sind.9 Kritische Stimmen halten
daher schon den Begriff „Nachhaltiger
Konsum“ für einen Widerspruch in sich,
da Konsum immer auch Verbrauch und
damit Ressourcenverzehr bedeute. Wirk-
lich nachhaltig im Sinne von langfristig
tragbar sei ausschließlich der Konsumver-
zicht derer, die sich bereits auf einem 
„angenehmen“ Konsumniveau befänden.
Daß sich die internationale Weltöffent-
lichkeit – historisch nahezu einmalig – in
der Agenda 21 auf die mit diesem Leitbild
verbundenen Ziele geeinigt hat, ist in
jedem Falle bemerkenswert, auch wenn
ein Grund für den Konsens in der breiten
Auslegbarkeit des Konzepts zu suchen ist

und die enttäuschen Nichtregierungsor-
ganisationen fünf Jahre nach Rio über die
New Yorker Folgekonferenz im Juni 1997
urteilten, die Chance für die global com-
munity sei vertan worden.10

Nachhaltige Lebensstile 
sind vonnöten

Im Mittelpunkt der Diskussion steht die
Frage, wie nachhaltige Lebensstile aus-
sehen und wie sie gefördert werden kön-
nen. Mit Lebensstilen werden relativ be-
ständige Verhaltens- und Selbstdarstel-
lungsmuster bezeichnet, nach denen
Menschen ihren Alltag in den verschiede-
nen Bedürfnisfeldern – Arbeit (Erwerbs-
und Versorgungsarbeit), Familie, Freizeit,
Mobilität, Wohnen, Konsum – organisie-
ren.11 Das Lebensstilkonzept umfaßt dabei
sowohl objektive Lebensbedingungen als
auch subjektive individuelle Lebensent-
würfe und angestrebte Ziele: Soziodemo-
graphische Faktoren, Lebensform, Lebens-
lage, soziale Beziehungen, Orientierun-
gen an Leitbildern und das tatsächliche
Verhalten gelten als die zentralen Dimen-
sionen.12 Sozialwissenschaftlich betrach-
tet, stellt das Konzept der Lebensstile die
Reaktion auf eine Gesellschaft dar, in wel-
cher traditionelle sozialstrukturelle Ansät-
ze – in erster Linie das „Drei-Schichten-
Modell“ – an Erklärungswert eingebüßt
haben. Zu beobachten ist nun ein Pluralis-
mus der Lebensformen und Konsumstile13,
der sich innerhalb der Gesellschaft als eine
„begrenzte Zahl sichtbarer Verhaltensar-
rangements“14 – den Lebensstiltypen –
und auf individueller Ebene als ambiva-
lente „Patchwork-Lebensstile“15 offen-
bart.
Trotz der frühen Thematisierung der so-
zialen Dimension ist die Diskussion über
Chancen und Grenzen einer Ökologisie-
rung von Lebensstilen – dem eingeforder-
ten Gewohnheitswandel der Individuen
und Haushalte bezüglich ihrer Konsum-
praktiken mit umwelt- und ressourcen-
schonenden Effekten – am weitesten ge-
diehen.16 Tatsächlich kann die Umweltrele-
vanz des Konsums kaum überschätzt 
werden. Nach der Studie Nachhaltiges
Deutschland des Berliner Umweltbundes-
amtes sind 30 % bis 40 % aller Umweltpro-
bleme direkt oder indirekt auf die herr-
schenden Konsummuster zurückzufüh-
ren.17

Aufgrund von Potentialrechnungen und
Berechnungen von „ökologischen Ruck-
säcken“18 lassen sich in den verschiedenen
Bedürfnisfeldern solche Konsumpraktiken
identifizieren, die als „nicht nachhaltig“
bezeichnet werden müssen. Dazu ge-
hören das Verkehrsverhalten, das Reisen –
insbesondere Flugreisen – sowie das Ver-
schwenden fossiler Energien, vor allem
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durch das Heizen. Ebenso problematisch
ist die Nachfrage nach energieintensiven
bzw. von – im Vergleich zu ihren „wah-
ren“ ökologischen und sozialen Kosten –
zu billigen Nahrungsmitteln, ein hoher
Fleischkonsum und ein äußerst materialin-
tensiver Konsum, besonders in der Tex-
tilmode. Auch der Anspruch auf Fläche,
der sich im Wunsch nach dem „Häuschen
im Grünen“ niederschlägt,19 hat weitrei-
chende Folgen.
Deutlich rarer sind dagegen Fälle nachhal-
tiger Lebensstile. Die Sozialwissenschaften
untersuchen daher neuerdings sogenann-
te „Pionierprojekte“, in denen beispiel-
haft neue Lebens-, Konsum- und Arbeits-
modelle entwickelt und gelebt werden.20

Zu denken ist hier an Mobilitätszentralen,
Umweltwerkstätten, Verbrauchergemein-
schaften, Ökodörfer, Nachbarschaftshil-
fen, Nord-Süd-Initiativen und viele mehr.
Jede dieser Aktionen, Initiativen und
Kampagnen zeigt auf ihre Art, daß und
wie immaterielles Wohlergehen an die
Stelle materieller Befriedigung treten
kann und dazu erhebliche Einspareffekte
bei der Belastung der einzelnen Umwelt-
medien erzielt werden können. Ihr Erfolg
beruht meist auf dem Engagement einzel-
ner Akteure, die eine kritische Masse
überzeugen und mobilisieren können. Die
Mitarbeit in solchen Projekten erzeugt
eine kollektive Aufbruchstimmung und
kann zu veränderten Werten und Einstel-
lungen führen, die für eine auf Nachhal-
tigkeit gerichtete „Zivilgesellschaft“21 be-
deutsam sind. Kleinräumige (regionale,
lokale) Strukturen und Kooperationsbe-
reitschaft sind dabei wichtige Faktoren.

Naturverträglichkeit,
Sozialverträglichkeit,
ökonomische Verträglichkeit

Nachhaltiges Konsumverhalten muß drei
Dimensionen berücksichtigen: die Natur-
verträglichkeit, die Sozialverträglichkeit
und die Verträglichkeit mit dem ökonomi-
schen System. Denn „langfristig tragbar“
bedeutet, daß die Funktionsfähigkeit der
dem Leben und Wirtschaften zugrunde-
liegenden Systeme – die Ökosysteme, die
gesellschaftlichen und die Wirtschafts-
systeme – durch Bewahrung oder Erneue-
rung erhalten bleibt, ihre „Zukunftsbe-
ständigkeit“ gesichert wird.
Politischer Konsens bezüglich der Krite-
rien für eine nachhaltige Lebens- und
Wirtschaftsweise wurde allerdings bislang
nur für die ökologische Dimension des
Nachhaltigkeitsgebots, d.h. den Umgang
mit Energie, Soff- und Materialströmen,
erreicht. So lautet die Forderung der En-
quete-Kommission Schutz des Menschen
und der Umwelt des Deutschen Bundesta-
ges:22

● Die Abbaurate erneuerbarer Ressour-
cen soll deren Regenerationsraten nicht
überschreiten (d.h. Aufrechterhaltung der
ökologischen Leistungsfähigkeit).
● Nichterneuerbare Ressourcen sollen
nur in dem Umfang verwendet werden, in
dem ein physisch und funktionell gleich-
wertiger Ersatz in Form erneuerbarer Res-
sourcen oder höherer Produktivität der er-
neuerbaren Ressourcen sowie nichterneu-
erbarer Ressourcen geschaffen wird.

● Stoffeinträge in die Umwelt sollen sich
an der Belastbarkeit der Umweltmedien
orientieren, wobei alle Funktionen zu
berücksichtigen sind, nicht zuletzt auch
die stille und empfindlichere Regelungs-
funktion.
● Das Zeitmaß anthropogener Einträge
bzw. Eingriffe in die Umwelt muß in aus-
gewogenem Verhältnis zum Zeitmaß der
für das Reaktionsvermögen der Umwelt
relevanten natürlichen Prozesse stehen.
Kennzeichnend für diese Forderungen ist,
daß sie nicht anthropozentrisch verengt
sind, sondern einer physio- oder geozen-
trischen Sichtweise folgen. Dies bedeutet,
daß eine Verantwortung für die Lebens-
fähigkeit der natürlichen Mitwelt gese-
hen wird und nicht nur für den Schutz der
Umwelt des Menschen. Darin spiegelt
sich, daß das Leitbild der Nachhaltigen
Entwicklung als Folge der Auseinander-
setzung mit den naturzerstörenden Wir-
kungen des menschlichen Zusammenle-
bens und Wirtschaftens entstanden ist; die
ökologische Dimension ist in dieser Sicht
die primäre. Das erschließt sich wohl am
leichtesten aus der naturphilosophischen
Vorstellung vom „Mitsein“ des Men-
schen:23 Was wir sind, sind wir aufgrund
und in der Kooperation mit unserer sozia-
len und natürlichen Mitwelt. Die Mitwelt
stellt in jedem Sinne unsere Lebensgrund-
lagen, also muß sich unser Verhalten auch
in sozialer und ökonomischer Hinsicht am
Mitsein orientieren.
Die soziale und die ökonomische Dimensi-
on der Nachhaltigkeit sind zwar historisch
und konzeptionell aus der ökologischen
abgeleitet. Eine heute weit verbreitete
Ansicht lautet jedoch, daß es sich inhalt-
lich um drei unabhängige Dimensionen
handelt, die alle aus der übergeordneten
Maxime der „Zukunftsfähigkeit“ durch
Bestandserhalt oder Erneuerung ableitbar
sind:
● Ökologische Nachhaltigkeit: Gleichbe-
deutend mit Naturverträglichkeit; Erhal-
tung der Lebensfähigkeit der natürlichen
Mitwelt und der ökologischen Vielfalt; die
Absorptions- und Regenerationsfähigkeit
des Ökosystems Erde darf nicht überfor-
dert werden.
● soziale Nachhaltigkeit: Gleichbedeu-
tend mit Sozialverträglichkeit, die sich
zum einen auf individuelles Verhalten,
zum anderen auf gesellschaftliche Syste-
me und Strukturen bezieht. Erhalt der
Funktionsfähigkeit der Gesellschaft, d.h.
eine Gesellschaft ohne gepanzerte Aus-
grenzung, ohne Werteverlust, ohne ver-
teilungspolitisch induzierte Anomie, ohne
Armutswanderungen, ohne militärische
Konflikte, ohne gesellschaftliche Fallen,
jedoch mit Kreativität und Solidarität.
● ökonomische Nachhaltigkeit: Vollstän-
diges und langfristiges statt kurzsichtiges
ökonomisches Kalkül – auch bezüglich Effi-
zienz und Produktivität –, das viele Optio-
nen offenhält. Ressourcen dürfen nicht
versiegen bzw. müssen ersetzt werden, um
zukünftigen Generationen auch in Jahr-
zehnten noch zur Verfügung zu stehen
und ihrer Wohlfahrt zu dienen. Kapital,
das sich natur- und sozialverträglich einset-
zen läßt, darf nicht vernichtet werden.
Man könnte demnach solche gesellschaft-
lichen Strukturen bzw. deren Entwicklung

im sozialen Sinne nachhaltig nennen, die
es den Menschen ermöglichen, im Ein-
klang mit der sozialen – und daher auch
natürlichen – Mitwelt zu handeln. Das ist
z.B. nicht der Fall, wenn die Verteilung der
Lebenschancen so geregelt ist bzw. sich
derart verschlechtert, daß das Streben
nach sozialem Ausgleich bzw. dessen Ab-
wehr den sozialen Frieden, häufig zu La-
sten der natürlichen Mitwelt, stört.
Im ökonomischen Sinne nachhaltig sind
wirtschaftliche Strukturen und Anreize,
wenn sie nichtnachhaltiges Verhalten in
keiner Weise erzwingen oder auszeich-
nen, so daß die Entscheidung für natur-
schonende Handlungen gefördert, zumin-
dest aber ökonomisch nicht erschwert
wird. Das ist z.B. nicht der Fall in ökonomi-
schen Strukturen, die Anreize für einen
hohen Energie- und Materialverbrauch
schaffen, zur fortschreitenden Vernich-
tung von Arbeitsplätzen führen, das Aus-
bluten von Regionen bewirken und natur-
schonende Innovationen behindern.
Die so beschriebene Dimensionen-Trias
gibt die Zielrichtung vor. Auf individueller
Ebene geht es um die Reflexion der Kon-
sequenzen des persönlichen Lebensstils,
insbesondere des Konsumverhaltens.24

Hier müssen u.a. Fragen beantwortet wer-
den wie: Welche Bedeutung messe ich den
mir zur Verfügung stehenden Ressourcen
– Zeit, psychische und physische Energie
und Einkommen – zu? Empfinde ich eine
persönliche Verantwortung im Umgang
mit Schwächeren, eine Schuldigkeit ge-
genüber der natürlichen und sozialen Mit-
welt? Wie löse ich diese ein? Bin ich zu
einem Beitrag zur Produktion von Ge-
meinschaftsgütern bereit? Auf gesell-
schaftlicher Ebene geht es um die Frage
nach Neuen Wohlstandsmodellen, deren
institutionelle Ausgestaltung es den Indi-
viduen erlaubt, sich nachhaltig zu verhal-
ten und die zum Wohlstands- und Wachs-
tumsideal alternative Lebensentwürfe ex-
emplarisch vorführt.25

Eindeutige Handlungsanweisungen
sind leider nicht immer verfügbar

Handelt es sich, wie oben angenommen,
um drei unabhängige Dimensionen, dann
müßten diese drei zugleich optimiert wer-
den. Sicherlich gibt es eine Reihe von Kon-
sumhandlungen, die allen drei Zielen der
Nachhaltigkeit – d.h. Naturvertäglichkeit,
Sozialverträglichkeit und ökonomische Ef-
fizienz – gleichermaßen gerecht werden
können. Solche im Sinne einer Win-Win-
Win-Situation attraktiven Handlungsstra-
tegien – z.B. eine Bedürfnisbefriedigung,
die umweltschonender, gesünder und bil-
liger ist – werden sich von allein durchset-
zen, wenn die Transaktionskosten (z.B.
der Organisationsaufwand beim Car-Sha-
ring) nicht allzu hoch sind.
Bei vielen Konsumhandlungen scheinen
jedoch anstelle erwünschter Motivallian-
zen Zielkonflikte vorzuliegen, bei welchen
man die Frage einer möglichen Kompen-
sation untereinander stellen muß. Soll
man beispielsweise die in der Region kon-
ventionell angebaute Birne oder aber die
teurere, von einer Kleinbauernkooperati-
ve produzierte Bio-Papaya aus „fairem“
Handel kaufen? Soll man Altkleider weg-
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werfen oder an Sekundärmärkte nichtin-
dustrialisierter Länder weitergeben, die
zum Ruin des lokalen Schneiderhand-
werks und Verlust handwerklicher Tradi-
tionen beitragen? Soll man sich für ein
Waschmittel mit gentechnisch manipulier-
ten Enzymen, die eine niedrigere
Waschtemperatur erlauben, entscheiden
oder für ein Baukastensystem und damit
für höhere Temperaturen und eine auf-
wendigere Handhabung? Solche unge-
klärten Fragen müssen in einem perma-
nenten Diskurs thematisiert werden und
in präzise Handlungsanweisungen ein-
münden, sollen die Konsumenten und
Konsumentinnen nicht völlig verwirrt und
ihre Handlungsbereitschaft untergraben
werden.
Denn selbst bei Entscheidungen innerhalb
einer Zieldimension sind eindeutige
Handlungsanweisungen nicht immer ver-
fügbar. Trotz einiger hilfreicher ökologi-
scher Produkttests und Produktkennzeich-
nungen – Sitchwort Labeling – können
selbst Interessierte aufgrund mangelnder
Indikatoren oder gar widersprüchlicher
Vergleichsrechnungen keineswegs immer
sicher sein, eine ökooptimale Kauf- oder
Nutzungsentscheidung getroffen zu ha-
ben. Zu groß ist die Unsicherheit der Ex-
pertinnen und Experten – man denke an
die immer noch ungeklärte Frage, ob Pa-
pierrecycling ökologisch sinnvoll ist26 – und
zu kompliziert sind die Kriterien, die im
einzelnen zu berücksichtigen sind. Ver-
schärft wird die Situation durch opportu-
nistisches Marktverhalten solcher Anbie-
ter, die eine besondere ökologische Qua-
lität ihrer Produkte vortäuschen – die also
„Bio“ draufschreiben, ohne daß „Bio“
drin ist. Und selbst grundsätzlich nützliche
Entscheidungshilfen wie „regional, klein-
räumig, saisonal, dezentral“ etc. sind nicht
immer anwendbar: So ist es beispielsweise
ökologisch sinnvoller, in der Bundesrepu-
blik – trotz des Transportweges – ober-
flächennah abgebaute australische Kohle
zu verfeuern als die tiefgeschürfte deut-
sche Bergbaukohle.

Der Konsum sollte mit der Reflexion
der Bedürfnisse beginnen

Diese Beispiele sollen zeigen, daß eine
nachhaltige Konsumhandlung sich nicht
auf die Kauf- bzw. Nutzungsentscheidung
beschränken kann, sondern den gesamten
Umgang mit den Bedarfen und ihrer
Deckung in Form von Markt- und Nicht-
marktgütern betrachten muß.27 Die reine
Wahl zwischen Produkt bzw. Dienstlei-
stung A oder B greift in der Regel zu kurz,
selbst wenn sie umwelt- und sozialver-
trägliche Kriterien berücksichtigt. Viel-
mehr sind alle Stufen des Konsumprozes-
ses relevant. Denn Konsumziel ist nicht ein
bestimmtes Produkt oder eine bestimmte
Dienstleistung, sondern die Befriedigung
von Bedürfnissen, d.h. die Herstellung
eines bestimmten Zustandes wie Wärme,
Sauberkeit oder Sicherheit. Deshalb be-
ginnt der Konsumprozeß mit der Refle-
xion dieser Bedürfnisse, die befriedigt
werden sollen. Auf Grundlage der Bedürf-
nisreflexion und anschließender Bedarfs-
feststellung werden Kriterien für die Be-
schaffungs- bzw. Nutzungsentscheidung

(z.B. Kaufen, Mieten, Teilen, Tauschen,
Selbstmachen) ausgewählt und gewich-
tet. Dies macht eine Informationssuche
und -auswertung nötig, die entweder
zum Aufschub bzw. Verzicht oder aber zur
Beschaffung bzw. Eigenproduktion führt.
Bei der Eigenarbeit und der Produktion
von Gemeinschaftsgütern folgt dann der
Herstellungsprozeß, dann erst der eigent-
liche Konsum, also der Verbrauch oder die
Nutzung und Instandhaltung bzw. Ver-
wahrung des Gutes. Selbst das Ende des
Konsumprozesses, die Entsorgung oder
das Tauschen, Verschenken oder Wieder-
verkaufen, ist nachhaltigkeitsrelevant.
Eine solche Bedürfnisreflexion wird nicht
ohne eine kritische Prüfung des eigenen
Arbeits-, Lebens- und Konsumstils und
damit verbundenen Gewohnheiten, Leit-
bildern und Konsumstandards auskom-
men. So könnte man bei obigem Wasch-
mittelbeispiel die Frage stellen, ob dersel-
be Umweltentlastungseffekt nicht auch
durch eine geringere Waschhäufigkeit er-
reicht werden könnte statt durch den
ethisch fraglichen Einsatz von Gentechno-
logie bei Reinigungsmitteln. Dies würde
veränderte Waschgewohnheiten, sicher-
lich auch ein anderes Reinheitsideal vor-
aussetzen. Wiederholt wurde gezeigt,
daß dieses Ideal in der Nachkriegszeit,
nicht zuletzt aufgrund entsprechender
Werbebotschaften („So weiß, weißer
geht’s nicht“) an die Zielgruppe der Re-
produktionsarbeit leistenden (Haus-)Frau-
en, enorm gestiegen ist und jeglicher hy-
gienischer oder ästhetischer Begründung
entbehrt. Fiele die Möglichkeit der – ko-
stenlosen – Abwälzung der Arbeit des Wä-
schewaschens und -versorgens auf den
privaten Haushalt weg, beispielsweise
aufgrund der Vollerwerbstätigkeit der
Frau, dann wäre es denkbar, daß die
Waschhäufigkeit entweder zurückginge
oder die Dienstleistung Wäschewaschen
im formellen Sektor, der in diesem Fall
ökoeffizienter arbeiten kann, eingekauft
würde.28

Ein wichtiger Schritt im Konsumprozeß ist
auch, herauszufinden, welche „strategi-
schen Konsumentscheidungen“29 – das
sind langfristig bindende Entscheidungen,
die viele kleinere „operative“ nach sich
ziehen – den eigenen Verhaltensspiel-
raum definieren. Beispielsweise hat das
Wohnleitbild vom „Häuschen im Grünen“
unmittelbaren Einfluß auf die Qualität
bzw. den Verbrauch von Naturmedien
und damit auf die Lebensbedingungen
heutiger und zukünftigen Generationen:
Neben dem Energie- und Stoffverbrauch
für den Hausbau leiden Böden und Was-
ser durch die Bodenversiegelung, Luft und
Klima verschlechtern sich durch die Treib-
hausgas-Emissionen des Pendelverkehrs,
Landschaft und Lebensräume werden zer-
siedelt, die biologische Vielfalt gemin-
dert.30

Die Strategien Effizienz, Suffizienz
und Innovation

Oberstes Ziel der ökologischen Nachhal-
tigkeit ist die Erhöhung der Ressourcen-
produktivität. Hier bieten sich insbesonde-
re zwei Strategien an: die Effizienz und
die Suffizienz.31

Ziel der Effizienz-Strategie ist die Verrin-
gerung der Stoff- und Energieströme und
des Umweltverbrauchs über den Produkt-
kreislauf des einzelnen Gutes hinweg. Der
gleiche Nutzen soll mit weniger Stoff- und
Energieeinsatz – um den „Faktor vier“
bzw. den „Faktor zehn“ verbessert – er-
reicht werden.32 Solche „ökointelligen-
ten“33 Gebrauchsgtüer sollen materialop-
timiert, langlebig, reparaturgerecht und
aufarbeitbar sein; bei Verbrauchsgütern
wie Lebensmitteln sollen regionale und
saisonale Produkte aus biologisch-organi-
schem Anbau bevorzugt werden, die kei-
ner energie- und stoffintensiven Raum-
Zeit-Überwindung bedürfen und die Bo-
denqualität wahren.
Da jedoch die Gefahr besteht, daß Effi-
zienzgewinne durch Wachstumseffekte
(über-)kompensiert werden, muß die Effi-
zienzstrategie durch die Strategie der Suf-
fizienz ergänzt werden. Diese steckt sich
insofern radikalere Ziele, als sie den abso-
luten Güterverbrauch senken will, was
ohne eine mehr oder weniger tiefgreifen-
de Änderung des Lebensstils nicht mög-
lich sein wird. Die Handlungsoptionen rei-
chen hier von Kaufvermeidung („Dienst-
leistung statt Produkt“), die durch zeitlich
längere und die gemeinschaftliche Nut-
zung von Gütern wie beim Teilen, Tau-
schen und Leihen („Nutzen statt Besit-
zen“) oder über Sekundärmarktversor-
gung erreicht werden kann, bis hin zu
Konsumverzicht und Subsistenz (simple li-
ving).
Weil sie in den Bereich der Lebensstile vor-
dringt, stellt die Suffizienz-Strategie für
Konsumenten und Konsumentinnen eine
große Herausforderung dar; deshalb hat
sie auch die kreativsten Lösungsansätze
hervorgebracht. Im Unterschied zur Effizi-
enz-Strategie genügt es hier eben nicht,
zur Befriedigung von Bedürfnissen bei-
spielsweise auf ein umweltfreundlicheres
Produkt umzusteigen; vielmehr muß das
Bedürfnis „am Markt vorbei“ im informel-
len Sektor, beispielsweise durch Eigenar-
beit, befriedigt werden.34 Die Konsumen-
ten und Konsumentinnen verlassen damit
ihre Rolle als distanzierte Marktpartner,
agieren und produzieren vielmehr in so-
zialen und wirtschaftlichen Netzen. Des-
halb wird hier auch die soziale Kompo-
nente der Nachhaltigkeit relevant.
Entstanden sind so innovative Tauschplät-
ze und Nutzungsformen wie Tauschringe,
Tauschbörsen, Internet-Bulletins, Barter-
Systeme oder Car-Sharing-Organisatio-
nen. Eine wichtige Rolle spielt auch die
Gemeinschaftsproduktion in Form kollek-
tiver Aktionen, Bürgerinitiativen, Ener-
giegemeinschaften, Selbsthilfeaktivitäten
und informeller Netzwerke, Konsumge-
nossenschaften und Wohnkooperativen.
Niederschlag haben diese sozialen Innova-
tionen35 in neuen Institutionen, wie dem
Münchner Haus der Eigenarbeit und in
neuen grass-roots-Politikformen wie den
Lokale Agenda 21-Prozessen gefunden.
Diese zeichnen sich durch erweiterte Mit-
wirkungs- und Beteiligungsrechte, stärke-
re Einbeziehung von sonst eher unpoliti-
schen Gruppen wie Frauen und Jugendli-
chen sowie betont diskursive Verfahren
der Konfliktschlichtung, wie Energietische
und Mediationsverfahren, aus.36
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Positive soziale Effekte ökologisch
motivierter Aktionen

Aus empirischen Untersuchungen selbst-
organisierter Konsumentenaktionen ist
bekannt, daß ökologisch motivierte Ak-
tionen häufig positive soziale Effekte für
eine Gemeinschaft haben. Ein bekanntes
Beispiel ist die Schwarzwaldgemeinde
Schönau, die nach jahrelanger Auseinan-
dersetzung mit einem großen Energiever-
sorgungsunternehmen sich ihr eigenes –
nahezu atomstromfreies – Stromnetz er-
trotzt hat. Die Aktion Ich bin ein Störfall
gilt als Musterbeispiel für eine gelungene
kollektive Aktion zur Produktion eines
Gemeinschaftsgutes – in diesem Fall die
umweltgerechte Stromerzeugung. Viele
vormals apolitische Bürger und Bürgerin-
nen berichten von veränderten Einstel-
lungen zu Eigenverantwortlichkeit und
politischer Handlungskompetenz und
einem neuen Macht- und Verantwor-
tungsbewußtsein, das sie im Laufe der
Aktion entwickelt hätten. Dies habe letzt-
lich zu bewußteren Lebensstilen geführt,
in denen Eigenverantwortung und Eigen-
produktion eine neue Bedeutung erlangt
hätten.
Ein anderes Beispiel sind Häuser der Ei-
genarbeit (HEi).37 Eigenarbeit wird in er-
ster Linie als ein „Angebot zur Verminde-
rung von Konsum“ durch eigene Herstel-
lung gesehen. Zwar kann im Einzelfall die
Ökobilanz für die Herstellung, beispiels-
weise eines selbstgezimmerten Möbel-
stückes, im Vergleich zum Kauf negativ
ausfallen; durch den Suffizienzeffekt sind
jedoch längerfristig ökologische Entla-
stungseffekte zu erwarten. Ein „Weniger
ist mehr“ ist deshalb zu vermuten, weil Ei-
genarbeit die Beziehung zu und den Um-
gang mit Gegenständen, das Qualitätsbe-
wußtsein und das Konsumverhalten ver-
ändert. So wird beispielsweise ein Möbel-
stück kaum für kurze Modewellen selbst-
gezimmert, sondern wird länger genutzt,
vielleicht sogar vererbt werden. Es kann
„Patina“ ansetzen, ist einmalig und da-
durch wertvoller.
Hinzu kommt, daß Eigenarbeit den
Grundbedürfnissen der Menschen nach
Kompetenz und Mitsein entgegen-
kommt, daß intrinsische Motivation er-
fahren und die Freude am Werksergeb-
nis erlebt werden kann. Die HEi sind
gleichzeitig ein wichtiges infrastrukturel-
les öffentliches Angebot zur Stärkung
der gemeinsamen und nichtformellen
Arbeit.38

Nachhaltige Konsummuster, das hat 
die bisherige Darstellung gezeigt, set-
zen eine soziale, humanitäre und öko-
logische Verantwortungsübernahme der
Konsumenten und Konsumentinnen vor-
aus und schließen auch Einschränkun-
gen und Verzicht mit ein. Gerade die 
Suffizienz-Diskussion zeigt jedoch, daß
nicht griesgrämige Rückzugsmentali-
tät, sondern Kreativität und Innovations-
freude gefragt sind. Die vielfältigen so-
zialen Innovationen innerhalb des in-
formellen Sektors zeigen die Möglichkei-
ten auf, die über die reine Bedürfnis-
befriedigungen hinaus mit veränder-
tem Konsumverhalten einhergehen kön-
nen.

Barrieren für nachhaltiges 
Konsumverhalten

Das Umweltbewußtsein der deutschen Be-
völkerung ist, zumindest als Krisenbe-
wußtsein, bekanntermaßen hoch.39 Damit
ist ein entscheidender Bestimmungsfaktor
erfüllt, der in Verbindung mit einem – die
Konsumenten möglichst entlastenden –
Informationsangebot (z. B. Umweltzei-
chen), einer förderlichen Infrastruktur
(z.B. Produktangebot) und finanziellen
Anreizen die Bereitschaft zu umwelt-
freundlichem Verhalten erhöht. Tatsäch-
lich zeigen die meisten Bundesbürger ir-
gendeine Form von umweltfreundlichem
Verhalten, und sei es auch nur, daß sie den
Abfall trennen. In solchen wenig aufwen-
digen Low-Cost-Bereichen ist auch die
häufig zitierte „Verhaltenslücke“ – das
Auseinanderfallen zwischen Umweltbe-
wußtsein und Verhalten – gering.40 Da-
durch erliegen viele der Illusion, sie wür-
den schon etwas für die Umwelt tun, be-
ruhigen ihr Gewissen und entschärfen den
subjektiv empfundenen Handlungsdruck,
„man müsse doch etwas tun“. Gesell-
schaftliches Ergebnis ist eine Konzentra-
tion auf Low-Cost-Bereiche wie der Müll-
trennung oder den Kauf umweltfreund-
licher Produkte, die jedoch nicht mit den
Bereichen der größten Umweltrelevanz –
wie Flugreisen oder Kfz-Nutzung – über-
einstimmen.
Im Verkehrsverhalten galt die Low-Cost-
These bislang als recht gut empirisch be-
legt.41 Neuere Untersuchungen sprechen
jedoch dafür, gerade bei der Mobilität die
These von der Kluft zwischen Handlungs-
orientierung (d.h. Motiven, Wünschen
und sozialen Normansprüchen) und Ver-
halten vor dem Hintergrund einer nach
Lebensstilen segmentierten Gesellschaft
zu überdenken. Wer mit Autofahren die
Umwelt schädigt, handelt vielfach eben
nicht gegen sein Umweltbewußtsein, son-
dern will Auto fahren und nimmt die
Schädigung in Kauf. In einer breitangeleg-
ten empirischen Untersuchung in zwei
deutschen Städten konnte gezeigt wer-
den, daß der Lebens- bzw. Mobilitätsstil
der Gruppe der „ökologisch Entschiede-
nen“ bzw. der „risikoorientierten Auto-
fans“ und deren tatsächliche Wahl der
Verkehrsmittel jeweils eng miteinander
zusammenhängen.42

Die sozialwissenschaftliche Forschung hat
eine Reihe von Hemmnissen für ein an
Nachhaltigkeitskriterien orientiertes Ver-
halten identifiziert, die in der Person zu
suchen sind.43 So können konkrete negati-
ve Erfahrungen oder aber auch nur Ver-
mutungen darüber, daß umwelt- oder so-
zialorientierte Konsumstile grundsätzlich
höhere monetäre Kosten und einen er-
höhten Aufwand an Zeit und Anstren-
gung mit sich bringen, zur Verhaltensbar-
riere werden. Die psychologische For-
schung hat darauf hingewiesen, daß
Wahrnehmungsbarrieren zu einer Unter-
schätzung der Veränderungen der Um-
welt (sog. „Illusion, mich trifft es nicht“)
sowie der eigenen Einflußmöglichkeiten
führen (sog. „Illusion der Marginalität“).
Psychische Abwehrmechanismen können
zu Gefühlsbarrieren werden, wenn diffu-
se Umweltängste verdrängt oder aber so

übermächtig werden, daß sie zu Ohn-
machtsgefühlen führen. Schließlich wer-
den gesellschaftliche Barrieren genannt,
die in Form von Normen, Werten und Sta-
tuskonventionen bestimmten mitweltori-
entierten Verhaltensweisen entgegenste-
hen. Dies ist plausibel, denn, obwohl die
Umwelt- und Armutsproblematik längst
aus ihrer politischen Nische entwachsen
sind, erfordern entsprechende Verhaltens-
weisen, wie beispielweise der Verzicht auf
statuskonforme Mobilität oder Kleidung,
ein hohes Maß an Wertdistanz.44

Wie stark diese Barrieren tatsächlich wirk-
sam sind, ist wiederum von den oben be-
schriebenen Lebensstildimensionen ab-
hängig: von soziodemographischen Fak-
toren wie Geschlecht, Alter und Wohnort,
von der Lebensform (Haushaltsstruktur,
Familienform, Elternschaft) und der Le-
benslage (Bildung, Beruf, Einkommen,
Güterbesitz), von der persönlichen Dispo-
sition (Sozialisationserfahrungen, kriti-
sche Lebensereignisse, Mentalität, Ge-
sundheitszustand, Religiosität) und von
formellen und informellen Mitgliedschaf-
ten in Gruppen und sozialen Netzen. Ge-
rade diese Gruppenprozesse spielen eine
wichtige Rolle bei der Herausbildung an-
gestrebter Wohlstands- und Lebensmo-
delle, bei der Entwicklung von Vorstellun-
gen von einem „guten Leben“ sowie von
Ansichten über Gerechtigkeit.45 All diese
Faktoren prägen die Wahrnehmung und
das Bewußtsein im allgemeinen und die
Präferenzen, Einstellungen, Werte und
Leitbilder zu den einzelnen Lebensberei-
chen im besonderen.

Die Bedeutung einer kritischen 
Konsumerziehung

Nicht zuletzt hängt das Verhalten davon
ab, ob und inwieweit in der Primär- und
Sekundärsozialisation der Konsumenten
und Konsumentinnen eine kritische Kon-
sumerziehung stattfindet bzw. in ihren
formativen Jahren stattgefunden hat.46

Dabei umfaßt eine „gelungene“ Konsu-
mentensozialisation im Idealfall weit
mehr als die bloße Vermittlung von Um-
weltwissen und -bewußtsein: Die wahren
Wohlstandskosten müßten benannt und
attraktive Handlungsalternativen aufge-
zeigt werden;  Bedarfsreflexion und Be-
dürfnisorientierung sollten eingeübt, der
Blick für den Unterschied zwischen echter
Konsumfreiheit und Pseudofreiheit der
Waren- und Werbewelt geschärft und
glaubhafte Alternativen zu Gütergebun-
denheit und positionalem Streben aufge-
zeigt werden. Die Konsumkompetenz
müßte gefördert werden, indem gegen
Werbebotschaften und Gruppendruck im-
munisiert wird und kompensatorische
bzw. symbolische Surrogatkäufe auf ein
tragbares Niveau minimiert werden. Vor
dem Hintergrund der für die Jugendlichen
zentralen Sozialisationsinstanz – den kom-
merziellen Medien mit ihrer gegenläufi-
gen Zielsetzung bezüglich eines er-
wünschten Konsumverhaltens – sind dies
sicherlich hohe Ansprüche, die an die So-
zialisationsagenten Elternhaus und Schule
gestellt werden. Gerade hier findet jedoch
die wichtige Auseinandersetzung mit ge-
sellschaftlichen und gruppenspezifischen
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Werten und Normen statt, welche das In-
dividuum internalisiert oder aber durch ei-
gene Wertvorstellungen ersetzt.
Neben diesen personenbezogenen Fakto-
ren sind es objektive und situative Barrie-
ren in Gestalt gesellschaftlicher Institutio-
nen und einer Infrastruktur, die den Willen
und die Fähigkeit zur einstellungskonfor-
men Handlung hemmen können. Hierzu
gehören fehlende eindeutige Handlungs-
empfehlungen, mangelnde Verfügbarkeit
von Produktalternativen und Entsorgungs-
möglichkeiten, prohibitiv hohe Preise,
aber auch Wohngebiet, Mobilitätsmög-
lichkeiten und finanzielle Ausstattung des
Haushalts. Beispielsweise hat eine einkom-
mensschwache Mutter mit kleinen Kin-
dern, die in einem Wohngebiet mit mo-
nopolistischer Einzelhandelsstruktur und
schlechter Verkehrsanbindung wohnt,
kaum Möglichkeiten, biologisch-organi-
sche Lebensmittel oder Produkte aus „fai-
rem Handel“ zu kaufen, wenn diese im
einzigen erreichbaren Supermarkt nicht
angeboten werden. Die Diskussion um die
schleichende „funktionale Entmischung“
der Städte bzw. ihrer Nutzungsbereiche
Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Freizeit
usw. wurde nicht zuletzt aufgrund der
sozio-ökologischen Problemlage in den
letzten Jahren unter dem Schlagwort der
„Stadt der kurzen Wege“ neu belebt.47

Wie die Kluft zwischen Wissen und
Verhalten überbrücken?

Eine bestehende Handlungsbereitschaft
muß durch unterstützende Ausgestaltung
der institutionellen und infrastrukturellen
Rahmenbedingungen gefördert und darf
nicht durch Ungerechtigkeiten, einladen-
de Free-Rider-Situationen oder durch pro-
hibitiv hohe monetäre oder immaterielle
Kosten untergraben werden. Allein die
notwendigen ordnungspolitischen Maß-
nahmen und die ökonomische Steuerung,
die beispielsweise zu einem als gerecht
empfundenen Steuer- und Subventions-
system – Stichwort Flugbenzin, Kilometer-
pauschale – führen könnten, bleiben aus.
Dabei sind gerade in den besonders um-
weltrelevanten Bereichen wie dem Ver-
kehr die Grenzen der Verhaltenswirkung
von Information und Beratung überdeut-
lich geworden. Experten erhoffen hier Ver-
haltensänderungen nur noch von deut-
lichen infrastrukturellen Verbesserungen
beim ÖPNV und der Bahn bzw. von drasti-
schen finanz- und ordnungspolitischen
Signalen, wie der Erhöhung der Mineralöl-
steuer, dem Ende der steuerlichen Bevor-
zugung des Autos, der bewußten Park-
raumverknappung u.a.m.
All diese Einflußgrößen können jedoch
nicht ganz erklären, weshalb unter glei-
chen situativen Bedingungen bei man-
chen Personen Umweltbewußtsein zu
Verhaltensänderungen führt und bei
manchen nicht. Eine große Zahl empi-
rischer Untersuchungen hat verschiede-
ne psychologische Konstrukte als Dritt-
variablen identifiziert, die zwischen Ein-
stellung und Verhalten treten können.48

Dazu gehören der Einfluß von Selbst-
verpflichtung, von internalen Kontroll-
überzeugungen, von wahrgenommener
Selbstwirksamkeit bzw. Eigenverantwort-

lichkeit, von der Verfügbarkeit umwelt-
bewußter Einstellungen, von Kreati-
tivät und produktivem Denken, vom 
Selbstwertgefühl, von Kontrollorientie-
rung usw.49

Eine neuere Forschungsrichtung, die sich
unter Bezug auf Kohlbergs Stufenmodell
der Moralentwicklung mit dem Einfluß
der moralischen Urteilskompetenz auf das
Umweltverhalten auseinandersetzt, lei-
stet einen wichtigen Erklärungsbeitrag.
Sowohl erste empirische Studien50 als auch
eine kürzlich geleistete theoretische Auf-
arbeitung51 zeigen, daß sich das erreichte
Niveau an moralischer Urteilskompetenz
eines Menschen, das sich von der präkon-
ventionellen über die konventionelle zur
postkonventionellen Stufe entwickelt, auf
die Stabilität seiner Einstellungen nieder-
schlägt. Je nach erreichtem Niveau sind
die gewonnen Einstellungen – und damit
die Handlungsabsicht – mehr oder minder
resistent gegen „Versuchungen“, die in
der Person selbst oder aber in situativen
Bedingungen liegen. „Mit jeder höheren
Stufe handeln Individuen zunehmend
konsistent, d.h. auch so, wie sie meinen,
handeln zu sollen; mit jeder höheren
Stufe steigen Fähigkeit und Motivation,
dem mit den jeweiligen Einstellungen
konfligierenden Aufforderungscharakter
der Situation oder dem Druck widerstrei-
tender eigener Impulse zu widerstehen.
Mit jeder höheren Stufe steigt also die in-
nere Wertschätzung des Widerstandes
gegen ein Handeln, das mit den normati-
ven Überzeugungen nicht vereinbar ist.“52

Eine Reihe von Ergebnissen aus der moral-
psychologischen Forschung belegen die-
sen Zusammenhang. Externe Versuchun-
gen liegen vor allem in den oben be-
schriebenen high-cost – und in Free-Rider-
Situationen. Bequemlichkeit und Ge-
wohnheiten, aber auch „irrationale“
Kaufmotive wie Kompensation und Iden-
titätssuche durch Konsum sind dagegen
mögliche interne Versuchungen. Solche
Versuchungen ergeben sich schon allein
daraus, daß eine Person aufgrund ihrer
Veranlagung, persönlichen Biographie
und Lebenslage ein komplexes Einstel-
lungs- bzw. Wertesystem besitzt, dessen
Ziele miteinander konfligieren können. So
sind gemäß dem psychologischen Kon-
zept der Kausalitätsorientierungen in

jedem Menschen drei konkurrierende Ori-
entierungen, nämlich Autonomie-, Kon-
troll- und Impersonale Orientierung,
nachweisbar, wobei eine die beiden ande-
ren dominiert und handlungsbestimmend
wird. Folgenreich ist die These Neuners,
daß sich die drei moralischen Urteilsstufen
Kohlbergs mit den drei Kausalitätsorien-
tierungen, und damit auch mit postmate-
riellen und promateriellen Lebensstilen, in
Zusammenhang bringen lassen.53

Postmaterialle und promaterielle
Lebensstile

Die monetären und psychischen Kosten
einer Verhaltensänderung hin zu einem
„nachhaltigeren“ Konsumverhalten sind
also nicht gerade gering: Information muß
eingeholt und verarbeitet werden, Kon-
sumgewohnheiten müssen in all ihren
Konsequenzen überdacht, geändert und
neue eingeübt werden; zum symbolischen
Konsum alternative Formen der Identitäts-
stiftung müssen gesucht und entwickelt
werden, kommunikative bzw. handwerk-
liche Fähigkeiten müssen erlernt, für kon-
fligierende Ziele müssen Prioritäten ge-
setzt werden. Unter den herrschenden
Strukturen erfordert nachhaltiges Kon-
sumverhalten zudem häufig eine beachtli-
che Distanz zu gesellschaftlichen Normen,
die idealiter in einem moralischen Urteils-
niveau der postkonventionellen Ebene
rückgebunden ist. In einem Forschungs-
projekt an der Universität Hohenheim
wurde der Frage nachgegangen, wie sich
die Einstellungen solcher Konsumenten
und Konsumentinnen beschreiben lassen,
die überwiegend naturschonend und sozi-
alverantwortlich handeln und inwieweit
postmaterielle Lebensstile in unserer Ge-
sellschaft verbreitet sind.54

Als eine postmaterielle Werthaltung –
eine Einstellung, die materielle Güter
zwar schätzt, aber nicht immer mehr
davon haben will – haben wir eine Wert-
haltung charakterisiert, die durch geringe
Gütergebundenheit und geringe Positio-
nalität auf der einen und hohe Sozialver-
träglichkeit sowie hohe Naturverträglich-
keit auf der anderen Seite gekennzeich-
net ist. In Abbildung 1 sind die vier Di-
mensionen der postmateriellen Werthal-
tung kurz charakterisiert.

Gütergebundenheit: Innere Abhängigkeit von
● Fülle (viele Güter, mehr Güter)
● Neuheit (immer das Neueste)
● Exklusivität, Stil, Niveau

Positionalität: Angewiesensein auf
● Vorrang, Aufstieg, Macht
● Statussymbole
● Recht haben

Sozialverträglichkeit: Innere Bereitschaft
● anderen zu helfen
● sich sozial zu engagieren
● sich „einzumischen“

Naturverträglichkeit: Umwelt-Orientierung beim Einkauf i.S.v.
● Wissen
● Emotionaler Betroffenheit
● Commitment
● Verhalten

Abbildung 1: Die vier Dimensionen der pro- bzw. postmateriellen Werthaltung
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Eine promaterielle Werthaltung ist wenig
sozial- und naturvertäglich, aber stark gü-
tergebunden und positional. Diese Defini-
tion haben wir für die empirische Erhe-
bung durch vier Indikatoren operationali-
siert, die jeweils zwölf Aussagen umfas-
sen. Die Befragten wurden gebeten, an-
zugeben, wie sehr sie einer Aussage zu-
stimmen oder sie ablehnen, was sich in un-
terschiedlichen Punktzahlen niederschlug.
Aus der Gesamtpunktzahl wurde dann
auf die Stärke der Einstellung geschlos-
sen.55 Nach der Befragung wurde mit Hilfe
einer Cluster-Analyse festgestellt, welche
Gruppierungen der vier Einstellungen in
der Bevölkerung vorliegen und wie sie
verteilt sind (Abbildung 2). Folgt man den
obigen Definitionen, können immerhin
rund 20 % der Bevölkerung als „postma-
teriell“ bezeichnet werden; dagegen
zeichnen sich rund 25 % durch „promate-
rielle“ Werthaltungen aus.

Die große Gruppe
der Teilsensibilisierten und 
Desorientierten

An diesen beiden Clustern zeigt sich, daß
man nicht gleichzeitig gütergebunden
und naturverträglich sein kann und daß

sich viele Menschen dessen auch bewußt
sind. Nun existiert aber die Gruppe „Teil-
sensibilisiert“ – rund 30 Prozent der Bevöl-
kerung – die annimmt, dies könne doch
gelingen. Ihre Einstellungen sind zwar
nicht so stark ausgeprägt, liegen jedoch in
allen vier Dimensionen etwas über dem
Durchschnitt. Wir nennen diese Gruppe
die teilsensibilisierten Wohlstandsbürger;
denn sie sind auf der einen Seite verstän-
dig genug, in ihrem Selbstbild naturver-
träglich und sozialverträglich zu sein, sich
in gewissen Grenzen um andere Men-
schen zu kümmern und Verantwortung
für die Natur zu übernehmen. Aber
gleichzeitig wollen sie auch Güter – viele,
exklusive und immer neue. Und gleichzei-
tig möchten sie auch ihre eigene materiel-
le und immaterielle Position verteidigen
und verbessern. Über die Motive läßt sich
spekulieren: Vielleicht sehen sie keine Wi-
dersprüche, möglicherweise verdrängen
sie solche auch nur. Vermutlich haben sie
noch nicht so genau über diese Frage
nachgedacht oder sind an ihr nicht sehr in-
teressiert.
Die vierte Gruppe, die Desorientierten,
liegt in allen vier Einstellungen etwas
unter dem Durchschnitt. Diese Befragten
zeigten sich eher ohne Interesse, resigna-

tiv, weniger gebildet und haben geringe-
ren Anteil am materiellen Wohlstand.
Auf zwei Ergebnisse möchten wir beson-
ders hinweisen: Erstens existieren die ver-
schiedenen Werthaltungen nebeneinander
und zweitens sind die Postmateriellen mit
20 % zwar eine Minderheit, aber doch ein
nennenswerter Bevölkerungsanteil, nur
wenig kleiner als der Anteil der eindeutig
promateriell eingestellten Menschen. Da-
zwischen liegt die Bevölkerungsgruppe,
die in ihren Einstellungen nicht konsistent
ist, entweder, weil ihr die Information fehlt
– dann könnte sie sich im Laufe der Zeit
dem Cluster der Postmateriellen annähern
– oder weil sie gar keinen Widerspruch zwi-
schen Gütergebundenheit und Naturver-
träglichkeit sieht – dann müßte man sie
eher den Promateriellen zuordnen.

Autonomieorientierung,
Kontrollorientierung, Impersonale
Orientierung

Wie lassen sich diese empirischen Ergeb-
nisse erklären? Einen Hinweis gibt die psy-
chologische Theorie der Kausalitätsorien-
tierungen.56 Kausalitätsorientierung be-
zeichnet die Einstellung zum Grund unse-
res eigenen Handelns. Man unterscheidet
drei solcher Einstellungen: Erstens die Au-
tonomieorientierung, also die Grundein-
stellung, daß ich selbst mein eigenes Han-
deln verursache. Diese Orientierung steht
synonym für das intentionale und selbst-
bestimmte Handeln des Menschen. Das,
was man tut, geschieht aus eigener Erfah-
rung, Überlegung und freier Entschei-
dung und folgt in diesem Sinne eigenen
Gesetzen, die man sich selbst in freiem
Willen gegeben hat. Zweitens die Kon-
trollorientierung, die davon ausgeht, daß
das eigene Verhalten von äußeren Kräf-
ten – etwa äußere Gewalten, Einflüsse
oder Handlungszwänge – gelenkt wird,
die stärker sind als man selbst, an die man
sich aber „anhängen“ und sie ausnützen
kann. Die Kontrollorientierung ist zwar
ebenfalls intentional, aber fremdbe-
stimmt. Und drittens die Impersonale Ori-
entierung – die amotivierte, hilflose und
nichtintentionale Einstellung, daß man
von unberechenbaren äußeren Kräften
gesteuert werde und sein Geschick über-
haupt nicht beeinflussen könne.
Dabei gilt es zu beachten, daß diese
Grundeinstellungen alle nebeneinander
existieren, wobei eine die anderen domi-
niert. Es gibt also keine rein Autonomieo-
rientierten oder ausschließlich Kontroll-
orientierten; entscheidend ist das Verhält-
nis, in welchem diese Einstellungen auf-
treten. Man sieht in Abbildung 3, daß Gü-
tergebundenheit positiv mit der Kontroll-
orientierung und negativ mit der Autono-
mieorientierung korreliert. Das gilt in be-
sonderem Maße für Menschen mit ausge-
prägten post- oder promateriellen Wert-
haltungen; bei den übrigen ist der Zusam-
menhang ebenfalls vorhanden, wenn-
gleich mit einer etwas schwächeren Aus-
prägung.57

Je gütergebundener Menschen sind,
desto stärker sind sie auch kontrollorien-
tiert und desto weniger sind sie autono-
mieorientiert; je autonomieorientierter
Menschen sind, desto stärker sind sie

Postmateriell Teilsensibilisiert Desorientiert Promateriell
gütergebunden – – + – + +
positional – – + – + + 
sozialverträglich + + + – – –
naturverträglich + + + – – –

ca. 20 % ca. 30 % ca. 25 % ca. 25 %

+ + weit über dem Durchschnitt – etwas unter dem Durchschnitt
+ etwas über dem Durchschnitt – – weit unter dem Durchschnitt

Abbildung 2: Die Verteilung der Werthaltungen

Autonomieorientierung Kontrollorientierung
Korrelationen mit r r

Gütergebundenheit –.27 +.44
Positionalität –.23 +.54
Sozialverträglichkeit +.35 –.50
Naturverträglichkeit +.34 –.35

Bevölkerungsstichprobe Alte Bundesländer 1991; daraus Teilstichprobe von 391 Befragten mit ausgeprägt
pro- bzw. postmateriellen Werthaltungen (Cluster „Postmateriell“ und „Promateriell“).

Abbildung 3: Zusammenhänge mit den Kausalitätsorientierungen

Ursachen Merkmale
Autonomie-
orientierung

„zugewandt“

Kontroll-
orientierung

„aggressiv“

Impersonale
Orientierung

„angepaßt“

Erfahrung des Akzeptiertwerdens:
Sachbezogenes Feedback;
Information über die Situation;
kein Druck zu bestimmtem Verhal-
ten.

Erfahrung des Kontrolliertwer-
dens; außengelenkt (Belohnung,
Bestrafung); außenbewertet;
benutzt für Zwecke anderer.

Demotivierende Erfahrungen:
Inkonsistentes, unberechenbares,
übermächtiges Kontrolliertwer-
den.

Selbstvergessenes Interesse an
der Sache oder Person;
Balance zwischen eigenen Inter-
essen und denen der Umgebung;
Gelassenheit und Selbstvertrauen.

Autoritär handeln,
sich durchsetzen;
auf sozialen Aufstieg bedacht sein;
anderen die Schuld geben.

Mangelhaftes Selbstvertrauen;
Probleme auf andere abschieben;
Ängstlichkeit, Hilflosigkeit.

Abbildung 4: Charakterisierung der Kausalitätsorientierungen
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auch sozialverträglich und naturverträg-
lich eingestellt. Je kontrollorientierter
Menschen sind, desto weniger sozialver-
träglich und naturverträglich sind sie (Ab-
bildung 3). Gelernt werden die Kausa-
litätsorientierungen unter dem Einfluß
bestimmter Sozialisationserfahrungen
(Abbildung 4).
Kontrollorientierung entsteht erstens
durch die wiederholte und nachhaltige Er-
fahrung, bevormundet, also mit Beloh-
nung und Bestrafung reguliert worden zu
sein. Man handelt dann nicht aus eigenem
Antrieb, sondern um belohnt zu werden
oder um Strafe zu vermeiden. Zweitens
entsteht sie durch die Erfahrung, daß man
bewertet wird. Nicht erst in der Schule,
schon im Elternhaus wird man ständig 
bewertet, also kontrolliert und von außen
gelenkt. Drittens durch die Erfahrung, für
fremde Zwecke benutzt zu werden, mit
denen man sich nicht identifizieren kann,
beispielsweise im Beruf. Man fühlt sich
dann instrumentalisiert für Zwecke, zu de-
nen man tief in seinem Inneren nicht ste-
hen kann. Diese drei Einflüsse – Bevormun-
dung, Bewertung und Ausgenutztwerden
– sind weit verbreitete Grundsätze unseres
Alltags und prägen viele Menschen, insbe-
sondere in den schwächeren Bevölkerungs-
schichten. Kontrollorientierung wird in un-
serer Gesellschaft systematisch erzeugt.
Autonomieorientierung dagegen ent-
steht, wenn Menschen in ihrer Kindheit
bedingungslos akzeptiert werden, nicht
weil sie artig sind und etwas leisten, son-
dern einfach, weil sie da und gewünscht
sind. Sie entsteht unter Sozialisationsbe-
dingungen, die Individuen nachhaltig das
Fällen eigener Entscheidungen, das Erle-
ben eigener Gefühle sowie das Entwickeln
eigener Fähigkeiten ermöglichen.58 Wenn
sie sich das Bewußtsein des unbedingten
Erwünschtseins auch im Erwachsenenalter
erhalten, dann können sie autonomie-
orientiert und intrinsisch motiviert han-
deln. Die Motivation für eine Handlung
liegt dann in der Freude an der Sache, im
Interesse und nicht in der Erwartung einer
Belohnung oder der Angst vor Bestrafung
(Abbildung 5).
Die Verteilung der Kausalitätsorientierun-
gen in der Bevölkerung läßt sich dadurch
ermitteln, daß man z. B. die Gruppe derje-
nigen ermittelt, die überdurchschnittlich
autonomieorientiert und unterdurch-
schnittlich impersonal und kontrollorien-
tiert sind (Cluster AUT).59 Man erhält dann
für die westdeutsche Bevölkerung das
Verteilungsbild, das Abbildung 6 zeigt.
Überwiegend autonomieorientiert (Clu-
ster AUT) sind rund 27 Prozent. Die über-
wiegend Kontrollorientierten (Cluster
KON) machen ebenfalls rund 27 Prozent
aus. Überwiegend impersonal orientiert
(Cluster IMP) sind 34 Prozent, eine bemer-
kenswert große Anzahl.60

Betrachtet man die Abbildungen 3 bis 6 im
Zusammenhang, so läßt sich etwas dar-
über sagen, wie die Gesellschaft den kultu-
rellen Zwang – den Selbstzwang62 – zum
Konsumieren erzeugt und wie sie die Ein-
sicht verhindert, daß unersättliches Konsu-
mieren sich naturzerstörend auswirken
muß. Die Einsicht in diesen Zusammen-
hang wird durch Kontrollorientierung er-
schwert, denn Menschen, deren Persön-

lichkeit durch ständiges Bevormundet-, Be-
wertet- und Benutztwerden geprägt
wurde, sind in ihrem Selbstwert davon ab-
hängig, daß sie nun auch selbst Kontrolle
über Menschen und Sachen ausüben, also
extrinsisch motiviert handeln. Sie neigen
zu gütergebundenem Verhalten, weil die
Verfügung über Güter Macht verleiht, und
zeigen wenig Bereitschaft zu naturver-
träglichem Verhalten, weil das einen – un-
eigennützigen, also intrinsisch motivierten
– Verzicht auf Kontrolle bedeuten würde.
Hier kann ein Ansatzpunkt für die Beant-
wortung der Frage liegen, in welche Rich-
tung die Einstellungen der „teilsensibili-
sierten Wohlstandsbürger“ sich wohl ent-
wickeln werden. Daß sie den Zusammen-
hang zwischen dem Lebensstil der Uner-
sättlichkeit und der Naturzerstörung bis-
her nicht erkannt oder jedenfalls nicht ver-
innerlicht haben, hängt damit zusammen,
daß bei ihnen die Kontrollorientierung
ausgeprägter ist als bei den Personen mit
konsistent postmateriellen Werthaltungen
(Abbildung 7). Aber sie ist nicht so stark
wie bei den Promateriellen, deren Motiv-
struktur durch überdurchschnittlich hohe
heteronome Orientierungen und unter-
durchschnittliche Autonomieorientierung
gekennzeichnet ist. Die Teilsensibilisierten
unterscheiden sich von den Postmateriel-
len zwar durch eine höhere Kontrollorien-
tierung, doch ist ihre Autonomieorientie-
rung fast ebenso hoch wie bei jenen.

Das wahre Ausmaß der Wohlstands-
kosten öffentlich diskutieren

In dieser Konstellation kann die Autono-
mieorientierung ein Gegengewicht ge-

gen die Kontrollorientierung bilden. 
Es kommt darauf an, daß sie angespro-
chen und aktiviert wird. Das könnte
durch ein Mehr an Betroffenheit bewirkt
werden, und diese könnte durch das 
Erkennen der wahren Kosten der stei-
genden Güterproduktion ausgelöst wer-
den.
Denn für die weitere Steigerung des So-
zialprodukts wird in den Industrieländern
derzeit so viel an Defensivausgaben (Aus-
gaben für die Beseitigung der Folgen von
Schadstoffemissionen, Verkehrsunfällen
usw.) und an nichtkompensierten Ein-
bußen an Lebensqualität (Verkehrsdichte,
Allergien usw.) sowie Zukunftschancen
(Bodenerosion, Verschwendung nicht-
erneuerbarer Ressourcen) in Kauf genom-
men, daß das, was vom Sozialprodukt als
Nettowohlstand übrigbliebe, wenn man
alle diese Wohlstandskosten abziehen
würde, nur noch die Hälfte ausmacht. Die
andere Hälfte geht, richtig gerechnet, für
die Kosten des Wohlstands drauf. Und seit
den siebziger Jahren nehmen nur noch
die Wohlstandskosten zu, wenn das Sozi-
alprodukt steigt.63

Bisher wird die Öffentlichkeit über das
wahre Ausmaß der Wohlstandskosten
getäuscht. Der derzeit wichtigste Beitrag
zum nachhaltigen Wirtschaften würde
darin bestehen, daß schonungslos offen-
gelegt und öffentlich diskutiert würde, in
welchem Umfang das Sozialprodukt
durch die natur- und gesundheitsschädli-
che Art seiner Produktion entwertet wird.
Nichts könnte schneller die lllusion beseiti-
gen, daß die Abhängigkeit von immer
mehr materiellen Gütern vereinbar sei mit
der Schonung der Natur.

„Intrinsisch motiviert“:
Man lernt (arbeitet, malt, trainiert usw.)
● aus Freude an der Sache
● aus Interesse an der Sache
● aus Vergnügen an der Tätigkeit
● aus Einsicht in eine Notwendigkeit

„Extrinsisch motiviert“:
Man lernt (arbeitet, malt, trainiert usw.)
● aus Furcht vor Strafe
● weil man dafür belohnt wird
● um der Anerkennung willen
● um zu gewinnen

Abbildung 5: Intrinsische und extrinsische Motivation

Cluster Cluster Cluster Gesamt-
AUT KON IMP stichprobe

_ _ _ _
x x x x

Mittelwerte der Indikatoren für

Autonomieorientierung 58 53 50 53
Kontrollorientierung 36 51 46 45
Impersonale Orientierung 26 33 44 35

Prozent der Bevölkerung61 27% 27 % 34 % 100 %

Bevölkerungsstichprobe BRD West 1991.
Clusteranalyse, Vorgaben: 3 Cluster; 3 Kausalitätsorientierungen.
Auswertbar für die 3-Cluster-Lösung: 886 Fragebögen.
Hinweis: Das Cluster AUT kann nicht schon deshalb als „überwiegend autonomieorientiert“ gelten, weil
der Mittelwert des Indikators der Autonomieorientierung (58) über dem Bevölkerungsdurchschnitt (53)
liegt; ebenso wichtig ist, daß die beiden anderen Kausalitätsorientierungen deutlich unterdurchschnitt-
liche Mittelwerte aufweisen.

Abbildung 6: Zur Verteilung der Kausalitätsorientierungen
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100% fehlen, im gleichen Verhältnis aufteilt, erhält man
eine Hochrechnung mit einer VerteiIung von 30, 30 und
40 Prozent.

62) Norbert Elias (1997): Über den Prozeß der Zivilisation.
20. Aufl., Frankfurt a.M.

63) Gerhard Scherhorn et al. (1997): Wohlstandskosten und
verantwortliches Handeln. Arbeitspapier 68. Stuttgart:
Lehrstuhl für Konsumtheorie und Verbraucherpolitik
der Universät Hohenheim. Hans Diefenbacher (1995):
Der „Index of Sustainable Economic Welfare“. Eine Fall-
studie für die Bundesrepublik Deutschland 1950–1992.
Heidelberg: Forschungsstätte der Evangelischen Stu-
diengemeinschaft. Texte und Materialien Reihe B Nr. 24.

Post- Teilsen- Des- Pro- Gesamt-
materiell sibilisiert orientiert materiell stichprobe

_ _ _ _ _
x x x x x

Mittelwerte der Indikatoren für

Autonomieorientierung 57 56 51 50 53
Kontrollorientierung 39 45 48 44 45
Impersonale Orientierung 32 33 39 37 35

Abbildung 7: Zur Motivstruktur der pro-/postmateriellen Werthaltungen
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Umweltpolitik, die auf Nachhaltigkeit
setzt, braucht mehr als jede andere die
Akzeptanz und die Bereitschaft zur Ver-
haltensänderung, über Wissen und Be-
wußtsein hinaus. Deswegen ist die politi-
sche Forderung nach nachhaltiger Ent-
wicklung eine eminent erzieherische Her-
ausforderung. Eine zentrale Aufgabe ist
dabei die Reflexion der Grenzen mensch-
lichen Verhaltens, von Verhaltensmotiven
und Lebensstilen. Red.

Wie die Umweltpolitik befindet sich
auch die Umweltbildung im Umbruch

Die Umweltbildung befindet sich im Um-
bruch – ausgelöst durch eine enorme Er-
weiterung des Themenhorizontes. Nicht
mehr Umweltkatastrophen und Natur-
schutz stehen im Mittelpunkt, sondern die
Frage, wie ein Übergang in eine nachhal-
tige Gesellschaft erreicht werden kann.
Das läßt sich als Hinwendung zur kulturel-
len Seite der Ökologie begreifen, die die
bisher im Vordergrund stehende „grüne“
Seite der Ökologie ablöst. Die Umwelt-
bildung ist immer noch weitgehend durch
„grüne“ und naturwissenschaftlich-tech-
nische Themen dominiert: etwa Natur-
schutz, Schulhofumgestaltung, biologi-
sche und chemische Untersuchung von
Biotopen sowie effiziente Mülltrennung
und Energienutzung.
Sowohl die internationale umweltpoliti-
sche Diskussion der letzten Jahre als auch
Ergebnisse der empirischen Sozialfor-
schung (Lebensstil-, Umweltbewußtseins-
und Verhaltensforschung) geben neue Im-
pulse für die Bildung, die eine Neuorien-
tierung, bezogen auf Ziele, Inhalte und
Methoden, erforderlich machen.
Mit dem 1987 erschienenen Bericht „Un-
sere gemeinsame Zukunft“ (Brundtland-
Bericht) der Weltkommission für Umwelt
und Entwicklung (vgl. Hauff 1987) wurde
die Diskussion um eine ökologische und
sozial „nachhaltige Entwicklung“ im brei-

teren politischen Rahmen forciert (vgl.
Harborth 1993, S. 58). Wie schon aus dem
Namen der Kommission hervorgeht, wer-
den hier umwelt- und entwicklungspoli-
tische Stränge zusammengeführt. Dabei
steht eine Vermittlung zwischen ökologi-
schen, ökonomischen, sozialen und kultu-
rellen Dimensionen und Zielen im Vorder-
grund (vgl. Kastenholz/Erdmann/Wolff
1996, S. 1).
Der soziale Leitgedanke, das grundlegen-
de Werturteil des Sustainability-Konzepts,
ist die „Gerechtigkeit“, und zwar in einem
doppelt verpflichtenden Sinne. Es geht so-
wohl um die Lebenschancen und -qualitä-
ten aller auf der Erde existierenden Men-
schen (globale Dimension) als auch um die
künftiger Generationen (Zukunftsdimen-
sionen), also um gleiche Rechte an Res-
sourcen und intakter Umwelt.

Zukunftsfähige Entwicklung: 
zur Seite des Menschen wie zur 
Seite der Natur

Zukunftsfähige Entwicklung, so läßt sich
das bündeln, folgt zur Seite der Menschen
wie zur Seite der Natur hin jeweils drei
Maximen:
Zur Seite der Menschen hin:
1. Gleiche Lebensansprüche für alle heute
lebenden Menschen
2. Gleiche Lebensansprüche für künftige
Generationen
3. Freie Gestaltung innerhalb des Umwelt-
raums
Zur Seite der Natur hin bedeutet es, daß
die Reduktionsziele selbst in eine recht
normative Vision von Rahmenparametern
eingebettet sind, unter denen die künfti-
ge Nutzung der Umwelt sich entfalten
kann:
1. Die Nutzung einer Ressource darf nicht
größer sein als die Regenerationsrate. Das
heißt z. B.: Die Einschlagmenge an Holz in
Europa sollte nicht über der dort jährlich
nachwachsenden Menge liegen.
2. Die Freisetzung von Stoffen darf nicht
größer sein als die Aufnahmefähigkeit
(critical loads) der Umwelt. Dies ist beson-
ders wichtig, da die Knappheit der Trag-
fähigkeit (carrying capacity) der Ökosyste-
me größer zu sein scheint als die Knapp-
heit der Ressourcen (vgl. Mohr 1996).
3. Nicht erneuerbare Ressourcen sollten
nur in dem Maße genutzt werden, wie auf
der Ebene der erneuerbaren Ressourcen
solche nachwachsen, die anstelle der nicht
erneuerbaren in Zukunft genutzt werden
können (Substitutionsregel).
Das an dieser Stelle nur knapp umrissene
Modell (vgl. auch den guten Überblick bei
Harborth 1993; Huber 1995) wurde von

der Brundtland-Kommission in den 1980er
Jahren im Zuge des Nord-Süd-Dialogs
politikfähig gemacht.
Der entscheidende Schritt zur Substain-
ability wurde dann aber erst auf der Rio-
Konferenz 1992 (UNCED), dem Welt-Um-
welt-Gipfel getan. Mit der dort verab-
schiedeten Agenda 21, dem Aktionspro-
gramm für das Leben im 21. Jahrhundert,
wurde die Idee der Nachhaltigkeit zum
Weltmodell erklärt: Nahezu 180 Staaten
unterzeichneten dieses Papier.
Auch in Deutschland hat man auf die Be-
schlüsse von Rio sehr intensiv reagiert. In
zahlreichen Gutachten, Empfehlungen,
Erklärungen der Parteien und der Regie-
rung zu Umweltfragen wird die nachhalti-
ge Entwicklung zur zentralen nationalen
Orientierungsgröße bestimmt. Entschließt
man sich, dem Konzept – und es gibt der-
zeit keine diskussionswürdige ökologische
Alternative – zu folgen, hat das einschnei-
dende, umwälzende Konsequenzen für
das Leben und Wirtschaften, für das Poli-
tik- und Bildungssystem.
Um wirklich zu einer entscheidenden Re-
duktion des Ressourcenverbrauchs und zu
umweltschonenden Produktions-, Distri-
butions- und Konsumkonzepten zu kom-
men, also umweltgerecht zu produzieren
und zu leben, bedarf es:
1. einer erheblichen Effizienzsteigerung:
Wir benötigen radikale technische Inno-
vationen. Dazu gibt es zahlreiche Ansätze:
Maschinen, die mit weitaus weniger Ener-
gie betrieben werden können, Motoren,
die mit weniger Brennstoff betrieben wer-
den können, neue Techniken, die auf
nachwachsenden Rohstoffen basieren. Im
Bereich der Technik ist man sehr erfinde-
risch, wie der Band „Faktor Vier“ ein-
drucksvoll zeigt (vgl. v. Weizsäcker/Lo-
vins/Lovins 1995).
2. Aber diese Effizienzsteigerung reicht
nicht aus. Nur Rohstoffe sparen, genügt
nicht. Man muß dafür sorgen, daß mög-
lichst nur noch nachwachsende Rohstoffe
genutzt werden und daß die Gewinnung,
Verarbeitung, Nutzung und Entsorgung
so erfolgt, daß die Natur keinen Schaden
nimmt. Man spricht hier von der Konsi-
stenz des Wirtschaftens und Lebens (vgl.
Huber 1995). Andere sprechen eher von
der Permanenz der Nutzung der Ressour-
cen: Man sollte so wirtschaften und leben,
daß dieses Handeln dauerhaft ohne Schä-
den für die Natur, ohne Nachteile für
künftige Generationen und sozial verträg-
lich ausgerichtet ist.
3. Was nützt aber die Effizienzsteigerung
und was nützen konsistente Wirtschafts-
und Lebensformen, wenn die neuen Tech-
niken nicht von der Bevölkerung ange-
nommen werden? Was nützen sie, wenn
immer weiter auf quantitatives Wachstum
gesetzt wird? – Wenig, wird man sagen
müssen, wenn sich nicht die Mentalität in
der Bevölkerung ändert.

Für die neuen Ziele muß gesellschaft-
liche Akzeptanz erreicht werden

Die Konkretisierung des Sustainability-
Konzepts für den nationalen Raum muß
zur Aufstellung lang- und mittelfristiger
Reduktionsziele führen. Erhebliche Ein-
sparpotentiale liegen danach z.B. in den
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Bedarfsfeldern Wohnen, Freizeit (hier be-
sonders Mobilität) und Ernähung (beson-
ders: industrielle Herstellung von Nah-
rungsmitteln, Fleischverbrauch) (vgl.
BUND/Misereor 1995).
Die konkrete Gestaltung des Lebens und
Wirtschaftens innerhalb der dadurch ge-
setzten Grenzen ist frei entscheidbar. Da-
durch weist das Konzept im Unterschied zu
„nachsorgenden“ umweltpolitischen Über-
legungen eine deutliche Zukunftsorien-
tierung auf, die in sogenannten „Leitbil-
dern der Nachhaltigkeit“ zum Ausdruck
kommt. Solche Szenarien und Visionen,
wie sie etwa in der von BUND und Misereor
in Auftrag gegebenen Studie „Zukunfts-
fähiges Deutschland“ dargestellt werden,
ergänzen die rechnerische, stofflich-quan-
titative Darstellung von Einsparpotentialen
(z.B. „Rechtes Maß für Raum und Zeit“,
„Eine ,grüne‘ Marktagenda“, „Gut Leben
statt viel Haben“, „Internationale Gerech-
tigkeit und globale Nachbarschaft“). Sie
sollen zeigen, wie sich die Reduktionsziele
qualitativ in der Gestaltung des Lebens und
Wirtschaftens umsetzen ließen und sollen
für diese Wandlungsprozesse gesellschaft-
liche Akzeptanz schaffen, sie also für die
Menschen attraktiv machen.
Veränderungen des Konsum- und Mobi-
litätsverhaltens werden aber nur dann ein-
treten, Konsistenz und technische Effizienz-
steigerungen können nur dann wirksam
werden, wenn gesellschaftliche Akzeptanz
hergestellt ist. Eine nachhaltige Entwick-
lung kann nicht als zentral gesteuerter
Wandlungsprozeß mit einer „top-down“-
Strategie erfolgen, sondern verlangt „das
Engagement und die echte Beteiligung
aller gesellschaftlicher Gruppen“ und damit
„neue Formen der Partizipation“ (Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit o.J., S. 217). 1992 wurde
das Nachhaltigkeits-Konzept im Rahmen
der Rio-Konferenz der Vereinten Nationen
zu Umwelt und Entwicklung mit der Agen-
da 21 politisch verbindlich.
In der Agenda 21 liegt auch die neue Auf-
gabe der Umweltbildung begründet: Es
wird als politische Umsetzungsstrategie
eine „Neuausrichtung der Bildung auf
eine nachhaltige Entwicklung“ verlangt
(ebd., S. 231, Kap. 36). Bildung wird hier
als integraler Bestandteil der umweltpoli-
tischen Konzeption und nicht als ergän-
zende Maßnahme, wie bei stärker nach-
sorgend oder ausschließlich technisch ori-
entierten Ansätzen, gesehen.
Der Rat der Sachverständigen für Umwelt-
fragen griff diese Forderung in seinem
Umweltgutachten 1994 für eine dauer-
haft-umweltgerechte Entwicklung auf
und konkretisierte sie, indem er „Reti-
nität“ (Gesamtvernetzung der Kulturwelt
mit der Natur) als Schlüsselprinzip des Sus-
tainability-Ethos postulierte. In dem Teil,
der sich mit Bildung beschäftigt, werden
Kognition, Reflexion, Antizipation und
Partizipation als wichtige Faktoren ökolo-
gisch orientierter Schlüsselkompetenz be-
nannt (vgl. Rat von Sachverständigen für
Umweltfragen 1994). Die Erwartungen an
die Bildung sind hoch. So heißt es in dem
Bericht der Enquete-Kommission Schutz
des Menschen und der Umwelt:
„Änderungen im Denken und Handeln
können vom Staat nicht erzwungen wer-

den. Eine langfristig angelegte Politik
kann diesen Wandel jedoch unterstützen.
Auch Schul- und Berufsausbildung spielen
dabei eine große Rolle. In diesem Zeit-
raum findet ein entsprechendes soziales
Lernen statt, in dessen Verlauf die neuen
Verhaltens- und Lebensweisen angeeig-
net und eingeübt werden. Rückblickend
betrachtet kann diese Veränderung der
Lebensweisen und Lebensstile unter dem
Begriff des Mentalitätswandels zusam-
mengefaßt und beschrieben werden. Ein
solcher Umschwung der Einstellungs- und
Verhaltensweisen ist vergleichbar mit den
grundlegenden Prozessen des Wandels
von Mentalitäten zu Beginn der Moderne
sowie während der industriellen Revolu-
tion.“ (Enquete-Kommission Schutz des
Menschen und der Umwelt 1994, S. 86.)
Fast alle Dokumente, in denen der Gedan-
ke einer „Nachhaltigen Entwicklung“ for-
muliert und politisch forciert wird, benen-
nen Bildung als einen der wesentlichen
Faktoren auf dem Weg zur nachhaltigen
Gestaltung der Gesellschaft.
Demgegenüber sind die Überlegungen
zur pädagogischen Umsetzung dieser
Konzeption noch vergleichsweise neu und
stoßen an die Grenzen schulischen Um-
weltlernens. Diese Grenzen sollen darge-
stellt und dann einige Beiträge zur Nach-
haltigkeit entworfen werden, die die
Schule in diesem Rahmen leisten könnte.

Kinder und Jugendliche: für Gerech-
tigkeit, aber auch für Konsum

Zweifellos lassen sich aus dem Konzept
der Nachhaltigkeit wichtige und spannen-
de Unterrichtsthemen entwickeln. Die Ge-
staltung dauerhafter Produkte von der
„Wiege bis zur Bahre“, die Entwürfe um-
weltgerechter Städte, die Entwicklung
neuer, heute noch futuristisch anmuten-
der Mobilitätskonzepte, die Bedeutung
der Zeit für Mensch und Natur sind nur ei-
nige Beispiele.
Inhaltlich geht es bei der Nachhaltigkeit
aber um mehr als die Ökologie und Öko-
nomie, um mehr als die Frage nach den
Anteilen erneuerbarer und nicht erneuer-
barer Ressourcen. Nur einige der vom zen-
tralen Werturteil „Gerechtigkeit“ berühr-
ten Problemfelder können hier genannt
werden: Bevölkerungsentwicklung, Über-
schuldung, die Notwendigkeit und
Schwierigkeit gemeinsamen Handelns
und schließlich die Vorstellung vom
„Guten Leben“. 
Kinder und Jugendliche orientieren sich in
ihrem Denken viel stärker als Erwachsene
am Leitbild einer gerechten Welt, sie wer-
den uns bei diesen Entwürfen folgen und
sie begeistert zu ihrer Sache machen. Aber
Kinder und Jugendliche sind auch begei-
sterte Konsumenten, sie entscheiden jähr-
lich über 23 Mrd. DM Familienausgaben
und haben eine 60%ige „Markentreue“
bis ins Erwachsenenalter (vgl. Reusswig,
1994, S. 101). Nach der IBM-Jugendstudie
„Wir sind o.k.“ hätten viele von ihnen
gerne noch mehr, wenn sie nur über die fi-
nanziellen Mittel verfügen würden (vgl.
IBM-Jugendstudie 1995, S. 87ff.). Aber
genau hier, bei den Verhaltens- und Kon-
sumgewohnheiten, soll die Bildung anset-
zen.

Vom Wissen zum Bewußtsein 
und von da zum Verhalten:
das funktioniert nicht

Studien zu Umweltbewußtsein und -ver-
halten legen nahe, die allgemeine Gültig-
keit der Kausalkette „vom Wissen über
Bewußtseinsbildung zum Verhalten“ für
das Umwelthandeln zu bezweifeln (vgl.
beispielsweise: Preisendörfer 1993 und de
Haan/Kuckartz 1996b). Personen mit rela-
tiv hohem Umweltbewußtsein handeln in
einigen Bereichen, z. B. beim Mülltrennen
oder Einkaufen, umweltfreundlich, weil
es ihrer Einstellung entspricht. In anderen
Bereichen heben sie dieses Verhalten
durch ausgesprochene „Umweltsünden“
auf, wenn sie beispielsweise Fernreisen
mit dem Flugzeug unternehmen, weil der
in ihrem Bekanntenkreis gepflegte Le-
bensstil es so nahelegt. Andere, die vom
eigenen Umweltbewußtsein längst nicht
so überzeugt sind, benutzen immer öf-
fentliche Verkehrsmittel, kaufen dafür
aber im Billigsupermarkt industriell er-
zeugte und verarbeitete Lebensmittel –
beides aus materiellen Gründen: Sie kön-
nen sich kein Auto und keinen teuren Ein-
kauf im Bioladen leisten. Kurz gesagt: Es
gibt nicht das schlechthin umweltgerech-
te Verhalten, man muß einerseits zwi-
schen den unterschiedlichen Verhaltens-
bereichen unterscheiden und andererseits
neben dem Umweltbewußtsein zusätz-
liche Motive annehmen, wie Wohlbefin-
den, Gewohnheiten, finanzielle Möglich-
keiten, objektive Gegebenheiten. Hier
scheinen besonders die individuellen Le-
bensstile eine große Rolle zu spielen (vgl.
Reusswig 1994).
Dem aufmerksamen Beobachter mensch-
lichen Verhaltens ist vieles davon nicht
neu, im Bildungsbereich scheinen diese
Erkenntnisse jedoch nur wenig Eingang
zu finden. Von Schülern wird erwartet
und verlangt, daß sie ihr Verhalten dem
Gelernten anpassen, und es wird igno-
riert, daß sie es in vielen Bereichen viel-
leicht gar nicht können, weil andere, für
die Persönlichkeit ebenso entscheidende
Motive, dem entgegen stehen. Der im El-
ternhaus gepflegte Lebensstil oder die
Einbindung in die Kultur einer für viele
Jugendlichen wichtigen Clique sind Bei-
spiele dafür. Vermutlich wären die Schule
und außerschulische Einrichtungen über-
fordert, sollten sie diese Motivlagen in
Gänze zu bearbeiten versuchen, aber sie
anzuerkennen und dieses auch mit Schü-
lerinnen und Schülern zu thematisieren,
wäre möglich. Dadurch, daß Bildung in
erster Linie auf Wissensvermittlung ab-
hebt, wird zunächst einmal suggeriert,
daß es andere Motive für das Verhalten
gar nicht gäbe. Wird die Vermittlung von
Wissen dann noch begleitet von morali-
schen Appellen, werden Konflikte er-
zeugt, die Schülerinnen und Schüler über-
fordern und denen sie sich zu entziehen
wissen – häufig gerade durch die Abkehr
von ökologischen Zielen und Inhalten. In
der Erzeugung solcher Blockaden könnte
auch eine Ursache für die mangelnde
Wirksamkeit umweltpädagogischer Be-
mühungen liegen. Die nordrhein-westfä-
lische Bildungskommission weist in ihrer
Denkschrift nachdrücklich auf die Gren-
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zen hin, die der Schule in ihrer Funktion
der Kompensation gesellschaftlicher Defi-
zite gesetzt sind: „Werte, die in der Ge-
sellschaft nicht gelebt werden, die nicht
wenigstens in Teilen der Gesellschaft
glaubwürdig vertreten werden, kann die
Schule nur begrenzt und schwer, viel-
leicht gar nicht vermitteln.“ (Bildungs-
kommission NRW 1995, S. 71.) Die Ein-
sicht, daß die Reichweite schulischer Um-
weltbildung begrenzt ist, mag unter die-
sem Gesichtspunkt auch als entlastend
empfunden werden.

Reflexion statt Umerziehung

Die dargestellte Diskrepanz von Wissen
und Verhalten ist den politischen Nachhal-
tigkeitsexperten wohlbekannt. Die bereits
zitierte Enquete-Kommission fordert:
„Der zukunftsfähige Lebensstil braucht
Schick und Glanz.“ (Enquete-Kommission
1994, S. 87). Wenn damit gemeint ist, die
Attraktivität von Verhaltensalternativen
herauszustellen, könnte sich die Schule
dem zweifellos anschließen. Problema-
tisch wird es allerdings, wenn „Schick und
Glanz“ dazu benutzt werden sollen, um
bestimmte Verhaltensweisen unreflektiert
als Norm zu statuieren und zu habituali-
sieren. Hier liegt eine weitere Grenze der
Umweltbildung, die im pädagogischen
Selbstverständnis begründet ist. Eine
Schule, deren Bildungsziel die Herausbil-
dung autonomer Persönlichkeiten ist,
muß Reflexion und selbständige, verant-
wortliche Entscheidungsfindung des Ein-
zelnen fördern und sollte auf „Dressurak-
te“ mit schicken und glänzenden Beloh-
nungen und auf Umerziehungsprogram-
me verzichten. Ganz abgesehen davon,
daß sie erstens die Konkurrenz zu den
Tempeln des Jugendkonsums sicher verlie-
ren würde und zweitens heute unklar ist,
wie umweltrelevant die so antrainierten
Verhaltensweisen in zwanzig Jahren sein
werden.

Die Organisation schulischen Lernens
türmt Hindernisse auf

Eine dritte Grenze von Umweltbildung ist
die Organisiertheit von Schulen (Stichwor-
te sind: 45-Minuten-Takt, Rahmenpläne,
wirtschaftliche Flexibilität). Sie setzt fä-
cherübergreifenden, handlungsorientiert
und binnendifferenziert angelegten Vor-
haben – und um solche wird es sich bei
einer Bildung der Nachhaltigkeit handeln
müssen – enge Grenzen. Es werden der-
zeit in fast allen Bundesländern Konzepte
entwickelt, um den Schulen größere Ent-
scheidungsspielräume und Verantwort-
lichkeiten zu geben. Alle bisherigen Erfah-
rungen zeigen, daß zur sinnvollen Nut-
zung dieser Freiräume Hilfestellungen er-
forderlich sind. Eine Neuorientierung auf
Umgestaltung des Systems „Schule“ sollte
teilnehmerorientiert und „von unten“ er-
folgen, aber es bedarf in den meisten Fäl-
len auch externer Angebote, um sie zu be-
fördern.
Eine vierte – quasi von außen gesetzte –
Grenze ist in der vielfach beklagten Ver-
knappung personeller und materieller
Mittel im Bereich der Bildung zu sehen. In-
novative Entwürfe – auch wenn sie poli-

tisch gewollt werden – sind in Zeiten der
Kürzungen und Streichungen schwerer zu
realisieren.

Eine „kulturelle Wende“
ist erforderlich

Eine Bildung für nachhaltige Entwicklung
erfordert über die klassische „grüne“ Um-
weltbildung hinaus eine Neuorientierung,
die auch als „kulturelle Wende“ (vgl. de
Haan 1995) beschrieben wird: Neben
nachhaltiger Produktion und technischen
Effizienzsteigerungen wird es um neue
Lebensstile, Konsummuster und um Parti-
zipation gehen.
Die Bildung sollte die Attraktivität des Zu-
kunftsbezugs, des gestalterischen Poten-
tials des Nachhaltigkeitsgedankens her-
vorheben und eine stärkere Verschiebung
von einer Pädagogik der Zustandsbe-
schreibung zu einer der Entwicklung von
Handlungsmöglichkeiten und -alternati-
ven vollziehen. Die derzeitige umwelt-
pädagogische Praxis, die Erfassung und
Beschreibung des Status quo – beispiels-
weise die naturwissenschaftliche Problem-
analyse durch Messungen von Schadstoff-
konzentrationen oder durch freilandbio-
logische Erhebungen – muß stärker als bis-
her ergänzt werden durch zukunftsorien-
tierte Lösungsvorschläge. Bezogen auf die
Bildungsinhalte haben dann solche, die
auf Ressourceneinsparung und -ersatz ab-
heben, beispielsweise durch technologi-
sche Innovation oder durch Mobilisierung
gesellschaftlicher und individueller Ein-
sparpotentiale, den Vorrang gegenüber
klassischen End-of-the-pipe-Strategien.
Konkret hieße das beispielsweise, nicht
nur die Abfallproblematik und Recycling,
sondern auch die Entwicklung dauerhaf-
ter Produkte, die gemeinsame Nutzung
statt den Verkauf von Produkten usw. zu
thematisieren.
Vieles von dem, was wir heute über die
Umwelt, über menschliche Naturnutzung
und Ökosysteme wissen, wird schon in we-
nigen Jahren überholt oder verändert sein.
Möglicherweise gilt die Anwendung dieses
veralteten Wissens dann sogar als schäd-
lich. Die Vermittlung von Umweltwissen
muß von der Vermittlung der Relativität
und Unsicherheit dieses Wissens begleitet
werden. Das ist mit dem herkömmlichen
Verständnis und der bisherigen Organisati-
on des Lernens kaum zu vereinbaren. Mi-
chael Schratz spricht vor diesem Hinter-
grund von einer „Neubestimmung der Kul-
tur des Lebens und Lernens“, die „eher da-
durch gekennzeichnet (ist), daß sie das ,ge-
sicherte Wissen’ in Frage stellt, als daß vor-
gegebene Fragen beantwortet werden.“
(Schratz 1996, S. 26; Ergänzung d. Verf.) Be-
zogen auf den Bereich der kognitiven
Kompetenz hieße dann eine der Schlüssel-
fragen: „Können die SchülerInnen neue In-
halte so bearbeiten, daß ihnen deren rela-
tive Gültigkeit bewußt wird? (Fehler-
„Freundlichkeit“)“ (Ebd., S. 120) Das Be-
wußtsein von der Unsicherheit der Wissens-
bestände wird hier zum Bildungsziel, das
jedoch nicht einfach additiv zu den her-
kömmlichen kognitiven Zielen realisierbar
ist, sondern einen umfassenden Rahmen,
eine Neuorientierung über den Mikrokos-
mos der Unterrichtsstunde hinaus verlangt.

Umweltbildung als fächerüber-
greifende politische Bildung

Über den individuellen Bereich und den
der Bildung hinaus könnten Wege der zi-
vilen Politik aufgezeigt werden. Neben
den „großen“ politischen Weichenstellun-
gen wird einer Neuorientierung im loka-
len und kommunalen Bereich, einer Wie-
derbelebung des Allmendegedankens,
der Etablierung neuer Wohlstandsmodel-
le, große Bedeutung zugemessen. Es wird
nach „sozialen Innovationen“, nach ge-
sellschaftlichen Visionen gefragt. Dabei
werden den Bürgern erhebliche Kompe-
tenzen bei der Beteiligung an selbstorga-
nisierten Verständigungs- und Entschei-
dungsprozessen abverlangt (z. B. Kommu-
nikations- und Kooperationsfähigkeit,
vorausschauendes Planen, eigenständige
Informationsaneignung und -bewertung).
Für die Umweltbildung bedeutet das,
neben der Kognition die Schlüsselkompe-
tenzen Reflexion, Antizipation und Parti-
zipation stärker in den Vordergrund zu
stellen. Die Kooperation mit Institutionen
und Organisationen, die im Zusammen-
hang „lokaler Agenden“ tätig sind, wäre
dabei wünschenswert.
Partizipationsfähigkeit müßte dann in viel
differenzierteren Kontexten als bisher er-
worben werden. Das ist im wesentlichen
eine Frage der Partizipationsangebote,
die die Bildungseinrichtungen machen.
„Mitreden können“ und „Abstimmen
dürfen“ ist nicht genug. Verbale und nicht
-verbale, mehr oder weniger institutiona-
lisierte, gemeinschaftliche und individuel-
le Angebote der Teilhabe sollen zu Akti-
vität auffordern. Diese sind zu suchen und
auf die unterschiedlichen Handlungsfel-
der schulischen Lebens zu beziehen: auf
den Unterricht, auf die Schulgemein-
schaft, die Gestaltung des Schullebens und
die Einbettung der Schule in kommunale,
regionale und überregionale Zusammen-
hänge. Im methodischen Bereich ergibt
sich daraus die Forderung nach innovati-
ven Lernformen, beispielsweise nach Zu-
kunftswerkstätten und -konferenzen, Pla-
nungszirkeln und -zellen, Szenario- und
Simulationstechniken und Planspielen.
Das Schlüsselprinzip der „Retinität“, der
Vernetzung, fordert das Selbstverständnis
von Umweltbildung als fächerübergrei-
fende politische Bildung stärker heraus als
bisherige Konzepte (vgl. Claußen 1997);
schließlich zeichnet sich das Nachhaltig-
keitsdenken gerade durch Interdisziplina-
rität, durch das Einbeziehen aller Akteure
in Wirtschaft, Politik, Ökologie und Tech-
nik bis hin zum konsumierenden Individu-
um aus.

„Ökologisierung“ auch von Schule
und Schulalltag

Eine Chance zur Weiterentwicklung bietet
der Versuch einer deutlichen Profilbildung
der verschiedenen Einrichtungen. Man
kann das Ziel der Profilbildung unter dem
Schlagwort der „Ökologisierung“ zusam-
menfassen. Das meint: 
Es kommt nicht nur auf die veränderten
Inhalte und auf projekt- und handlungs-
orientierte Methoden in der Umweltbil-
dung an, sondern mit dem Terminus der
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„Ökologisierung“ ist die umfängliche Hin-
wendung der Bildungseinrichtungen zur
umwelt- und menschengerechten Gestal-
tung des Alltags gemeint.
Mit „Ökologisierung“ wird der Versuch
bezeichnet, einerseits durch Reduktion
der Stoffdurchsätze (Energiehaushalt der
Einrichtung; Büromaterialien; chemische
Stoffe; Lehr- und Lernmittel; Verkehrswe-
ge; Küche) schonender mit den Ressour-
cen umzugehen. Dann soll durch umwelt-
freundliche Materialien beim Bau, durch
die Nutzung umweltfreundlicher Materia-
lien in den Büros, in den Taschen und
Rucksäcken, beim Essen in der Kantine
usw. ein Beitrag zum Umweltschutz gelei-
stet werden. Andererseits heißt es aber
auch, eine umweltschonende Mobilität zu
erreichen, also öffentliche Verkehrsmittel
oder das Fahrrad zu benutzen. Betrachtet
man die Einrichtungen aus dem Blickwin-
kel der vier wichtigsten Themenkomple-
xe, dem Energieverbrauch, der Mobilität,
der Ernährung und des Bauens, so wird
sehr schnell deutlich, daß bisher nur ein
Thema Eingang in den Bildungsalltag ge-
funden hat: Im schulischen Bereich hat
sich die Initiative durchgesetzt, Energie
sparen zu wollen. Mit den inzwischen in
vielen Ländern der Bundesrepublik
Deutschland angelaufenen Konzepten,
bei denen den Schulen ein Anteil der ein-
gesparten Energiekosten zur direkten
Verfügung überlassen werden („Fifty
Fifty“), wird ein erhebliches Energiespar-
potential sichtbar (vgl. Vom Denken zum
Handeln 1996). Den Anfängen auf diesem
Gebiet korrespondieren ähnliche Entwick-
lungen hinsichtlich des Sparens von Was-
ser in Bildungseinrichtungen. Doch ist
man derzeit noch weit entfernt von einer
Durchdringung und Behandlung der kom-
plexen Stoffströme – auch im eigenen
Hause – in den Lehrveranstaltungen bzw.
im Unterricht.
Die Ökologisierung einer Bildungseinrich-
tung betrifft aber auch das Durchforsten
der pädagogischen Konzepte und Pro-
gramme. In den Maßnahmen systematisch
auf den Bezug zur Nachhaltigkeit zu ach-
ten, die im Nachhaltigkeitsdiskurs mit-
transportierten Werte und wissenschafts-
theoretischen Konzepte aufzugreifen und
zu reflektieren, dies gehört ebenfalls zu
einer Profilbildung im Sinne der Ökologi-
sierung. Die Thematiken, Strategien und
Kompetenzen unter der Fahne der „Nach-
haltigkeit“ signalisieren ein anspruchsvol-
les Programm. Es wird sich am ehesten
realisieren lassen, wenn man es einbettet
in eine generelle Bildungsreform, die den
teilweise sehr hoch und komplex ent-
wickelten grundlegenden Theorien, wie
sie in der Debatte um ein Sustainable De-
velopment zum Ausdruck kommen, Prio-
rität gegenüber der traditionalistisch wis-
senschaftlichen Theorie, Weltinterpretati-
on und kulturellen Handlungsmustern
einräumt (vgl. zu diesem unseres Erach-
tens erfolgversprechenden und etliche
Schwierigkeiten der Adaption der Nach-
haltigkeit im Bildungssystem vermeiden-
des Konzept: de Haan 1997).
Interessant dabei ist, die sich entwickeln-
den Fähigkeiten der Kinder zu betrach-
ten, die vom Erwerb von Umweltwissen
über soziale Kompetenzen zu politischem

Bewußtsein führen können, wie sie Hart
beschreibt (vgl. Hart 1997; vgl. Abbildung
1). Sind im Alter von vier bis sechs Jahren
Aktivitäten im unmittelbaren Umfeld, wie
dem Zuhause oder dem Kindergarten
wichtig und liegen die Schwerpunkte im
Pflegen der eigenen Tiere oder eines Gar-
tens, stehen in der Schulzeit zunehmend
Tier- und Wetterbeobachtungen im Vor-
dergrund und die Auseinandersetzung
mit Formen des Energiesparens. Das Enga-
gement erfolgt zunehmend auf kommu-
naler Ebene. Es wird für die Jugendlichen
interessant, Bürger, Politiker und Mitglie-
der von Nichtregierungsorganisationen in
Hinblick auf die Umweltsituation zu be-
fragen und sich im kommunalen Umfeld –
zunehmend selbständiger – zu engagie-
ren. Ziel ist, so Hart, das Interesse an syste-
matischer ökologischer Forschung in
Bezug auf Nachhaltigkeit auf kommuna-
ler, regionaler und globaler Ebene. Kon-
krete Beispiele dafür wären die Auseinan-
dersetzung mit der Dritten Welt oder das
Nachvollziehen von Lebensmitteltrans-
portwegen.
Im Zusammenhang mit den vier wichtigen
Kompetenzen (Erwerb von Vernetzungs-
und Planungskompetenzen; Erwerb von
Partizipationsstrategien für die Entfal-
tung einer Kultur der Nachhaltigkeit; Ent-
wicklung und Reflexion der Leitbilder und
Kommunikationsstrategien zur Bewer-
tung und Etablierung von ökologischer,
ökonomischer und sozialer Gerechtigkeit;
Fähigkeit zur reflektierten Risikowahr-
nehmung und -bewertung), wird beson-
deres Gewicht auf die Partizipation ge-
legt. Ohne Partizipation, ohne Teilhabe an
Entscheidungs- und Entwicklungsprozes-
sen, so die einhellige Meinung aller, die
sich mit der Idee der Nachhaltigkeit be-
schäftigen, wird es keinen Weg in die
nachhaltige Gesellschaft geben.
Ohne Teilhabe an den Gestaltungsprozes-
sen, die in den Bildungsinstitutionen statt-
finden, wird in Hinblick auf eine dauer-
hafte umfängliche Sensibilisierung und
Aufklärung für Umweltbelange nicht viel
erreicht. Partizipation wird immer noch
kaum, dem klassischen Wortsinn nach, als

Teilhabe an politischen, gesellschaft-
lichen, und das sind immer: öffentlichen
Entscheidungen, begriffen.

Reflexion fördern, Verhaltens-
alternativen anbieten

Zielt Umweltbildung auf Möglichkeiten
zur Verhaltensänderung ab, zeigen die Er-
gebnisse der Lebensstil-, Umweltbewußt-
seins- und Verhaltensforschung sehr deut-
lich, daß Wissen und Einstellungen hier
nur sehr geringen Einfluß haben und an-
dere Motive in viel stärkerem Maße ver-
haltensbestimmend sind. Es wird notwen-
dig sein, einzelne Verhaltensweisen und
deren unterschiedliche Motive zu betrach-
ten und Verhaltensalternativen aufzuzei-
gen. Damit werden Wissen und Einstellun-
gen für das Verhalten jedoch nicht bedeu-
tungslos, denn sie bilden gewissermaßen
den Horizont für Verhaltensentscheidun-
gen: Aus welchen Motiven, wie bewußt
oder unbewußt, ein bestimmtes Verhalten
auch gewählt wird, es kann immer nur
dem Repertoire entnommen werden, das
dem einzelnen bekannt ist und zur Verfü-
gung steht – und hier kann die Umweltbil-
dung durchaus einen Beitrag leisten. Lern-
prozesse können Verhaltensmöglichkei-
ten offerieren und erlebbar machen,
unter denen das Individuum aus unter-
schiedlichen Motiven heraus wählt (vgl.
dazu: de Haan 1994). Die Erfahrungshori-
zonte der meisten Schüler sind zunächst
auf die Gepflogenheiten des Elternhauses
begrenzt. Die Schule kann dieses Spek-
trum erweitern, indem sie Verhaltensal-
ternativen offeriert. Erleben und Erpro-
bung sind hier von großer Bedeutung,
denn für die Entscheidung des einzelnen
wird es einen Unterschied machen, ob er
eine Verhaltensweise in einem theoreti-
schen Vermittlungskontext kennenge-
lernt hat oder bereits über entsprechende
praktische Erfahrungen verfügt. Damit
sind allerdings nur in den wenigsten Fäl-
len die häuslichen Gepflogenheiten ver-
änderbar, noch kann etwas Konkretes
über die späteren Verhaltensentscheidun-
gen der Schüler und deren Motive gesagt

Abb. 1: Die sich entwickelnde Fähigkeit der Kinder, sich an ökologischem Forschen, 
Planen und Management zu beteiligen.
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werden, lediglich der Entscheidungshori-
zont wird erweitert. Das wird vermutlich
um so besser gelingen, je stärker das Be-
wußtsein des Angebotscharakters den
Lernprozeß prägt, je weniger nachdrück-
lich mit der Verhaltensofferte die Erwar-
tung und der moralische Druck verbunden
ist, sie nun auch in der individuellen Le-
bensführung zu realisieren, und je diffe-
renzierter die angebotenen Verhaltens-
weisen sind. Unterschiedliche Motivlagen
können für die Bildung fruchtbar ge-
macht werden. Dieses wird im schulischen
Bereich nicht mit ausgefeilten zielgrup-
penspezifischen Strategien erfolgen, son-
dern bestenfalls in einer Verknüpfung von
Umweltwissen, unterschiedlichen Verhal-
tensmöglichkeiten und deren Bezug zu
den Verhaltensdeterminanten bestehen.
Der Schwerpunkt sollte dabei auf der Re-
flexion von Handlungen und Motiven lie-
gen, weil – wie schon gesagt – eine Instru-
mentalisierung der Bildung im Sinne eines
„Verhaltenstrainings“ pädagogischem
Selbstverständnis widerspricht.
Ein zweiter Grund für diesen reflexions-
orientierten Ansatz ist den Sozialwissen-
schaften entlehnt und wesentlich prag-
matischer: In individualisierten Gesell-
schaften mißt der Einzelne Selbstbestim-
mungs- und Partizipationsmöglichkeiten
einen hohen Wert zu. Strategien, die Re-
flexion (etwa über ihre Ziele und An-
sprüche) verweigern, werden erfolglos
bleiben.
Eine Thematisierung von Verhaltensmoti-
ven, selbst wenn sie Verhaltensänderung
nicht unmittelbar bezwecken, sollte
Anlaß und Gegenstand von Reflexions-
prozessen sein, die gegebenenfalls die
pädagogischen Zielvorstellungen ein-
schließen. Methoden wie die bereits ge-
nannten Zukunftswerkstätten und -kon-
ferenzen, Utopien, Visionen, Phantasierei-
sen und -geschichten und die Lernform
Szenisches Spiel haben auch in diesem
Kontext große Bedeutung. Sie bieten eine
Möglichkeit zur Distanzierung und Refle-
xion von eigenen und fremden Verhal-
tensweisen, die u. a. Aspekte der Selbst-
und Fremdwahrnehmung, Widersprüche
zwischen intendierten und tatsächlichen
Handlungen berücksichtigt. Damit korre-
spondieren diese Überlegungen mit der
aus dem Nachhaltigkeitskonzept abgelei-
teten Forderung nach Zukunftsorientie-
rung und Gestaltungsmöglichkeiten in
der Umweltbildung. Sie zeigen einmal

mehr die Bedeutung der nicht-naturwis-
senschaftlichen Fächer.

Was sich als pädagogische 
Orientierungen festhalten läßt

Aus den vorangegangenen Überlegungen
kann man zusammenfassend folgende
pädagogische Orientierungen festhalten:
● Das gestalterische, zukunftsweisende

Potential des Sustainability-Konzepts
für die schulische Bildung fruchtbar ma-
chen.

● Die Orientierung der Inhalte an der
ökologischen Relevanz menschlicher
Bedarfs- oder Handlungsfelder.

● Die Vermittlung von Umweltwissen, be-
gleitet von der Vermittlung der Relati-
vität dieses Wissens.

● Die Interpretation der Umweltbildung
vor dem Hintergrund des Sustainability-
Ethos als fächerübergreifende politische
Bildung, die stärker als bisher originäre
Zugänge der Einzelfächer fordert.

● Das Verständnis der Schule als ökologi-
scher und sozialer Lernort, der selbst
Nachhaltigkeit anstrebt, Thematisie-
rung und Förderung der Einbettung in
kommunale, regionale und überregio-
nale Zusammenhänge und Aktivitäten.

● Die Thematisierung und Reflexion 
der Ergebnisse der Anthropologie, Le-
bensstilforschung, Umweltbewußtseins-
und Verhaltensforschung als Vorausset-
zungen pädagogischer Entscheidungen.

● Die Vermittlung der Schlüsselqualifika-
tionen Partizipation, Antizipation und
Reflexion unter Einbeziehung innovati-
ver Lernformen.

● Neben zukunftsorientierten methodi-
schen Elementen Rückgriff auf bewähr-
te Merkmale aktivierender Umweltbil-
dung (z. B. Lernen vor Ort, Einbezie-
hung von außerschulischen Lernorten,
Experten und Kooperationspartnern,
Projekt-, Handlungs- und Situations-
orientierung).

Insgesamt ist festzustellen, daß das 
Leitbild einer Nachhaltigen Entwicklung
durchaus neue Perspektiven für die Um-
weltbildung eröffnet. Dabei ist zu vermu-
ten, daß neben den ökologischen, ökono-
mischen und technischen besonders die
sozialen und kulturellen Dimensionen des
Sustainability-Gedankens Bedeutung ge-
winnen werden. Ob eine solche Bildung
noch mit dem Begriff „Umweltbildung“
beschreibbar ist, bleibt eine offene Frage.
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Die Ergebnisse der Konferenz für Umwelt
und Entwicklung 1992 in Rio können sich
sehen lassen. Neben 169 anderen Staaten
ist auch die Bundesrepublik Deutschland
der dort verabschiedeten Agenda 21 bei-
getreten. Doch damit ist sie noch nicht ge-
sellschaftliche Wirklichkeit. Vielmehr
müssen die dortigen Zielsetzungen natio-
nal umgesetzt werden. Doch genau daran
fehlt es. In die politischen Umsetzungs-
strategien müssen auch gesellschaftliche
Organisationen einbezogen werden. Im
Fall Deutschland haben die katholische
Entwicklungshilfeorganisation Misereor
und der BUND eine Studie des renom-
mierten Wuppertal Instituts in Auftrag
gegeben, deren Ergebnisse wegweisend
sein können. Red.

Nachhaltige Entwicklung – 
Politische Umsetzungsstrategien
Trotz Agenda 21: weiter so?

Gleiche Chancen und Rechte auf natür-
liche Ressourcen und auf Lebensqualität
für alle, in aller Welt, im Süden wie im
Norden, und für alle kommenden Genera-
tionen – diese Forderungen bildeten die
Grundlage der Ergebnisse der sogenann-
ten Rio-Konferenz für Umwelt und Ent-
wicklung im Jahr 1992. Hier verabschiede-
ten 170 Staaten die Agenda 21, formulier-
ten also die Aufgaben, die jetzt anstehen,
um die weltweite Entwicklung so zu ge-
stalten, daß das Erreichen weltweiter so-
zialer Gerechtigkeit und gleichmäßiger
Ressourcenverteilung und -nutzung in der
Zukunft überhaupt möglich wird.
In der Verantwortung der Nationalstaaten
lag und liegt es, die in der Agenda 21 grob
skizzierten Aufgaben auf nationaler
Ebene inhaltlich präziser zu definieren.
Die Zielsetzung ist zunächst – oberfläch-
lich betrachtet – eine negative: Auch ohne
quantifizierbare Größenordnungen war
schon vor Rio längst deutlich geworden,
daß die Industriestaaten die natürlichen
Ressourcen der Erde unverhältnismäßig
stark ausbeuten, andererseits diese Erde –
Boden, Wasser, Luft, und die darin behei-
mateten Lebewesen – wiederum mit Emis-
sionen stark belasten.
Nachhaltige Entwicklung aber fordert,

nur in der Menge Ressourcen zu entneh-
men, wie sie erneuert werden, und nur so
viele Emissionen zuzulassen, wie wieder
abgebaut werden. Das Ziel einer nachhal-
tigen Entwicklung stellt deshalb auch
Deutschland vor große, zunächst über-
wältigend scheinende Probleme. Diese
Konstellation mag erklären, aber keines-
falls entschuldigen, warum große Teile
von Politik und Wirtschaft in Deutschland
am „Weiter So“, an alten Denkmustern
und vermeintlichen Erfolgsstrategien fest-
halten und mit diesen grundlegenden
Aufgaben ganz offensichtlich überfordert
sind.

Umsetzung braucht Konkretion und
gesellschaftliche Diskussion

Um den in Rio formulierten und auch von
der deutschen Regierung unterzeichneten
Zielen der Staatengemeinschaft eine so-
wohl empirische Grundlage wie auch per-
spektivische Dimension zu verleihen, fan-
den sich der Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND) und das ka-
tholische entwicklungspolitische Hilfs-
werk Misereor zu einer bis dato neuen 
Allianz zusammen: Ein Umweltverband
und eine Entwicklungshilfeorganisation
wollten schon in der Zusammenarbeit
dem Anspruch der Agenda 21 – den Um-
weltschutz und die Entwicklung in den
Ländern des Südens gleichzeitig zu be-
trachten und voranzubringen – entspre-
chen. Eine breite gesellschaftliche Diskus-
sion darum anzustoßen, wie verantwort-
bares Leben innerhalb ökologischer Gren-
zen neu zu organisieren sei, war die
primäre Zielsetzung. Ergebnis war die ge-
meinsame Auftragsvergabe an das Wup-
pertal Institut für eine Studie, die die 
Parameter und Perspektiven zukünftiger
und vor allem zukunftsfähiger Entwick-
lung in Deutschland untersuchen sollte.
Der Versuch, damit nicht nur die globalen
Ziele von Rio für Deutschland zu konkreti-
sieren, sondern durch die Art des „Zählens
und Erzählens“ auch den Einstieg in eine
gesellschaftliche Diskussion nachhaltiger
Entwicklung – und damit letztlich eine
Wertedebatte – anzustoßen, gelang.
Nachdem „Zukunftsfähiges Deutschland“
am 23. Oktober 1995 in Köln erstmals öf-
fentlich vorgestellt worden war, waren 15
weitere dezentrale, ganz unterschiedlich
geprägte Präsentationen, veranstaltet
von BUND und Misereor, von jeweils 100

bis 500 Teilnehmern und Teilnehmerinnen
besucht. Volkshochschulen, Hochschul-
gruppen, Parteien, Kirchengemeinden
und Umweltgruppen griffen die Studie
auf und trugen sie weiter. Presse, Hörfunk
und Fernsehen nahmen das Thema auf –
mit breitem Echo bei Lesern und Leserin-
nen, Zuhörern und Zuhörerinnen. 130 000
Exemplare der Kurzfassung der Studie
sind bisher verkauft. Die erste Auflage des
Buches mit 11 000 Exemplaren war ver-
kauft, bevor es im Buchhandel erschienen
war. Inzwischen sind es 35 000 verkaufte
Exemplare.
Schon in den Veranstaltungen im Herbst
1995 war die Atmosphäre geprägt von
großer Aufmerksamkeit und Ernsthaftig-
keit, ein Wille zu Engagement und Verän-
derung war zu spüren. Diese breite posi-
tive Resonanz ist Voraussetzung dafür,
daß „Zukunftsfähiges Deutschland“ nicht
eine Studie bleibt, sondern Anstöße zur
Umsetzung gibt.

Ein Zukunftsentwurf in der Zeit 
gesellschaftlicher Verunsicherung

Dabei schien der Zeitpunkt der Veröffent-
lichung im Herbst 1995 zunächst ungün-
stig: In der politischen Diskussion domi-
nierte die Arbeitsplatzfrage. Vielleicht
war es aber auch die Zeit, in der sich deut-
lich abzeichnete, daß es sich nicht allein
um ein Konjunkturproblem, eine leicht
behebbare „Wachstumsdelle“ – so Wirt-
schaftsminister Rexrodt – handelte. Die
ökonomische und ökonomistische Debat-
te, mit positiv besetzten Schlagworten wie
„schlank“ und „effizient“, die aber gleich-
zeitig Arbeitslosigkeit und finanzielle 
Unsicherheit bedeuten, ließ das Gefühl
der gesellschaftlichen Verunsicherung
wachsen. In einer Phase der Orientie-
rungslosigkeit stellt die Studie einen Zu-
kunftsentwurf dar, der statt einer Anpas-
sungsspirale nach unten bei Sozial- und
Umweltstandards im Globalisierungswett-
lauf neue Wege aufzeigt. Es scheint, als
würde die Studie als Aufforderung ver-
standen, aus dem „Fatalismus der Indu-
striemoderne“ (Ulrich Beck) herauszu-
kommen, die Krise auch als Chance zu
sehen.
Was machte nun die Wirkung der Studie
aus, und was besagt diese Wirkung be-
züglich der Strategien, die letztlich zur
Umsetzung aller für eine nachhaltige Ent-
wicklung notwendigen Schritte benötigt
werden? Abstrakte Zielvorstellungen wol-
len nicht nur in konkrete Zahlen, sondern
auch in gesellschaftlich-kulturelle Entwür-
fe eines zukünftigen Lebens gegossen
werden. Erst diese Modelle erlauben eine
faßbare Vorstellung der neuen, zukunfts-
fähigen Gestaltung gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Lebens in Industriestaa-
ten wie Deutschland. Die Studie selbst
griff diese Notwendigkeit in der Art auf,
daß sie über eine rein quantitative Be-
standsaufnahme und Extrapolation mög-
licher Szenarien hinausging. In Leitbildern
beschrieben die Autoren – unter deutli-
chem Hinweis auf die Unzulänglichkeiten
solcher Entwürfe – Beispiele oder Ideen
zukünftigen, nachhaltigen gesellschaftli-
chen Lebens. In den Leitbildern wurden
auch Werte- und Sinnfragen reflektiert,
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etwa nach dem rechten Maß für Raum
und Zeit oder indem der gängigen Kon-
sumorientierung das Leitbild „Gut le-
ben statt viel haben“ gegenübergestellt
wurde.

Die Politik ist inzwischen 
nicht mutiger geworden

Viele Menschen sprach diese Art der Dar-
stellung an. Doch die große öffentliche
Resonanz der Studie hat die Politik auch
mehr als fünf Jahre nach Rio nicht mutiger
gemacht. Die Zukunftsdebatte der Politi-
ker wird weiter überwiegend als reine
wirtschaftliche Standortdebatte geführt.
Während die Studie „Zukunftsfähiges
Deutschland“ festgestellt hat, daß nach-
haltige Entwicklung für die Bundesrepu-
blik Deutschland z.B. bedeuten würde,
unseren Energie- und Ressourcenver-
brauch bis zum Jahre 2050 um 80 bis 90 %
zu reduzieren, sind nach wie vor alle poli-
tischen Anstrengungen darauf gerichtet,
das herkömmliche Modell des Wirtschaf-
tens und Konsumierens möglichst lange
beizubehalten – und dies wird dann, ganz
modisch und mehrdeutig, als „nachhalti-
ges Wachstum“ bezeichnet.
Warum aber wird die Herausforderung
von der Politik nicht ernsthaft angenom-
men? Die sozialen, wirtschaftlichen und
ökologischen Krisen nehmen zu. Die Poli-
tik hat sich bislang im Krisenmanagement
zu Lasten von Umwelt und sozialem Aus-
gleich erschöpft. Langfristig tragfähige
Konzeptionen für die Herausforderung
der Zukunft fehlen. Die Bekenntnisse der
Politiker zu dem Ziel einer nachhaltigen
Entwicklung, wie sie in der Folge der Kon-
ferenz zu Umwelt und Entwicklung 1992
in Rio immer wieder formuliert wurden,
bleiben folgendes.
Das weitgehende Ignorieren der entschei-
denden Zukunftsfragen macht ein großes
Defizit politischer Strategie offensichtlich.
Es gibt offenbar kein Konzept, mit den
Herausforderungen nachhaltiger Entwick-
lung umzugehen, in einer von Massen-
konsum und Überfluß geprägten Gesell-
schaft neue Lebensmodelle anzudenken,
geschweige denn Wege dorthin zu ent-
wickeln.

Der grenzüberschreitende Charakter
der Umweltproblematik wie die 
Globalisierung der Wirtschaft erfor-
dern internationale Abkommen

In den 70er Jahren brachten Luftver-
schmutzung, saurer Regen und Waldster-
ben die Erkenntnis vom grenzüberschrei-
tenden Charakter der Umweltprobleme.
Treibhauseffekt, Ozonabbau und Meeres-
verschmutzung machten einer breiten Öf-
fentlichkeit die Globalität von Umwelt-
problemen bewußt. Es wurde offenkun-
dig, daß diese Probleme internationaler
Regelungen bedürfen. Internationale Ab-
kommen bis hin zu weltweiten Konven-
tionen sind Ausdruck der Bemühungen
um adäquate Antworten.
Die Notwendigkeit zu internationalen
Umweltregeln ergibt sich zunehmend
auch aus der Globalisierung der Ökono-
mie – etwa, wenn Unternehmen mit dem
Hinweis auf niedrigere Umweltstandards

in anderen Ländern und eine daraus resul-
tierende Wettbewerbsverzerrung die Ein-
führung oder Verschärfung nationaler 
Gesetze verhindern. Zum anderen wird
das national erwünschte Niveau nicht er-
reicht, wenn beim intensiven Warenaus-
tausch Produkte mit höherer Umweltbela-
stung importiert werden. Weltweite öko-
logische (Mindest-)Standards im Rahmen
der Welthandelsorganisation (WTO) müs-
sen deshalb angestrebt werden.
Trotz bestehender Ansätze bleibt aber
festzuhalten, daß eine funktionsfähige
globale Entscheidungs- und Handlungs-
struktur bis heute fehlt. Ihre Notwendig-
keit steht im Mittelpunkt der Diskussion
um global governance, um die globale Re-
gierbarkeit, und um die Frage, mit wel-
chen Strukturen aus einem globalen Kon-
sens praktische Politik werden kann. Im
Rahmen der umfassenden Reformdiskus-
sion der Vereinten Nationen steht auch
die Schaffung einer Weltumweltorganisa-
tion an; dem wird aber derzeit keine Prio-
riät eingeräumt.
Von der globalen zur europäischen Ebene:
Hier gibt es zwar eine Umweltpolitik der
Europäischen Union, aber der Aufbau
einer neuen, integrierten Umweltpolitik
für das 21. Jahrhundert wurde zunächst
vertagt. In den Maastricht-II-Verhandlun-
gen wurde zwar das Nachhaltigkeitsziel in
den Vertragstext aufgenommen, aber
ohne Konsequenzen für die Vertrags-
grundlagen anderer Politikbereiche, wie
der Verkehrs-, Landwirtschafts- oder
Strukturpolitik.
Die Tragweite der ökologischen und öko-
nomischen Krise erfordert eine neue Um-
weltpolitik auf allen Ebenen, global bis
lokal. Zentrales Instrument auf nationaler
Ebene ist dabei ein Nationaler Umwelt-
plan, auf den im folgenden vorrangig ein-
gegangen wird – gestützt auf ein Gutach-
ten von Prof. Dr. Martin Jänicke im Auf-
trag des BUND zu „Nachhaltigkeit als 
politische Strategie“.

Auf nationaler Ebene ist ein
nationaler Umweltplan erforderlich

Auf nationaler Ebene ist ein wesentliches
Element einer neuen Umweltpolitik zur
Umsetzung der Agenda 21 ein nationaler
Umweltplan, der langfristige ökologische
Ziele festlegt. Denn wenn auch Nachhaltig-
keit die gleichzeitige Berücksichtigung öko-
logischer, sozialer und ökonomischer Inter-
essen bedeutet, so ist doch die Einhaltung
der ökologischen Grenzen – der Grenzen
der Belastbarkeit der Erde – eine Grundbe-
dingung, die nicht verhandelbar ist.
Eine moderne Umweltplanung im Sinne
der Agenda 21 bedeutet keine Neuauf-
lage zentralistischer Planwirtschaft und
auch keine Wiederaufnahme bürokrati-
scher Planungsillusionen der 60er Jahre.
Die Festlegung des Staates auf langfristige
Umweltziele ist eine Planung neuen Typs,
die durch folgende Merkmale charakteri-
siert ist:
● die einvernehmliche Formulierung

langfristiger Umweltziele (Konsens),
● die Einbeziehung wichtiger anderer

Ressorts (Querschnittspolitik),
● die Beteiligung der Verursacher an der

Problemlösung (Verursacherbezug),

● eine breite Beteiligung von Kommu-
nen, Verbänden, Bürgerinnen und Bür-
gern (Partizipation),

● die Orientierung an einem globalen,
meist auch wissenschaftlichen Konsens
über langfristige Problemlagen (Lang-
zeitorientierung), und

● Berichtspflichten über erzielte Verbes-
serungen (Monitoring).

Die Vielzahl „sektoraler“ 
Umweltpläne kann damit koordiniert
werden

Die möglichen Vorteile nationaler Um-
weltplanung liegen sowohl in der Um-
weltpolitik wie auf dem Gebiet der öko-
nomischen Modernisierung.
Der umweltpolitische Nutzen kann u. a.
darin bestehen, daß erhöhte Anstrengung
in Bereichen möglich wird, wo befriedi-
gende Lösungen bis dahin nicht erzielt
wurden. So ist beispielsweise die Bundes-
republik Deutschland in Bereichen mit
(potentiell) hoher Betroffenheit und Poli-
tisierbarkeit wie Teilbereichen der Luft-
reinhaltung, des Gewässerschutzes oder
der Gefahrstoffkontrolle erfolgreich. Bei
Problemen des Typus „schleichende Um-
weltverschlechterung“, wie Flächenver-
brauch, Bodenvergiftung oder Grundwas-
serbelastung sind Erfolge dagegen selte-
ner oder fehlen ganz. Massenmedien und
parlamentarische Institutionen folgen in
der Regel einem Reaktionsmuster, das 
negative Erfahrungen (etwa Schocks wie
Seveso oder Tschernobyl) voraussetzt. 
Moderne Umweltplanung soll dagegen
die Handlungsbedingungen für die Lö-
sung von Zukunftsproblemen verbessern,
deren Dringlichkeit nicht auf unmittelba-
rer Erfahrung, sondern „nur“ auf wissen-
schaftlicher Prognose fußt.
Eine wissenschaftlich begründete Zielbil-
dung ist angesichts der schleichenden Ak-
kumulation von Umweltbeeinträchtigun-
gen unvermeidlich: Auch wenn Ressour-
cenverbrauch, Emissionen, Abfallmengen
usw. pro Jahr zurückgehen, nehmen die
angehäuften Bestände an Schadstoffen
und Eingriffen zu – nur langsamer. Außer-
dem wird eine umfassende Maßnahmen-
planung deutlich machen, wie weit tech-
nische Verbesserungen ausreichen, die
Ziele zu erreichen und wo und in welchem
Ausmaß die sehr viel schwierigere Umstel-
lung von Verhaltensweisen notwendig 
ist.
Der neue Typ der Umweltplanung kann –
nicht zuletzt aufgrund der Einbeziehung
der Verursacher – auch zur Entlastung der
nationalstaatlichen Umweltpolitik beitra-
gen. Die einvernehmliche Zielbildung auf
breiter Basis erlaubt, daß die Umsetzung
teilweise an nichtstaatliche Akteure dele-
giert werden kann, der Staat beschränkt
sich stärker auf die Rolle der „letzten In-
stanz“, die erst eingreift, wenn dezentrale
Maßnahmen sich als unzulänglich erwei-
sen.
Industrieländer wie Deutschland verfügen
bisher über eine Vielzahl „sektoraler“ Um-
weltpläne wie Raumordnungs-, Abfall-
wirtschafts- oder Gewässerschutzpläne.
Nationale Umweltpläne ermöglichen end-
lich einen Überblick über den Standard
umweltpolitischer Zielvorgaben und sind
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eine wichtige Informationsbasis für ein
breites Spektrum von Akteuren. In Öster-
reich begann der Planungsprozeß mit der
Zusammenfassung von 134 vorhandenen
Zielvorgaben. Der japanische Umweltplan
von 1995 setzt sich überwiegend aus be-
stehenden Fachplänen und Zielvorgaben
zusammen. In den Niederlanden und in
Neuseeland war Umweltplanung auch mit
Verwaltungsvereinfachungen verbunden.

Auch wirtschaftliche Gründe 
sprechen für eine umweltpolitische
Langzeitplanung

Auch wirtschaftliche Gründe sprechen für
eine umweltpolitische Langzeitplanung.
● Sie macht Umweltpolitik für Investoren

langfristig kalkulierbar und verringert
den Einfluß unberechenbarer Verände-
rungen der Politik, z.B. nach Wahlen/
Regierungswechsel.

● Sie verringert das Investitionsrisiko für
umweltbewußte Pionierunternehmen
und schafft zusätzliche Anregungen für
technische Innovationen.

● Sie ist ein systematischer Anreiz, Res-
sourcen effizient und kostengünstig zu
verwenden, Umweltkosten zu senken
und auf dem Weltmarkt der durch Um-
weltkennzeichen u.ä. geprägten Pro-
dukte Wettbewerbsvorteile zu errin-
gen.

● Langfristig unvermeidbare Umwelt-
schutzmaßnahmen lassen sich wirt-
schaftsverträglich gestalten oder mit
wirtschaftlichen Vorteilen verbinden
(sog. win-win-Lösungen).

● Sie sorgt vor gegen ökologische Stand-
ortverschlechterungen, unbezahlbare
Schäden/Schadenskosten und folgen-
schwere Verluste an Naturkapital.

In den Niederlanden beispielsweise hat
seit dem ersten Umweltplan 1989 die 
Bedeutung umweltfreundlicher Technolo-
gien, wie beabsichtigt, signifikant zuge-
nommen. Wirtschaftliche Vorteile, etwa
im Export, werden mit Nachdruck im Be-
richt Sustainable America (1996) des von
Präsident Clinton eingesetzten Rates für
Nachhaltige Entwicklung betont.
Es spricht vieles dafür, daß ökologische
Nachhaltigkeitsstrategien international so
weit um sich greifen, daß ihre Vernachläs-
sigung einem wirtschaftlichen Standort-
nachteil nahekommt. Wer die Globalisie-
rung der Wirtschaft zum Argument gegen
den Umweltschutz macht, übersieht das
Ausmaß, in dem der Weltmarkt bereits
heute durch eine Globalisierung des Um-
weltschutzes bestimmt wird. Dies ist eine
Chance, wie der Umfang an Arbeitsplät-
zen zeigt, die der Umweltschutz in OECD-
Ländern geschaffen hat (in Deutschland
fast 3 % der Beschäftigten), oder auch die
Tatsache, daß die internationalen Vorrei-
ter der Umweltpolitik immer auch techno-
logische Pioniernationen waren.

Der niederländische Umweltplan
ist nicht ohne Grund zum inter-
nationalen Modellfall geworden

Bisher gleicht kein Umweltplan dem an-
deren. Viele sind nicht viel mehr als ein er-
ster Schritt  hin zu einer verbindlichen Pro-
grammierung der Politik auf langfristige

Umweltziele (etwa der österreichische Na-
tionale Umweltplan). Andere Nachhaltig-
keitsstrategien haben eine differenzierte
Zielstruktur und wirksame Mechanismen
der Umsetzung. Für eine Bilanz ist es zu
früh. Nach einem langen Vorlauf (in den
Niederlanden fünf Jahre) befinden sich
die meisten Umweltpläne in einem Sta-
dium des Probierens (trial-and-error). Für
eine Bewertung ist wichtig, wie mit nicht
erreichten Zielen umgegangen wird: Wer-
den sie „vergessen“, werden sie revidiert
oder führen sie zu verstärkten Anstren-
gungen?
Der niederländische Umweltplan, der am
gründlichsten untersucht wurde, kann in
seinen Kernbereichen als Erfolgsfall ange-
sehen werden und ist nicht ohne Grund
zum internationalen Modellfall gewor-
den. Seine präzise Zielstruktur macht aber
auch die Defizite bei der Durchsetzung
sichtbar, zumindest im Bereich der Ver-
kehrspolitik.
Allemein legen die bisherigen Erfahrun-
gen folgende Grundbedingungen für den
Erfolg neuer Umweltpolitik im Sinne der
Agenda 21 nahe:
● Von der wissenschaftlichen Problem-

darstellung über vielfältige Konsensbil-
dungsprozesse bis zur Überprüfung
festgelegter Ziele ist nationale Umwelt-
planung mit so vielen Teilschritten ver-
bunden, daß ihre Abläufe nur durch
Institutionalisierung die nötige Zielstre-
bigkeit und Verbindlichkeit erhalten.
Alternativ zur Schaffung zusätzlicher
Einrichtungen sind in den Niederlan-
den, in Dänemark, Schweden, Japan
und Südkorea die bestehenden natio-
nalen Umweltbehörden mit dieser Auf-
gabe betraut. Wichtiger als die spe-
zielle Einrichtung ist die klare, förmli-
che Aufgabenzuweisung.

● Sowohl die Erarbeitung der wissen-
schaftlichen Grundlagen wie die kom-
petente Organisation von Zielbildungs-
prozessen auf breiter Grundlage bedür-
fen einer angemessenen, professionel-
len Infrastruktur und damit vor allem
entsprechender personeller Ressourcen.

● Für die Darstellung der zu formulieren-
den Umweltziele empfiehlt sich eine 
Matrix-Struktur, die die zentralen Pro-
blemfelder den wichtigsten Verursa-
cherbereichen zuordnet (s. Grafik).

Eine strategische Anstrengung
zur Überwindung ökologischer 
Langzeitprobleme

Das bedeutet: Eine auf Nachhaltigkeit an-
gelegte nationale Umweltplanung ist kein
beiläufiger Routineakt der Umweltver-
waltung, kombiniert mit unverbindlichen
Gesprächsrunden. Sie muß
● als strategische Anstrengung zur Über-

windung bisher ungelöster ökologi-
scher Langzeitprobleme begriffen wer-
den,

● von der Regierung gewollt sein,
● mit Geschick und Zielstrebigkeit ver-

folgt werden,
● von allen Beteiligten als Lernprozeß ak-

zeptiert werden, der seine Wirkung
nicht sofort erzielen kann.

Nationale Umweltplanung setzt auf sei-
ten der Umweltverbände einen langen

Atem voraus und erfordert auf seiten der
Wirtschaft die Einsicht, daß Immobilismus
in der Umweltfrage für ein hochent-
wickeltes Land wie Deutschland zum ent-
scheidenden Standortnachteil werden
kann, wenn Märkte immer stärker von
ökologischen Zukunftserfordernissen und
einer Globalisierung des Umweltschutzes
geprägt sind. Wenn sich nationale Um-
weltplanung bei der mittelfristigen Maß-
nahmenplanung zunächst auf diejenigen
Maßnahmen beschränkt, die wirtschaft-
liche Vorteile bieten, werden Güterprodu-
zentInnen wie VerbraucherInnen, aber
auch Wähler und Wählerinnen das Risiko
neuer Wege eher wagen.
Schon heute ist festzustellen, daß natio-
nale Umweltplanung
– ein wirksames Instrument zur Konfron-

tation der Verursacher langfristiger
Umweltprobleme ist,

– ein Vehikel zur „Vergesellschaftli-
chung“ von Umweltpolitik über den
Staat hinaus ist,

– gerade auch dort, wo Ziele nicht er-
reicht wurden, wichtige Impulse gibt,

– auch indirekte Lerneffekte bei den Be-
teiligten erzielt.

Ergänzt werden müssen nationale Um-
weltpläne wiederum durch Umweltpläne
der Bundesländer, wie sie in Deutschland
z.B. derzeit in Sachsen und Baden-Würt-
temberg angegangen werden (bisher
ohne nationalen Bezugsrahmen) oder im
österreichischen Bundesland Oberöster-
reich bestehen.

Die Bedeutung der lokalen Ebene

Auf kommunaler Ebene hat Nachhaltig-
keit schon vielfach ein konkreteres Ge-
sicht: die lokale Agenda 21. In den Kom-
munen zeigt sich, daß die Erkenntnis der
langfristigen Herausforderung der Agen-
da 21 der politischen Kultur eines Gemein-
wesens Impulse verleihen und auf diese
Weise neue Problemlösungskompetenzen
entwickeln kann. Hier bilden sich Runde
Tische nicht nur virtuell, sondern höchst
real. Hier können Akteurskoalitionen
auch kurzfristig sichtbare Erfolge bringen.
Hier ist das Ausloten von Lösungen, die
ökologische und soziale und ökonomische
Verbesserungen bringen, in überschauba-
rem Rahmen möglich.
Gleichzeitig stößt man aber an Grenzen
mangelnder Rahmenbedingungen durch
den Staat oder des Weltmarktes. Späte-
stens hier zeigt sich, daß die Frage, ob Um-
weltpolitik stärker nach der Maxime des
top-down oder bottom-up (durch staat-
liche Vorgaben von oben nach unten oder
Veränderung von unten nach oben) erfol-
gen solle, als müßig: Beide Ansätze sind
nötig, aus ihrer Dynamik ergibt sich ökolo-
gische Innovation.

Zum Willen der Politik muß das 
breite gesellschaftliche Engagement
treten

Ökologische Umsetzungsstrategien, die
wir dringend benötigen, um die in Rio
1992 von 170 Staaten der Welt geforder-
te nachhaltige Entwicklung ohne Be-
nachteiligung kommender Generationen
und der Länder des Südens zu erreichen,
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müssen auf Werten fußen, die uns die
Chance zu einem zukunftsträchtigen Le-
bens- und Wirtschaftsstil in den Industri-
eländern eröffnen. Nur mit solchen kon-
sensualen Wertmaßstäben läßt sich u.a.
verhindern, daß Begriffe wie Nachhaltig-
keit ins Zwielicht geraten bzw. dazu be-
nutzt werden, um ausgefahrene Gleise
weiter zu verfolgen. Langfristige Um-
weltplanung, entsprechend der 1992 ver-
abschiedeten Agenda 21, erfordert er-
stens, die derzeit eher zurückgestellte
Einrichtung internationaler Strukturen
umweltpolitischer Verantwortung und
Regelungskompetenz, zweitens die Er-
stellung nationaler Umweltpläne, drit-
tens die weitere Umsetzung in den Kom-
munen mit der Lokalen Agenda 21. Na-
tionale Umweltpläne bilden die Brücke
zwischen lokaler und internationaler
Ebene, erlauben vorsorgende, wirt-

schafts- und sozialverträgliche Planung,
orientiert an den nicht verhandelbaren
ökologischen Grenzen der Belastbarkeit
unserer Erde. Nationale Umweltpläne
sind ein neuartiges, vielversprechendes
Instrument, um eine zukunftsfähige Ent-
wicklung der Industriestaaten doch noch
möglich zu machen. Voraussetzung für
die konsensuale Zielbildung einer Um-
weltpolitik ist jedoch, daß die nationale
Regierung diesen Prozeß will und ihn mit
den notwendigen infrastrukturellen wie
personellen Ressourcen ausstattet. Von
den Umweltverbänden erfordert die
langfristige Umweltplanung neuen Typs
einen langen Atem, von der Wirtschaft
die Einsicht, daß Immobilismus in der
Umweltfrage zum entscheidenden Stan-
dortnachteil werden kann, je stärker die
Weltmärkte von ökologischem Druck ge-
prägt sein werden.

Von den Politikern ist zu fordern, daß 
sie sich auf eine breite, offene Diskussion
um die Zukunft einlassen, daß sie sich
selbst für langfristige Ziele einsetzen 
und nicht eigene (unbequeme) Einsich-
ten letztlich wahltaktischem Kalkül op-
fern. Die kurzfristigen Parteistrategien
und die auf Nachhaltigkeit orientierten
Strategien – wie die Entwicklung eines
Nationalen Umweltplans oder eines kom-
munalen Leitbilds – zu vereinbaren, ist
eine notwendige und ungewohnte Auf-
gabe.
So wichtig die Rolle der Politik ist, so ist
Nachhaltigkeit doch eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, die vielfältigen
Wandel erfordert – kulturellen, sozialen,
technischen und wirtschaftlichen Wan-
del. Wandel ist Wagnis – aber so
weiterzumachen wie bisher ist noch ris-
kanter.
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Umweltpolitische Ziele eines zukunftsfähigen Deutschlands
Land-
wirt-
schaft

Bergbau/
Rohstoff-
gewin-
nung

Energie Industrie
Bau-
sektor

Verkehr
Touris-
mus

Einzel-
handel/
Ver-
braucher

Umweltindikator Umweltziel (2010)

Ressourcenentnahme

Energie
Primärenergieverbrauch mindestens – 30 %
fossile Brennstoffe – 25 %
Kernenergie – 100 %
Erneuerbare Energien + 3,5 % pro Jahr
Energieproduktivität1) + 3,5 % pro Jahr*

Material
Nicht erneuerbare Rohstoffe – 25 %
Materialproduktivität2) + 4–6 % pro Jahr*

Fläche
Siedlungs- und Verkehrsfläche – absolute Stabilisierung

– jährl. Neubelegung: – 100 %

Landwirtschaft – flächendeckende Umstellung auf
ökologischen Landbau
– Regionalisierung der Nährstoff-
kreisläufe

Waldwirtschaft – flächendeckende Umstellung auf
naturnahen Waldbau
– verstärkte Nutzung heimischer Hölzer

Stoffabgaben/Emissionen
Kohlendioxid (CO2) – 35 %
Schwefeldioxid (SOx) – 80–90 %
Stickoxide (NOx) – 80 % bis 2005
Ammoniak (NH3) – 80–90 %
Flüchtige Organische – 80 % bis 2005
Verbindungen (VOC)
Syntetischer Stickstoffdünger – 100 %
Biozide in der Landwirtschaft – 100 %
Bodenerosion – 80–90 %

Umweltziele und Verursacherbereiche

1) Primärenergieverbrauch bezogen auf die Wertschöpfung (Brutto-Inlandsprodukt)
2) Verbrauch nicht erneuerbarer Primärmaterialien bezogen auf die Wertschöpfung
*)bei jährlichen Wachstumsraten des Brutto-Inlandsprodukts von 2,5 %. Allerdings ist zu betonen, daß die Erreichung der langfristigen Umweltziele bei anhalten-

dem Wirtschaftswachstum nicht gelingen kann.



Prof. Dr. Helge Majer lehrt Volkswirtschaft
an der Universität Stuttgart, Institut für
Sozialforschung und leitet dort die Abtei-
lung für Wachstums- und Innovationsfor-
schung. Er hat 1993 die Gründung des
Ulmer Initiativkreis nachhaltige Wirt-
schaftsentwicklung e.V. (unw) angestoßen
und ist dessen Vorsitzender.

Nachhaltige Entwicklung muß nicht zu-
letzt vor der eigenen Türe beginnen, vor
Ort, regional und lokal. Die bloße Mit-
gliedschaft einer Gemeinde z. B. im Kli-
mabündnis reicht nicht, sie muß auch 
Folgen haben. Erfolge sind nur dann zu
erreichen, wenn die Menschen in einer
Gemeinde, die Unternehmen eingeschlos-
sen, in einen umfassenden Kommunika-
tions- und Partizipationsprozeß einbe-
zogen werden. Der Ulmer Initiativkreis
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung e.V.
ist ein Beispiel, auch dafür, welche Er-
folgsbedingungen es gibt, welche Hemm-
nisse bestehen und wie diese überwun-
den werden können. Red.

Was heißt 
regionale Nachhaltigkeit?

„Ein neues Grundprinzip wirtschaftlichen
Handelns tritt . . . in einer ökologisch
modernisierten Volkswirtschaft an die
Stelle des Abbaus von Naturvermögen:
die Substanzerhaltung und Entwicklung
des Naturvermögens für künftige Genera-
tionen.“1

Regionale Nachhaltigkeit ist ein Teilaspekt
dieser globalen nachhaltigen Entwicklung.
Mit regionaler Nachhaltigkeit sollen die
Anforderungen des Kapitels 28 der Be-
schlüsse der Rio-Konferenz von 1992
(Agenda 21) auf lokaler Ebene umgesetzt
werden. Es handelt sich hierbei um eine
Konzeption, die in vielerlei Hinsicht die
traditionellen Umsetzungsstrategien der
Öko-Pax-Bewegung aufbricht und weiter-
führt. Der Ulmer Initiativkreis nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung e.V. (unw) geht
hierbei dezidiert eigene Wege.
Nachhaltige Entwicklung („sustainable
development“) kann durch die folgenden
Elemente charakterisiert werden: 2

Nutzungsansprüche an die Öko-Systeme
bestehen durch Wirtschaftsweisen und Le-
bensstile. Wirtschaftsweisen und Lebens-
stile nutzen die natürlichen Systeme als
Quellen und Senken. Soll eine Übernut-
zung vermieden und dauerhaftes Leben
und Wirtschaften auf der Erde möglich
werden, müssen die Nachhaltigkeits-
regeln eingehalten werden.3

Globalität: Begrenzter Raum. Nachhaltige

Entwicklung („sustainability“) ist eine glo-
bale Konzeption, die sich aus der Endlich-
keit des Planeten Erde ergibt. 
Langfristigkeit: Langsame Anpassung.
Nachhaltige Entwicklung ist ein Leitbild,
das nur über langfristige Anpassungszeit-
räume erreichbar ist. 
Irreversibilität: Die Zeit ist nicht umkehr-
bar, daher ist die Vorhersagbarkeit der Zu-
kunft nur sehr eingeschränkt möglich und
der Umsetzungsprozeß muß schrittweise
und iterativ erfolgen.
Ganzheitlichkeit: Ökologischer, ökonomi-
scher und sozialer Aspekt. Nachhaltigkeit
bedeutet, die Ziele Umweltverträglich-
keit, Wirtschaftlichkeit, Sozial- und Inter-
nationalverträglichkeit gleichzeitig zu
verwirklichen. Anders ausgedrückt: Öko-
logie und Ökonomie müssen unter dem
Postulat der (gesellschaftlichen und inter-
nationalen) Gerechtigkeit aufeinander
abgestimmt werden. Ganzheitlichkeit be-
deutet auch, Nachhaltigkeit als eine Le-
benswissenschaft zu interpretieren.
Vorsorge: Pfleglicher, haushälterischer
Umgang mit den natürlichen Lebens-
grundlagen.

Ziele und Wege

Notwendige Anpassungszeiträume und
Leitbildcharakter nachhaltiger Entwick-
lung legen es nahe, zwischen Zielen und
Wegen zu unterscheiden.3 Das Ziel der
Nachhaltigkeit ist dann erreicht, wenn die
genannten Nachhaltigkeitsregeln gelten.
Diese Regeln können nur in langfristigen
Anpassungsprozessen erreicht werden.
Diese Anpassungsprozesse können als
„Wege zur Nachhaltigkeit“ beschrieben
werden. Bei diesen Wegen geht es letzlich
darum, Quellen und Senken zu sparen
(und zu substituieren). Dies wird mit der
folgenden Tabelle verdeutlicht.
In der Tabelle wird von den Wirkungen
ausgegangen, die Wirtschaftsweisen und

Lebensstile auf die Natur haben. Soll dau-
erhaftes Überleben von Mensch und
Natur auf diesem Planeten gewährleistet
werden, dann müssen diese Wirtschafts-
weisen und Lebensstile letztlich so ausge-
richtet sein, daß sie die „Management-Re-
geln“ (H. Daly) für Nachhaltigkeit einhal-
ten. Nach Maßgabe dieser Regeln müssen
Quellen und Senken gespart und substitu-
iert werden. Wege zur Nachhaltigkeit be-
stehen darin, sukzessive über zahlreiche
Zwischenziele die Nachhaltigkeitsregeln
bei den Wirtschaftsweisen und Lebenssti-
len durch Substitution und Einsparung so
zu verwirklichen, daß das genannte Ge-
rechtigkeitspostulat erfüllt ist. 
Manchen mag diese Sicht von Nachhaltig-
keit zu ökonomisch-technisch sein. Dann
könnte Nachhaltigkeit in einer anderen
Weise beschrieben werden, als die „Kunst
des Überlebens“ für die heute lebenden
Generationen und für die zukünftigen.
Hierin wären dann alle Wirtschaftsweisen
und Lebensstile eingeschlossen, die schon
so ausgerichtet sind, daß sie von vornher-
ein die Nachhaltigkeitsregeln erfüllen. Be-
griffe wie Sorge, Vorsorge, haushälteri-
scher Umgang mit Personen und Dingen
stehen dann im Mittelpunkt. 
Ich möchte noch einen weiteren Aspekt
ins Zentrum rücken, den ich etwas ab-
strakt mit „Strukturähnlichkeit der Begrif-
fe auf den Betrachtungsebenen herstel-
len“ bezeichnen möchte. Es geht hierbei
darum, die allgemein formulierte Aufga-
be der dynamischen Harmonisierung von
Ökologie und Ökonomie und Sozialem
auf allen Ebenen deutlich zu machen.
Entscheidend ist, daß die Ganzheitlichkeit
dieser drei Ebenen im Zentrum steht. Dies
würde auch verlangen, daß die regiona-
len und lokalen Leitbilder sich an diese Be-
griffsebenen anlehnen müßten; bei der
Lokalen Agenda 21 ist diese Bedingung
erfüllt, da sie sich direkt von Rio 1992 aus
ableitet.
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Lokal kann und muß gehandelt werden

Regionale und lokale
Umsetzungsmöglichkeiten
Das Beispiel Ulmer Initiativkreis nachhaltige Wirtschaftsentwicklung

Von Helge Majer

Maßnahmen Quellen Senken
• Rohstoffe • Luft
• Energie • Boden
• Fläche • Wasser

Substitution Nicht-regenerative Nicht-assimilationsfähige Schad-
Quellen ersetzen und Reststoffe ersetzen durch 
durch regenerative assimilationsfähige 

Einsparung Reduktion der Mengen  Mengenreduktion und 
bei Gesunderhaltung  Gesunderhaltung
(Qualität) der Systeme



Die Lokale Agenda 21 zeigt auf, wie
Kommunen den Weg zur Nachhaltig-
keit gehen können

Auf der Konferenz für Umwelt und Ent-
wicklung der Vereinten Nationen in Rio
de Janeiro 1992 haben 179 Staaten eine
Agenda 21 beschlossen, ein Programm der
nachhaltigen Entwicklung („sustainable
development“) fürs 21. Jahrhundert. Die-
ses Programm muß von allen Akteuren
auf allen Handlungsebenen angepackt
werden. Im Kapitel 28 dieser Agenda wird
aufgezeigt, wie die Kommunen den Weg
zu nachhaltiger Entwicklung gehen kön-
nen, im Kapitel 30 ist die Rolle der Privat-
wirtschaft angesprochen.
Die Lokale Agenda 21 ist ein Programm,
das den Kommunen Anhaltspunkte dafür
gibt, wie die Beschlüsse der Rio-Konferenz
auf Städte und Gemeinden heruntergebro-
chen werden können. Inzwischen haben in
Deutschland etwa 100 Städte und Gemein-
den Maßnahmen für eine Umsetzung be-
schlossen. Darunter sind München, Germe-
ring, Heidelberg, Leipzig, Rostock, Ham-
burg, Köpenick, Osnabrück, Dervörden und
Ulm. Doch zu Recht beklagt die Enquete-
Kommission zum Schutz des Menschen und
der Umwelt des Deutschen Bundestages,
daß wir in Deutschland sehr spät dran sind.
Denn das Kapitel 28 der Agenda 21 sieht
vor, daß bis 1996 die Mehrzahl der Gemein-
den der Welt Programme zur lokalen Um-
setzung der Agenda 21 verabschiedet hat.
Diesem Beschluß sollte ein breit angelegter
Diskussions- und Beratungsprozeß mit der
lokalen Bevölkerung vorausgehen. 
Diese Verpflichtung hat die Bundesrepu-
blik Deutschland durch die Bundesregie-
rung im Juni 1992 in Rio mit der Unter-
zeichnung des Abschlußdokumentes der
Agenda 21 übernommen. Am 27. Mai
1994 verabschiedeten die Teilnehmer der
Europäischen Konferenz über zukunftsbe-
ständige Städte und Gemeinden in Aal-
borg, Dänemark die sog. Aalborg-Charta,
mit der die europäischen Städte in die Lo-
kale Agenda 21 eintreten. Auch der Bun-
destag (17. 6. 94) und die Ministerpräsi-
denten der Bundesländer (1. 12. 94)
haben sich zu dieser Aufgabe bekannt.
Die Aufgabe heißt, einen ökologischen,
ökonomischen und sozialen Verände-
rungsprozeß in Gang zu setzen und vor-
anzutreiben, der zur Einsparung von Roh-
stoffen, Energie und Fläche führt, und der
die Schad- und Reststoffe, die an Luft,
Boden und Wasser abgegeben werden,
wesentlich reduziert. Wir müssen lernen,
mit der Natur sorgsam umzugehen

Welche Ansatzpunkte gibt es, 
Veränderungen zu bewirken?

Was unterscheidet diese Aktivitäten von
den umweltpolitischen Maßnahmen, die
schon seit über 25 Jahren in der Bundesre-
publik verfolgt werden
● Der erste Unterschied besteht darin,

daß Nachhaltigkeit ausdrücklich ver-
langt, Ökologie, Ökonomie und Sozia-
les aufeinander abzustimmen. Entschei-
dendes Handlungskriterium ist (inter-
temporale und interregionale) Gerech-
tigkeit. Das Prinzip der Ganzheitlichkeit
muß also stets beachtet werden.

● Zweitens sind alle gesellschaftlichen Ak-
teure aufgefordert, die Verantwortung
für diesen Abstimmungsprozeß zu
übernehmen, die Wirtschaft, die öffent-
lichen und  die privaten Haushalte. Das
heißt, daß die traditionelle Trennung
zwischen Umsetzern und Betroffenen
aufgehoben werden sollte, und zwar im
Sinne eines partizipativen Dialogs.
Damit ist ein neues Politikverständnis
angesprochen, das sich wesentlich ablei-
tet aus Einsichten der „neuen Physik“,
der Irreversibilität der Zeit (zukünftige
Ereignisse sind prinzipiell nicht vorher-
sagbar) und der Nicht-Linearität von
Prozessen (Ursache und Wirkung kön-
nen nicht linear zugeordnet werden;
die Wirkung kann gleichzeitig Ursache
für eine weitere Wirkung sein).

● Drittens sind die Wege zur Nachhaltig-
keit wohl in Innovationen festgemacht,
jedoch in einer sehr breiten Sicht. Inno-
vationen sind alle neuen und neuar-
tigen Handlungsmöglichkeiten. Diese
beschränken sich nicht nur auf tech-
nisch-ökonomische Effizienz, sondern
sie beziehen auch verändertes Verhal-
ten (z.B. materieller Verzicht) und neue
Institutionen (z.B. neue formale Regeln
durch Gesetze, Verordnungen, Verträ-
ge, oder informelle Regeln wie neue
Werte, Sitten, Gebräuche) ein. 

● Viertens müssen auf allen Handlungs-
ebenen neue Handlungsmöglichkeiten
in Technik, Verhalten und Institutionen
erkundet und ausprobiert werden, in-
ternational (z.B. Commission for Sus-
tainable Development CSD), national
(z.B. Enquete-Kommission zum Schutz
des Menschen und der Umwelt), regio-
nal (z.B. Akademie für Technikfolgen-
abschätzung in Baden-Württemberg)
und lokal (z.B. Ulmer Initiativkreis nach-
haltige Wirtschaftsentwicklung e.V.).
Entscheidend ist, daß die lokalen Akti-
vitäten in ein nationales Sustainability-

Ethos oder in eine Verantwortungskul-
tur eingebettet sind. Die Trennung von
top-down und buttom-up sollte aufge-
hoben werden: Umsetzungsmaßnah-
men müssen – wie eine Zange – von
oben und von unten angesetzt werden.

Bedingungen für eine erfolgreiche
Umsetzung

Die Überlegungen zum Begriff regionaler
Nachhaltigkeit haben die wichtigsten ge-
staltenden Elemente einer Systematik für
die Umsetzung benannt und können nun
zusammengestellt werden: Leitbild, Ak-
teur, Netzwerk, Lernprozesse, Ressorcen-
veränderung, Veränderung von Zielen
und Aktivitäten, Machtverschiebungen,
Innovation,  Gerechtigkeit. Andererseits
kann das Gliederungsmuster für eine er-
folgreiche Veränderung von Manfred Linz
verwendet werden:
● Sinnvermittlung: Den Akteuren muß

der Sinn der Veränderung vermittelt
werden.

● Glaubwürdigkeit: Der „Vermittler“
muß glaubwürdig sein.

● Gerechtigkeit/Gleichbehandlung: Die
Veränderung muß gerecht sein, ihre
Kosten müssen alle gleichermaßen
„treffen“, und sie sollten auch alle glei-
chermaßen von der Veränderung „pro-
fitieren“.

Handlungsmöglichkeiten: Es sollten kon-
krete Handlungsmöglichkeiten angebo-
ten werden.
● Krise: Harald Spehl fügt noch hinzu:

Eine bestehende oder erwartete Krise
fördert den Veränderungswillen.

Diese Kriterien sind in der folgenden Über-
sicht (nächste Seite) zusammengestellt; sie
lauten Strategie, Infrastruktur und Umge-
bungsbedingungen. Zur Illustration ist ei-
ne Reihe von Beispielen angefügt.

Erfolgsfaktoren und Hemmnisse 

Die aufgeführten lokalen Aktivitäten wer-
den durch vielfältige Hemmnisse behin-
dert, aber es kann auch an Erfolgsfakto-
ren angeknüpft werden. Die wichtigsten
sind in der folgenden Tabelle zusammen-
gestellt. Wie können die Hemmnisse über-
wunden und die Erfolgsfaktoren gestärkt
werden? Nach aller Erfahrung scheint es,
daß den einzelnen Faktoren schwer mit
einzelnen Maßnahmen beizukommen ist.
Wie dies auch aus dem letzten Abschnitt
der strategischen Faktoren und der Um-
setzungs-Infrastruktur, alles eingebettet
in Umgebungsbedingungen, hervorgeht,
scheint ein ganzheitlicher, systematisch
aufgebauter Ansatz die meisten Aussich-
ten zu haben, einen Veränderungsprozeß
herbeizuführen. Die Vielfalt der Maßnah-
men ist dabei nicht redundant (oder, wie
man mit engen Kriterien auch sagt: „inef-
fizient“), sondern eröffnet einem von
starker Unsicherheit geprägten Planungs-
prozeß vielfältige Möglichkeiten der Ab-
pufferung.
Die schraffierten Felder der folgenden Ab-
bildung sollen im Anschluß besprochen
werden. Um möglichst konkret zu blei-
ben, will ich das Beispiel des Ulmer
Initiativkreis nachhaltige Wirtschaftsent-
wicklung e.V. (unw) verwenden.
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Betrachtungs- Ökologisches Ökonomisches Soziales
ebene System System System

Globale Ziele Umweltverträglich- Wirtschaftlichkeit Sozialverträglich-
keit keit

International-
verträglichkeit

Expo 2000 Natur Technik Mensch

Wirtschaftsunter- Naturnutzung Kapital Arbeiter
nehmen (indi- (Nutzungsansprüche (Nutzung von (Nutzung
viduelle Akteure) an Quellen Sachkapital) menschlicher

und Senken) Arbeitskraft)
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Kriterien

STRATEGIE

Strategische
Leitlinien  und 
Umsetzungs-
prinzipien

Umsetzung
der Leitlinien 
und Ziele 
(Ansatzpunkte)

INFRA-
STRUKTUR

UMGE-
BUNGS-
BEDINGUN-
GEN

Thesen (allgemeine Handlungsvorschläge)

Partizipativ-diskursiver Ansatz 
● Sinnhaftigkeit der Veränderung deutlich

machen.
● Nachhaltigkeitslücken: Aufzeigen, welche

Lücken zwischen gemessenen Umweltbe-
lastungen (Senken und Quellen) und
Nachhaltigkeitszielen (bei erfüllten Nach-
haltigkeitsregeln) bestehen.

● Vertrauen schaffen.
● Offenlegung und Öffentlichkeit der Ent-

scheidungen.
● Betroffenheit herstellen. 
● Mit der individuellen Verantwortung der

Akteure das Problemlösungspotential der
Beteiligten wecken (Selbstorganisations-
potential wecken).

● Verantwortung  wahrnehmen.
● Kooperieren.
● Verläßlichkeit der Ziele. 
● Taktische Flexibilität bei strategischer Kon-

stanz.
● Suchprozeß veranstalten. 

Hierarchisch-regulativer Ansatz
● Vollzug oder Aushandeln?

Durch Informieren Veränderungen
anstoßen
● Informationen verständlich aufbereiten

und bereitstellen.
● Hohe Qualität der Veranstaltungen.
● Praktisches Handeln theoretisch fundieren.
● An der (lokalen) Geschichte ansetzen.

Gerechtigkeit
● Kooperative Lösungen suchen. 
● Gerechte Lösungen aushandeln. 
● Langfristige Lösungen anstreben.

Ganzheitlichkeit
● Zielkonflikte zu wirtschaftlichen und sozia-

len Bereichen wegen Kurzfristorientierung
aufzeigen.

● Nachhaltigkeit in den Dimensionen Ökolo-
gie, Ökonomie und Soziales. 

● Vorgehensweise partial, selektiv oder
total.

Zeitdimension
● Zeit nehmen.
● Keine rasch sichtbaren Ergebnisse (Unge-

duld).
● Langfristorientierung.
● Wende vs. Langfristiger Strukturwandel.

Weitere Faktoren
● Erfolgserlebnisse für alle schaffen.
● Agenda-Erstellung als Ereignis aufbauen,

das allen Spaß macht. 
● Vom guten Leben sprechen und versu-

chen, es zu praktizieren.
● Humor und Fröhlichkeit nicht  unter-

drücken.

Innovationen  in
● Technik,
● Verhalten und 
● Institutionen

Akteursbezogenes Vorgehen
● Bei den Entscheidungsträgern beginnen.
● In Personen denken.

● Das persönliche Gespräch suchen. 
● Funktion /Handlungsträger (Wirtschaft,

Verwaltung, private Haushalte etc.). 

Netzwerke: Lernprozesse anstoßen,
Zielveränderungen bewirken, Ressour-
cenverschiebungen,  Machtverschiebun-
gen, Krisen, Handlungsbeispiele 
● Unterschiedliche Durchsetzungs- oder Um-

setzungsstrategien: fertige Lösungen vs.
Such- und Lernprozesse.

● Vorbilder herausstellen. 
● Maßnahmenschwerpunkte setzen.
● Konkrete Projekte durchführen.
● Überzogene Erwartungen (Erwartungs-

druck) und leere Versprechungen vermei-
den.

● Einzelpersönlichkeiten in den Mittelpunkt
stellen (bei Schlüsselakteuren beginnen),
Netzwerkbeziehungen ausnützen.

● Profilierungsbestrebungen von Einzelper-
sonen und Gruppen kanalisieren.

● Vorstellungen über „Lagertheorien“ (ideo-
logische Verhärtungen und Vorurteile
über andere) beachten. 

● Kompetenzkonflikte zwischen Behörden
offenlegen.

● Chronischen Termindruck und Zeitmangel
der Verantwortlichen durch Langfristpla-
nung entschärfen.

Personelle, sachliche und finanzielle
Ausstattung  der umsetzenden Organi-
sation

Glaubwürdigkeit
● Glaubwürdigkeit der Träger der Umset-

zung.
● Rolle als „Ehrlicher Makler“ erarbeiten.
● Unabhängigkeit.
● Neutraler (breiter, kompensatorischer)

ideologischer Hintergrund, z.B. durch viele
Mitglieder aus unterschiedlichen Berei-
chen.

● Forschung betreiben.
● Theoriegebundenes (begründbares, „wissen-

schaftliches“) Vorgehen.
● Kommunikation aufbauen und pflegen.

Finanzierung
● Finanzknappheit und Mangel an Personal.
● Öffentliche/private Finanzierung.

Einbindung in Handlungsebenen 
● Angebliche Entscheidungsunfähigkeit 

wegen fester Rahmenbedingungen (z.B.
Steuergesetze, Verordnungen, globale
Märkte) durch Einbindung überwinden.

● Personalunion von Aktivitäten auf unter-
schiedlichen Handlungsebenen nutzen
(statt bekämpfen).

● Stadtkultur
● Oberzentrum
● Feststellbare Ursache-Wirkungsbeziehun-

gen offenlegen (auch Beziehungen zwi-
schen „weichen“ und „harten“ Faktoren).

● Wirtschaftsstruktur
● Bevölkerungsstruktur
● Sozialstruktur
● Andere Verteilungsstrukturen
● Geschichte



Das Beispiel des unw in Ulm

Der unw wurde am 5. November 1993 im
Ulmer Rathaus von Wissenschaftlern, Politi-
kern und Unternehmern gegründet; im Ja-
nuar 1998 hatte er knapp 140 Mitglieder.
Der unw versteht sich als „intermediäre Or-
ganisation“ (von der Heydt) zwischen
staatlichen und privaten Organisationen,
oder, im Sinne von Scott Lash als „reflexive
Gemeinschaft“, die eigenverantwortlich
und selbstorganisatorisch als wichtig er-
kannte kollektive Zielsetzungen verfolgt.
In der oben erwähnten Handlungsabfolge
geht Manfred Linz davon aus, daß Verän-
derungen von Lebensstilen und Wirt-
schaftsweisen in einer aufgeklärten Gesell-
schaft nur möglich sind, wenn sie Sinn ma-
chen und wenn diejenigen, die sich ändern
sollen, diesen Sinn einsehen. Daher ist es
ein entscheidendes strategisches Prinzip
des unw, durch vielfältige Informationen
Lernprozesse anzustoßen, die dann zu
Handeln führen sollen. 
Manfred Linz stellt aber zu Recht heraus,
daß diejenigen, die die Notwendigkeit von
Veränderungen propagieren, selbst glaub-
würdig sein müssen. Deshalb muß sich die
umsetzende Organisation das Vertrauen
aller gesellschaftlichen Gruppen erarbei-

Wegen des Schwerpunktes auf der Wirt-
schaft sind im Vorstand auch zwei Unter-
nehmer vertreten. Der Wissenschaftliche
Beirat ist interdisziplinär zusammenge-
setzt. In der Forschungsgruppe arbeiten
i.d.R. vier Wissenschaftler und Wissen-
schaftlerinnen. Eine wichtige Institution
ist die Strategiediskussion der Mitglieder,
die zwei Mal im Jahr stattfindet. 
Die wichtigste strategische Frage lautet:
Wie können mit Hilfe von Informationen
Lernprozesse angestoßen werden, die zu
nachhaltigen Wirtschaftsweisen und Le-
bensstilen führen? Der unw setzt dabei
auf die bekannten Informationsmöglich-
keiten wie Zeitschrift (unw-nachrichten),
Schriftenreihe (Verlag Wissenschaft & Pra-
xis), Informationsblätter (unw-extra, unw-
regional Wirtschaftsblatt), Ausstellungen,
Projekte und Veranstaltungen, alles in
höchstmöglicher Qualität. Die jährliche
Großveranstaltung des unw mit der Stadt
Ulm im Stadthaus zeigt „Wege zur Nach-
haltigkeit“ für und mit wichtigen gesell-
schaftlichen Gruppen auf.

Runde Tische als Medium 
für die Umsetzung

Im Mittelpunkt der Informationen stehen
aber sog. mediations-basierte Runde Ti-
sche mit Schlüsselakteuren. In zahlreichen
Strategiediskussionen von Vereinsmit-
gliedern wurde beschlossen, Runde Tische
mit der Wirtschaft, der Verwaltung, der
Energieversorgung und den Bügern ein-
zurichten. Zunächst sollte bei den Verant-
wortlichen, also bei den Managern, Amts-
leitern und Energieanbietern angesetzt
werden, um später weitere Gruppen zu
erreichen. Im Rahmen eines Forschungs-
projekts sind nun Runde Tische mit 
Beschäftigten von fünf Ulmer Unterneh-
men angelaufen. Die Vorbereitungen für
Runde Tische mit Handwerksmeistern
sowie mit Schulleitern laufen. Mediations-
basiert heißt, daß die Runden Tische auf
den Erfahrungen der Mediation aufbauen
und insbesondere versuchen, die Problem-
lösungspotentiale der Teilnehmer und
Teilnehmerinnen der Runden Tische zu ak-
tivieren.
Die Hemmnisse sind vielfältig; sie müssen
– wie gesagt – ganzheitlich angegangen
werden. Die meisten lassen sich mildern
oder beseitigen, indem ohne Zeitdruck in
intensiven, beharrlichen und geduldigen
persönlichen Gesprächen mit Schlüssel-
personen im Netzwerk der Stadtgesell-
schaft der Sinn und die Notwendigkeit
einer Veränderung und die konkrete
eigenverantwortliche Handlungsmöglich-
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Hemmnisse Erfolgsfaktoren

Profilierungsbestrebungen von Mitgliedschaften der Stadt 
Einzelpersonen und Gruppen (z.B. Klimabündnis)

Unterschiedliche Durchsetzungs- oder Glaubwürdigkeit der Träger der 
Umsetzungsstrategien (Wende vs. Umsetzung
Langfristiger Strukturwandel – fertige
Lösungen vs. Such- und Lernprozesse)

Vorstellungen über „Lagertheorien“ Kenntnis der Beziehungsmuster
(ideologische Verhärtungen und ( „Netzwerke“) in der Stadt
Vorurteile über andere)

Zielkonflikte zu wirtschaftlichen Engagement wichtiger Persönlich-
und sozialen Bereichen wegen keiten der Stadt (z.B. OB, Bau- und 
Kurzfristorientierung Umweltbürgermeister, Rektoren,

Professoren, etc.)

Chronischer Termindruck und Zeit- Hohe Qualität der Veranstaltungen
mangel der Verantwortlichen

Besitzstände und Machtpositionen Langfristorientierung

Angebliche Entscheidungsunfähigkeit Unkonventionelles Handeln, taktische
wegen fester Rahmenbedingungen Flexibilität bei strategischer Verläß-
(z.B. Steuergesetze, Verordnungen, lichkeit der Ziele
globale Märkte)

Kompetenzkonflikte zwischen Konkrete Projekte durchführen
Behörden

Finanzknappheit und Mangel Günstiges Veränderungsklima
an Personal in der Stadt

Große Anzahl an „Verbündeten“
in der Kommune und außerhalb

Keine Bereitschaft zur Kommunikation Betroffenheit herstellen
(„Wir- wissen-alles-Syndrom“)

Vollzug versus Aushandeln Offenlegung und Öffentlichkeit
der Entscheidungen

Überzogene Erwartungen Einbeziehen kirchlicher Initiativen
(Erwartungsdruck)

Leere Versprechungen Erfolgserlebnisse für alle schaffen

Keine rasch sichtbaren Ergebnisse Agenda-Erstellung als Ereignis
(Ungeduld) aufbauen, das allen Spaß macht

Zusammengestellt aus der Anhörung der Enquete-Kommission zum Schutz des Menschen und der Umwelt am 
18. 11. 96 in Bonn

Vorstand
● Zwei Wissenschaftler
● Zwei Unternehmer

Info-
gruppe

Wissenschaft-
licher Beirat
13 Mitglieder

Forschungsgruppe
Zukunftsfragen

Mediations-basierte
Runde Tische
● Unternehmer
● Amtsleiter
● Energieanbieter
● Bürger
● Handwerker

Mitgliederversammlung
● 30% Unternehmen
● 25% Wissenschaftler und 
● Wissenschaftlerinnen
● 45% Bürgerinnen und Bürger

Januar 1998: 140 Mitglieder

Andere
Arbeits-
gruppen

ten. Dies ist sehr schwer. Doch wie soll an-
deren vermittelt werden, daß sie ein-
schneidende Veränderungen ihrer Wirt-
schaftsweisen und Lebensstile vornehmen
müssen, wenn die umsetzende Organisati-
on nicht glaubwürdig ist? Der unw ver-
sucht, diese Glaubwürdigkeit mit Hilfe von
zwei Faktoren zu erreichen: Erstens durch
eine wissenschaftliche Fundierung seiner
Arbeit, zweitens durch eine Zusammenset-
zung der Mitglieder, die quasi einem
Mikro-Netzwerk der Stadtgesellschaft ent-
spricht und in dem alle gesellschaftlichen
Gruppen vertreten sind. Dies geht aus der
folgenden Übersicht hervor:



keit verhandelt werden. In den meisten
Fällen kann aufgezeigt werden, daß mit
einer auf Nachhaltigkeit ausgerichteten
Veränderung ein individueller Eigennut-
zen erfüllt werden kann, am besten natür-
lich mit Argumenten, die auf die mittel-
und langfristige Sicht hinauslaufen. 

Auf soziale Ansteckungsprozesse
setzen

Sehr schwierig ist es aber, mit der kurzfri-
stigen Ergebnisorientierung zurechtzu-
kommen. Wie sollen die Ergebnisse sozial-
ökonomischer Prozesse gemessen wer-
den? Welcher Zeiträume bedarf es, um
überhaupt Veränderungen feststellen zu
können für Prozesse, die weitgehend
selbstorganisatorisch ablaufen? Die unw-
Unternehmergespräche fanden inzwi-
schen fünf Mal mit zuletzt ca. 30 Mana-
gern statt. Welche Ergebnisse? Viele Un-
ternehmen sind als Mitglieder in den unw
eingetreten und unterstützen seine Ziele,
finanziell und ideell. Fünf Unternehmen
führen Öko-Audits nach der EU-Verord-
nung durch und lassen sich von einem
Umweltgutachter prüfen. Doch die ent-
standene Sensibiltät für Umweltfragen,
wie läßt sich diese messen? Wie läßt sich
angeben, ob entstandene Kooperations-
beziehungen durch die unw-Gespräche
oder durch andere Impulse zustande ge-

kommen sind? Der unw setzt auf soziale
Ansteckungsprozesse, auch bei den Unter-
nehmergesprächen, und geht davon aus,
daß ein hochmotivierter Kern von Unter-
nehmerpersönlichkeiten, die vor allem
aus dem mittelständischen Bereich kom-
men, für andere als Vorbilder dienen
kann.
Seit Sommer 1997 koordiniert der unw
zusammen mit der Akademie für Technik-
folgenabschätzung in Baden-Württem-
berg einen Umweltdiskurs mit gesell-
schaftlichen Gruppen und Bürgern als
erste Stufe der Lokalen Agenda 21 in
Ulm. Hier zeigten sich zum ersten Mal
schwierige Probleme mit anderen Initiati-
ven in Ulm über „den richtigen Weg“. Es
ist sehr schwer, diese Probleme zu lösen,
da sie häufig auch mit Personen verbun-
den sind. Gesprächsbereitschaft, offene
Informationspolitik und Konsultation
scheinen wichtige Möglichkeiten, um
Vertrauen und eine „gesunde Streitkul-
tur“ herzustellen.
Allgemeines und Abschließendes läßt sich
wohl niemals sagen. „Reflexive“ Gemein-
schaften befinden sich in einem andauern-
den Lernprozeß, und zwar innerhalb ihrer
Gemeinschaft und mit den Akteuren, mit
denen sie zusammenarbeiten. Die Kunst
der sinnvollen Veränderung besteht wohl
darin, dieses Lernen zuzulassen und seine
Ergebnisse so gebündelt weiterzugeben,

daß sie weiteres Lernen anstoßen. Dies
klingt recht einfach und die meisten kön-
nen dem wohl zustimmen. Was ist aber,
wenn wir meinen, alles schon zu wissen?

Anmerkungen
1) BMBF, Rahmenkonzept zum Förderschwerpunkt Kon-

zepte für nachhaltiges Wirtschaften, Entwurf vom 
4. 6. 1996, S. 5.

2) In der Literatur finden sich zahlreiche Definitionen
(vgl. etwa die Zusammenstellung bei Majer, 1995);
diese sollen hier nicht referiert werden. Vielmehr wird
versucht, den Begriff mit seinen wesentlichen Elemen-
ten zu beschreiben, die dann als Bausteine der Analy-
se verknüpft und verwendet werden können.

3) Ein von der Neo-Klassik beeinflußter Zweig der Nach-
haltigkeitsforschung unterscheidet zwischen strong
und weak sustainability. Dieser Ansatz vermischt Ziel
und Weg und wird deshalb hier nicht weiter darge-
stellt.

Literaturhinweise

Helge Majer, Joachim Bauer, Christian Leipert, Ulrich
Lison, Friederike Seydel, Carsten Stahmer, Regionale
Nachhaltigkeitslücken. Ökologische Berichterstattung
für die Ulmer Region,  Schriftenreihe des unw, Bd. 2,
Sternenfels-Berlin 1996
Helge Majer, Mediationsbasierte Runde Tische in: Adel-
heid Biesecker, Klaus Grenzdörffer, Christiane Vocke
(Hg.), Neue institutionelle Arrangements für eine zeit-
gemäße Wohlfahrt, Pfaffenweiler 1997, S. 125 – 142
Helge Majer, Wirtschaftswachstum und nachhaltige Ent-
wicklung, 3., vollständig neu bearbeitete Auflage von:
Wirtschaftswachstum. Paradigmenwechsel vom quanti-
tativen zum qualitativen Wachstum, 2. Aufl., München-
Wien 1998
Helge Majer, Friederike Seydel (Hrsg.), Pflastersteine.
Ulmer Wege zur Nachhaltigkeit, Schriftenreihe des unw,
Bd. 4, Sternenfels-Berlin 1998

Die Landeszentrale für politische Bil-
dung Baden-Württemberg, die Medi-
en- und Filmgesellschaft Baden-Würt-
temberg und der Südwestfunk veran-
stalten vom 15. bis 18. Juli in Zusam-
menarbeit mit der IHK Karlsruhe eine
dreitägige Tagung zum Thema „Infor-
mation – Rohstoff des 21. Jahrhun-
derts“.

Die globale Informationsflut steigt und
steigt: Zwischen 1960 und 1990 nahm
das Angebot der klassischen Medien
Zeitung, Zeitschrift, Radio und Fernse-
hen um 4000 Prozent zu. Gleichzeitig
entstehen neue und anforderungsrei-
chere Medien. Die Vervielfachung po-
tentiell entscheidungsrelevanter Infor-
mationen hat Auswirkungen auf die In-
formationsverarbeitung im Unterneh-
men sowie auf das Informationsverhal-
ten jedes Einzelnen. Die Vermutung: In-
formationsmüll führt zu Streß, Überla-
stung und geringere Produktivität. Und
weiter: Die Gesellschaft teilt sich in die,
die an Informationen teilhaben und
die, die nicht daran teilhaben. Die Er-
kenntnis: Eine effiziente Organisation,

Aufbereitung und Nutzung des imma-
teriellen Rohstoffs Information ist von
großer Bedeutung sowohl für den Un-
ternehmenserfolg als auch für das per-
sönliche Fortkommen.
Programmschwerpunkte der „Baden-
Badener Sommerakademie 1998“ sind
„Die individuelle Wahrnehmung, Ver-
arbeitung und Wiedergabe von Infor-
mation“, „Das Management und die
Organisation von Informationen im 
Unternehmen“ sowie „Innovative In-
formationsdienstleistungen“. Wissen-
schaftler unterschiedlichster Disziplinen
und Experten aus Unternehmen geben
fachlichen Input, Beispiele, Einschät-
zungen und Prognosen. Die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer diskutieren mit
Vertretern der wichtigen gesellschaftli-
chen Bereiche über die Auswirkungen
der Informationsexplosion auf For-
schung und Wissenschaft und über die
Architektur der Informationsgesell-
schaft des 21. Jahrhunderts.
Die „Baden-Badener Sommerakade-
mie“ richtet sich an Nachwuchskräfte
aus Wirtschaft, Wissenschaft und öf-
fentlicher Verwaltung sowie an jüngere

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
sellschaftlicher Institutionen in Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz, die
am Beginn ihrer beruflichen Laufbahn
stehen, über fachlichen Bezug zum Be-
reich Medien sowie zu den IuK-Techno-
logien verfügen und Interesse an gesell-
schaftlichen Fragen mitbringen. Die
Veranstaltung will berufliche Entschei-
dungen der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer unterstützen, Chancen und Ri-
siken künftiger Entwicklungen aufzei-
gen und Kontakte innerhalb der Me-
dienlandschaft im Südwesten herstel-
len.

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. Der
Teilnehmerbeitrag beträgt 400 DM,
incl. Unterbringung im Hotel.

Infos zum Programm und Anmeldung
bei der „Baden-Badener Sommer-
akademie 1998“, c/o Südwestfunk, 
Abt. Unternehmensplanung / Medien-
forschung, 76522 Baden-Baden (Tele-
fon 0 72 21/92-42 81, Fax 92-20 08,
sommerakademie@swf.de).

3. Baden-Badener Sommerakademie
„Information – Rohstoff des 21. Jahrhunderts“
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